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Liebe Leserinnen, lieber Leser,

dieses Heft aus der Schriftenreihe des Jugendamtes der Stadt Leipzig eröffnet eine
neue Dimension kommunaler Verantwortung und kommunalen Handelns für Kinder-
tagesstätten.

Erstmals wird ein Fachplan für Bildungsprozesse in Kindertagesstätten nach dem
SGB VIII / KJHG § 22a i. V. m. §§ 79, 80 aufgelegt. Die Stadt Leipzig stellt sich
damit offensiv dem bundesweit erhobenen Anspruch an die Weiterentwicklung der
Elementarpädagogik. Wir leben in einer Wissensgesellschaft. Nicht früh und konse-
quent genug kann die Vorbereitung darauf beginnen. 

Diesem Gedanken folgend soll durch Bildung, Erziehung und Betreuung, in den
Kindertagesstätten der nachwachsenden Generationen ein optimaler Start in das
Leben ermöglicht werden. Die Kinder erhalten die Chance, die Welt mit allen Sin-
nen zu erfahren und dabei die Erwachsene als kompetente Begleiter zu erleben.

Vor den Trägern und den pädagogischen Fachkräften steht die ehrgeizige Aufgabe,
ambitioniert geeignete Rahmenbedingungen für Lernprozesse von Kindern zu ge-
währleisten und die dafür erforderlichen Netzwerke zu knüpfen. Das ist eine täglich
neu herzustellende innovative Herausforderung, die hohe Beweglichkeit im Denken
und Handeln der Akteure voraussetzt. Das Wohl der Kinder und die Kontinuität des
Erziehungsprozesses haben dabei oberste Priorität. Das Zusammenspiel von Erzie-
hungsberechtigten, Tagespflegepersonen, kinder- und familienbezogenen Institutio-
nen des Gemeinwesens ist von den Fachkräften dialogorientiert zu organisieren. 
Sie sind es auch, die die Lebensübergänge der Kleinsten positiv gestalten und Mög-
lichkeiten schaffen, dass diese als Chance von allen Beteiligten begriffen werden. 

Der Stadtrat hat diesen Fachplan mit einem einstimmigen Votum bei der Ratsver-
sammlung am 14.12. 2005 bestätigt und dabei insbesondere die stärkere Teilhabe
von Kindern und Eltern am Geschehen in den Einrichtungen mit der Auslobung von
Partizipationspreisen hervorgehoben.

Mein besonderer Dank gilt all jenen, die diesen wichtigen Schritt möglich gemacht
haben. Bitte unterstützen Sie uns weiterhin. 

Dr. Siegfried Haller 
Leiter des Jugendamtes 

Vorwort

„Das Denken macht sich auf den Weg des bewegt-Seienden.“
Ernst Bloch
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Dieser Fachplan setzt auf den bundes- und landesrechtlichen Vorgaben des Leis-
tungsbereiches Kita auf. Es drückt die Grundpositionen für die fachliche Ausrich-
tung von Bildung, Erziehung und Betreuung in Leipziger Kindertageseinrichtun-
gen aus. Der Fachplan richtet sich an die Träger und deren Fachkräfte, die mit der
Leistungserbringung beauftragt sind. 
Er richtet sich aber auch an die Familien, die die Umsetzung kritisch begleiten sollen.

Es liegt ein Fachplan vor, der bei der Umsetzung des Bildungs- und Erziehungsauf-
trages in Leipziger Kindertageseinrichtungen darauf fokussiert, 
· Bildung als einen aktiven, subjektiven Aneignungsprozess des Kindes zu

beschreiben,
· Werteerziehung als wesentliches Moment von Erziehung zu thematisieren,
· Erziehungspartnerschaft mit Familien hervorzuheben,
· sich zur Trägervielfalt zu bekennen,
· die entscheidende Rolle der Fachkräfte zu benennen,
· die Kita im Sozialraum als Kommunikationsort herauszufordern,
· den Anspruch auf eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung aufzumachen.

Der Fachplan benennt die herausgehobenen Bundes- und Landesmodellprojekte, auf
deren Grundlage die fachliche Arbeit in Leipzig weiterentwickelt werden soll. Diese
sind die Projekte „Zum Bildungsauftrag von Kindertageseinrichtungen“ sowie die
„Nationale Qualitätsinitiative im System von Kindertageseinrichtungen“.

Darauf basierend soll sich eine neue Kultur des Lernens und der wechselseitigen An-
erkennung in der Arbeit der Kindertageseinrichtungen etablieren. 
Getragen von dem Grundanliegen, nachfolgenden Generationen einen optimalen
Start in das Leben zu ermöglichen, sollen Kinder die Möglichkeit erhalten
· ihre Lernerfahrungen und Lernwege individuell zu entwickeln,
· ihre Wahrnehmung zu schulen,
· Übergänge als Chance zu begreifen,
· Beziehungsaufbau zu erlernen,
· Regeln und Grenzen zu verstehen, auszutauschen und einzuhalten,
· ihre Lernbereitschaft wach zuhalten,
· Erwachsene als kompetente Begleiter zu erleben.

Vor den Trägern und den pädagogischen Fachkräften steht ein ehrgeiziger Anspruch, die
geeigneten Rahmenbedingungen für Lernprozesse von Kindern zu gewährleisten und die
dafür erforderlichen Netzwerke zu knüpfen. Das ist ein täglich neu herzustellender inno-
vativer Prozess, der hohe Beweglichkeit im Denken und Handeln der Akteure vorausetzt. 

Zusammenfassung
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Das Jugendamt schlägt dem Stadtrat zur Umsetzung des Fachplanes folgende
Beschlusspunkte vor:
1. Der Fachplan wird in der vorliegenden Fassung bestätigt. 
2. Die Fortbildung zur „Bildung in der frühen Kindheit“ wird allen Trägern,

Leiterinnen und Erzieherinnen in der Stadt Leipzig angeboten.
3. Bis Ende 2006 werden projekthaft Konsultationseinrichtungen für beste Praxis in

Kindertageseinrichtungen entwickelt.
4. Das Jugendamt wirkt darauf hin, dass alle Träger ein Qualitätsentwicklungsinstru-

ment zur internen Evaluation der pädagogischen Prozessqualität in den Kin-
dertageseinrichtungen und ein Qualitätsentwicklungsinstrument zur Evaluation
der Trägerqualität zur Anwendung bringen.

5. Den Trägern wird empfohlen, für vorgenannte Evaluation die Qualitätsentwick-
lungsinstrumente der Nationalen Qualitätsinitiative zur Anwendung zu bringen.

6. Das Jugendamt schreibt jeweils einen Wettbewerb für Kinderbeteiligungsprojekte
und Elternmitwirkungsprojekte in den Kindertagesstätten aus.

7. Die Umsetzung des Fachplanes wird durch einen Beirat begleitet und nach zwei
Jahren bilanziert. Die Ergebnisse werden dem Stadtrat zur Kenntnis gegeben. 

Kinderfreundlichkeitsprüfung

Der Fachplan „Förderung von Kindern in Kindertagesstätten und Kindertages-
pflege“ beschreibt die Positionen der Stadt Leipzig bei der Umsetzung des Bil-
dungsauftrages in Leipziger Kindertageseinrichtungen unter der Maßgabe von
Trägervielfalt.

Ziel dieses Fachplanes ist es, die Bedingungen für frühkindliches Lernen zu ver-
bessern und die Zusammenarbeit mit Familien auszubauen.

Die Umsetzung des Fachplanes hat keine finanziellen Auswirkungen. 

Die Eltern würden z. B. in Elternabenden mit den Inhalten vertraut gemacht.

Kinderfreundlichkeitsprüfung
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1
Vom Bundesgesetzgeber ist das Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII /KJHG)
als Leistungsgesetz in die Steuerungshoheit der Gebietskörperschaften (kreisfreie
Gemeinden und Landkreise) gegeben und somit ein bedeutsames kommunalpoliti-
sches Handlungsfeld.
Die Ausgestaltung des Gesetzes bezieht sich auch auf das Tagesbetreuungsausbau-
gesetz (TAG), das seit dem 01. Januar 2005 als Teilerneuerung des KJHG gilt und
das Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (KICK), das am 01. Oktober 2005
in Kraft getreten ist. 
Somit ist es Aufgabe und Chance einer Kommune zugleich, durch Beschreibung
fachlicher Prämissen die Schwerpunkte und Zielrichtung für die Umsetzung und
Entwicklung der Jugendhilfe zu bestimmen. 
Die Rolle des Jugendamtes leitet sich aus der Gesamt- und Letztverantwortung nach
dem SGB VIII, insbesondere der §§ 79 und 80, ab. Das Jugendamt ist für die Leis-
tungserbringung gegenüber den Menschen einer Stadt als Kosten- und Leistungsträ-
ger in der Verantwortung und somit auch in der Verantwortung für die fachliche
Grundorientierung der Ausgestaltung des Aufgabenfeldes bzw. Leistungsbereiches.
Nach § 78 SGB VIII beteiligt das Jugendamt die freien Träger der Jugendhilfe inner-
halb der Facharbeitsgruppe Kindertagesstätten an der fachlichen Diskussion und
somit an der Weiterentwicklung dieses Leistungsbereiches.

Für einzelne Bereiche sind bereits Fachplanungen entstanden. Das sind die Teilfach-
planungen zu den „Hilfen zur Erziehung“, „Beratungsstellen“, zur „Kinder- und
Jugendförderung“ und zum „Kindschaftsrecht und Kindeswohl“; veröffentlicht in der
Schriftenreihe des Jugendamtes der Stadt Leipzig. Ein zentraler Leistungsbereich im
SGB VIII sind die Kindertagesstätten und die Kindertagespflege ausgewiesen in den
§§ 22 bis 24 SGB VIII. Der Fachplan „Förderung von Kindern in Kindertagesein-
richtungen und Kindertagespflege“ ordnet sich in diesen Kontext ein. Er geht über
die jährlich fortzuschreibende Bedarfsplanung hinaus und wendet sich den pädagogi-
schen Inhalten zu. Der Fachplan fügt sich ein in die rechtlichen, konzeptionellen, wirt-
schaftlichen sowie trägerspezifischen Rahmenbedingungen. Er orientiert sich eng an
der aktuellen Bildungsdiskussion in Deutschland und speziell an der im Freistaat
Sachsen.

1.1 Geltungsbereich

In dem Fachplan „Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kinder-
tagespflege“ werden Grundpositionen für die Förderung von Kindern beschrieben.
Er richtet sich an die Trägervertreter und Fachkräfte des öffentlichen und der freien

1 Rahmenbedingungen
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Rahmenbedingungen1
Träger der Jugendhilfe in Leipzig im Leistungsbereich Kindertageseinrichtungen 
und an Tagespflegepersonen.

Der Fachplan soll aber auch Eltern als Grundlage dienen, die fachliche Weiterent-
wicklung von institutioneller Bildung und Erziehung mit zu verfolgen und an deren
Ausgestaltung mitzuwirken. Er soll Anregungen bieten, die Kinder gemäß ihrem
Alter und ihrem Entwicklungsstand zu beteiligen. Die Eltern- und Familienorientie-
rung soll die Arbeit der Kindertageseinrichtungen prägen und die Kitas zu Treffpunk-
ten im Wohnumfeld wachsen lassen. 

Der Teilbereich Kinderkrippe
Kinder bis zum dritten Lebensjahr können in einer Kinderkrippe aufgenommen wer-
den. In der Stadt Leipzig gibt es zur Zeit drei Einrichtungen, die ausschließlich die-
ser Altersgruppe vorbehalten sind.

Der Teilbereich Kindergarten
Kinder vom dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt können einen Kindergarten be-
suchen. Für die Eltern besteht nach § 24 SGB VIII ein Rechtsanspruch auf einen
Kindergartenplatz für ihr Kind. In der Stadt Leipzig gibt es zur Zeit 9 Einrichtungen,
die ausschließlich dieser Altersgruppe vorbehalten sind. 
176 Einrichtungen bieten Krippe und Kindergarten (z. T. auch Hort) im Verbund an. 

Der Teilbereich Hort
Kinder vom Schuleintritt bis zum Ende der vierten Klasse können vor und nach dem
Unterricht einen Hort besuchen. In der Stadt Leipzig sind 56 Angebote in der
Trägerschaft des Schulverwaltungsamtes räumlich in Schulgebäuden organisiert.
In freier Trägerschaft werden 9 Horte betrieben.

Der Teilbereich Kindertagespflege
Tagespflege ist ein gleichwertiges Leistungsangebot zur Betreuung von Kindern in
Kitas, wobei sich beide Angebote (Kita und Tagespflege) durch ein eigenständiges
Profil auszeichnen.
Bei der Kindertagespflege wird ein Kind oder werden mehrere Kinder individuell durch
eine Tagespflegeperson entweder im eigenen Haushalt oder im Haushalt der Perso-
nensorgeberechtigten des Kindes betreut. Die familienähnliche Betreuung von Kin-
dern durch Personen, die für einen bestimmten Zeitraum den Erziehungsauftrag für
die Eltern übernehmen, steht im Mittelpunkt.
Die Tagespflege wird seit 2002 projekthaft in der Stadt Leipzig entwickelt und soll
in der Regel für Kinder bis zum zweiten Lebensjahr zur Anwendung kommen.
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Gesetzliche Grundlagen 1
1.2 Anliegen des Fachplanes

Im Fachplan werden Grundprinzipien der Bildung, Erziehung und Betreuung in Kin-
dertageseinrichtungen und Kindertagespflege für die Umsetzung in der Stadt Leipzig
formuliert, die sich aus der aktuellen Bildungsforschung ableiten. Sie basieren auf
wissenschaftlichen Erkenntnissen z. B. der Pädagogik, der Neurobiologie, der Hirn-
forschung, der Entwicklungspsychologie sowie der Familienforschung.

Im Mittelpunkt steht dabei die optimale Förderung und Betreuung aller Kinder.
Ziel ist: 
· die Sicherung der Chancengleichheit von Kindern gleich welcher Herkunft beim

Start ins Leben durch die Möglichkeiten der Elementarpädagogik. 
· die Unterstützung von Familien bei ihrer Erziehungsaufgabe.
· die Unterstützung der Eltern bei dem Bestreben nach Vereinbarkeit von Beruf und

Familie. 

1.3 Gesetzliche Grundlagen

Der Leistungsbereich der Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege wird
durch bundes- und landesrechtliche Vorgaben bestimmt. 

Bundesgesetze
SGB VIII Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) §§ 22 und 23
Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) §§ 22 bis 24
Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (KICK) §§ 22 bis 24, 43, 72

Das SGB VIII formuliert über diese Paragraphen hinaus weitere Schwerpunkte, die
für die Arbeit in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege relevant sind.
Dabei sind folgende Paragrafen zu benennen: 

§ 3 Freie und öffentliche Jugendhilfe
§ 4 Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien Jugendhilfe
§ 5 Wunsch- und Wahlrecht
§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
§ 9 Grundrichtung der Erziehung, Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen
§ 24 Ausgestaltung des Förderungsangebots
§ 70 Organisation des Jugendamts und des Landesjugendamts
§ 80 Jugendhilfeplanung.

Landesgesetz
Sächsisches Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen – Gesetz über
Kindertageseinrichtungen – (SächsKitaG) als Landesgesetzgebung 
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Das SächsKitaG wird durch folgende Rechtsverordnungen ergänzt:
· Sächsische Qualifizierungsverordnung vom 09. Januar 2004 (SächsQualiVO)
· Empfehlung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales zu den räumlichen

Anforderungen an Kindertageseinrichtungen – vom 02. Juni 2005 
· Sächsische Integrationsverordnung – SächsIntegrVO – vom 13. Dezember 2002
· Gemeinsame Vereinbarung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und

des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus zur Kooperation von Kindergarten
und Grundschule vom 13. August 2003.

Weiterhin sind für den Leistungsbereich die Beschlüsse der Jugendministerkonferenz
und Kultusministerkonferenz vom Mai und Juni 2004 maßgeblich. 
Sie definieren mit dem „Gemeinsamen Rahmen der Länder für die frühe Bildung in
Kindertageseinrichtungen“ abgestimmte Auffassungen über Bildung und Erziehung
sowie über die umzusetzenden Bildungsziele in den Ländern (Anlage 1).

1.4 Weiterführende Grundsatzpapiere des Jugendamtes der Stadt Leipzig

Zur fachlichen Umsetzung des gesetzlichen Auftrages hat das Jugendamt der Stadt
Leipzig in den letzten Jahren bereits vier konkrete Schwerpunkte benannt und rah-
mengebend für die trägerspezifische Umsetzung ausformuliert. 
Diese sind:
1. Standards zur Ausgestaltung von Tagespflege (Anlage 2)
2. Positionspapier zur Umsetzung der Elternmitwirkung nach § 6 SächsKitaG (Anlage 3) 
3. Gemeinsame Vereinbarung zur Kooperation von Jugendamt und Regionalschulamt

in Leipzig vom 27. Oktober 2004 (Anlage 4)
4. Kooperationsvereinbarung mit dem Gesamtelternrat Leipziger Kindertageseinrich-

tungen (GER) vom März 2005 (Anlage 6).

Diese Papiere leiten sich aus der Gesetzeslage und der aktuellen Bildungsdiskussion
ab. Dieser Fachplan setzt auf genannten Unterlagen auf bzw. wird durch diese ergänzt.

1.5 Grundsätze der Bedarfsplanung Kindertagesstätten 

Die Bedarfsplanung ist nach § 8 SächsKitaG jährlich fortzuschreiben. Die Fortschrei-
bung erfolgt jeweils unter der Sicht, dass die Bereitstellung von Plätzen in Kinder-
tageseinrichtungen und Kindertagespflege direkt die Wettbewerbsfähigkeit einer Stadt
unterstützt. Über eine aktiv gesteuerte kommunale Kinder- und Familienpolitik wer-
den Voraussetzungen für Ansiedlung und Zuzug, Lebensperspektive, persönliche und
berufliche Entfaltung sowie das Image, in einer modernen, attraktiven und kinder-
freundlichen Stadt zu leben, geschaffen.

Rahmenbedingungen
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Abbildung 1: Geburtenentwicklung in der Stadt Leipzig von 1994 bis 2025

Entsprechend der Beschlusslage des Stadtrates zur Kindertagesstättenplanung 2004
bis 31. Dezember 2005 (DS IV/ 3744) setzt die aktuelle Bedarfsplanung den im 
§ 3 des Sächsischen Kindertagesstättengesetzes (SächsKitaG) formulierten Anspruch
von Kindern auf den Besuch von Kindertagesstätten um. Die Stadt Leipzig setzt den
Schwerpunkt, Leipziger Familien im Rahmen der verfügbaren Haushaltmittel mög-
lichst uneingeschränkt einen Krippen-, Kindergarten- oder Hortplatz bzw. gleichwer-
tige Angebote der Kindertagespflege zur Verfügung zu stellen. Zudem besteht für die
Familien die Möglichkeit, im Rahmen einer wöchentlichen Betreuungszeit die tägli-
che Aufenthaltsdauer des Kindes in einer Kindertagesstätte bzw. Kindertagespfle-
gestelle variabel zu vereinbaren.

Seit 2000 hat sich für die Stadt Leipzig der Trend bestätigt, dass die Zahl der Geburten
stetig steigt und die Nachfrage nach Betreuung in Kindertageseinrichtungen und Tages-
pflege wächst.
Nach der aktuellen Bevölkerungsvorausschätzung des Amtes für Statistik und Wah-
len vom Juli 2005 ist bis zum Jahr 2011 von einem jährlichen Geburtenzuwachs und
damit von einem Anstieg wohnhafter Kinder auszugehen (vgl. Abb. 1). 

Quelle: Jahre 1994–2004: Statistisches Landesamt Sachsen, Amt für Statistik und Wahlen 
Jahre 2005-2025: Bevölkerungsvorausschätzung des Amtes für Statistik und Wahlen von 2005

Grundsätze der Bedarfsplanung Kindertagesstätten
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Wie aus der Abbildung ersichtlich, wird beginnend mit dem Jahr 2004 bis 2011 mit
deutlich mehr als 4.000 Geburten pro Jahr zu rechnen sein. Daher wird die Nach-
frage nach Plätzen in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege anhaltend
hoch bleiben. Die wachsenden Geburtenzahlen werden in den kommenden Jahren
auch zu einem Nachfrageanstieg in den grundschulbegleitenden Horten führen.
(Quellverweis: Bedarfsplanung Kindertagesstätten)

1.6 Deregulierung und Flexibilisierung des Leistungsangebotes Kindertages-
stätten

Beginnend mit dem Jahr 2004 wurde zwischen öffentlichem Träger und den freien
Trägern erstmals ein Instrument zum effektiven Mitteleinsatz bei der Finanzierung
von Kindertageseinrichtungen eingesetzt. Dieses Instrument schriftlicher Leistungs-
vereinbarungen wird jeweils trägerspezifisch verhandelt und jährlich fortgeschrieben. 

Dieses Modell wird zunächst für drei Jahre bis Mitte 2006 erprobt. Mit den Leis-
tungsvereinbarungen sollen folgende Schwerpunkte umgesetzt werden:
· Einführung der Pauschalfinanzierung des Trägers,
· Flexibilisierung des Mitteleinsatzes beim Träger,
· Senkung des Verwaltungsaufwandes auf beiden Seiten durch Vereinfachung des

Abrechnungsverfahrens,
· Stimulierung des Aufbaus von Kindertagespflegeangeboten durch die freien

Träger,
· Etablierung von inneren Wirkungsmechanismen zur Erhöhung der Wirtschaftlich-

keit des Leistungsangebotes,
· Pauschalfinanzierung der Einrichtungen in Trägerschaft des Jugendamtes. 

Zwischen den Vertragspartnern ist erstmals vereinbart, dass die Trägerkonzepte eine
regelmäßige Evaluierung erfahren und dem Jugendamt zugeleitet werden. Damit
erhält der öffentliche Träger aktuell Kenntnis von den inhaltlichen und qualitativen
Standards. 

Die Träger leiten dem Jugendamt ein Exemplar ihrer Jahresberichte als Bilanzierung
zu und ermöglichen damit dem Jugendamt entsprechende praxisbezogene Rück-
schlüsse für seine Rolle als öffentlicher Träger.

Die Trägerkonzepte setzen auf den Prämissen dieses Fachplanes auf. Die Bilanzie-
rungsschwerpunkte leiten sich konkret von den hier beschriebenen Schwerpunktset-
zungen ab. Somit werden die Leistungsvereinbarungen zum Qualitätsmessinstrument.

Rahmenbedingungen
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1.7 Entwicklung von Trägervielfalt in Leipzig

1990 waren nahezu alle Kinderkrippen und Kindergärten in kommunaler Verwal-
tung. Es gab einige wenige konfessionelle Angebote sowie Betriebskindereinrich-
tungen.

Mit Etablierung verschiedener Vereine und kirchlicher Träger setzte nach 1990 ein
langsamer Wandel hin zur Vielfalt von Trägerschaft ein. 

Prinzip der Trägervielfalt und Pluralität des Angebotes
Die Stadt Leipzig positioniert sich mit dem Beschluss des Stadtrates RB III-462/00
vom 18. Oktober 2000 klar zum Prinzip der Trägervielfalt und Pluralität und setzt 
dieses Ziel konsequent um. Es ist gesetzlicher Auftrag Vielfalt und Pluralität zu orga-
nisieren bzw. zu zulassen.
Dabei wird auch auf eine kommunale Trägerschaft von Angeboten in Kindertages-
einrichtungen, Horten und Kindertagespflege Wert gelegt. 
Neue Angebote, die sich perspektivisch von der Bedarfsplanung ableiten, sollen
diese Pluralität stärken. 

Nachfolgende Übersicht soll die Trägervielfalt in Leipzig abbilden:

Entwicklung von Trägervielfalt in Leipzig

Quelle: Jugendamt/Abt. Fachkoordination und -beratung/Jugendhilfeplanung

Abbildung 2: Entwicklung der Trägerlandschaft in Leipzig 1995 bis 2005
(ohne Horte an Grundschulen)
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Allein von 1997 bis 2005 wurden ca. 100 Kindertageseinrichtungen in freie Träger-
schaft überführt mit dem Auftrag an die Träger, die fachliche Weiterentwicklung 
auf hohem Niveau voranzutreiben. Dabei hat sich seit 2001 das Prinzip der Ausschrei-
bung als Steuerungsmechanismus für die Vergabe bewährt. 

Freie Trägerschaft
Die Umsetzung des Bildungs- und Erziehungsauftrages von Kindertageseinrichtun-
gen der spezifisch auch für die Kindertagespflege gilt, ist gesetzlich gefordert und
damit für alle Träger verbindlich. Die differenzierte konzeptionelle Umsetzung ob-
liegt dabei den Trägern von Kindertageseinrichtungen. Unterschiedliche Leitbilder
der Träger bedingen eine plurale Angebotsgestaltung. 
Durch die verschiedenartige Ausführung innerhalb des gesetzlichen Rahmens eines
Angebotes kommt das Wunsch- und Wahlrecht von Eltern zum Tragen und ein fach-
lich fundierter Wettbewerb in Gang.

Aufsetzend auf den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen zum Lernen in der
frühen Kindheit und dem konkreten Bildungs- und Erziehungsauftrag von Kinder-
tageseinrichtungen stellen sich in der Stadt Leipzig zur Zeit ca. 60 unterschiedliche
Träger der Jugendhilfe im Leistungsbereich Kindertageseinrichtungen/Horte/Kin-
dertagespflege der Herausforderung, dem Bildungsanspruch zukünftiger Generatio-
nen gerecht zu werden. 
Sie setzen dabei gezielt Schwerpunkte nach Leitbild bzw. Grundhaltung, z. B.
· das Generationen übergreifende Arbeiten,
· die Arbeit nach reformpädagogischen Ansätzen,
· eine besonders ausgeprägte Partizipation von Eltern,
· den religionspädagogischen Ansatz, 
· die Umweltpädagogik,
· die bilinguale Bildung und Erziehung,
· die musisch-ästhetische Erziehung,
· den heilpädagogischen Ansatz,
· die Förderung von Hochbegabung.
Darin kommt die Stärke von Trägervielfalt in einer Stadt zum Ausdruck.

Im Bereich der Kindertagespflege unterstützt das Jugendamt seit 2004 die Entwick-
lung dieses Tätigkeitsfeldes bei freien Trägern. Die gewonnenen Erfahrungen fließen
kontinuierlich in das Gesamtprojekt der Kindertagespflege zurück. 

Kommunale Trägerschaft
Die Stadt Leipzig hält auch weiterhin ein Basisangebot an Einrichtungen vor. Nur
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist nach § 3 Abs. 2 SGB VIII zur Wahrneh-
mung von Aufgaben und Leistungen verpflichtet. Er muss auf Bedarfsänderungen
reagieren und überall dort Angebote vorhalten, wo keine ausreichende Deckung des

16

1 Rahmenbedingungen
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Abbildung 3: Kapazitäten in kommunalen Einrichtungen und Kitas freier

Träger (Stand: Juli 2005) – ohne kommunale Horte an
Grundschulen

Abbildung 4: Zahl der Einrichtungen in kommunaler und freier Trägerschaft
(Stand: Juli 2005) – ohne kommunale Horte an Grundschulen

Quelle: Jugendamt/Abt. Fachkoordination und -beratung/Jugendhilfeplanung

Quelle: Jugendamt/Abt. Fachkoordination und -beratung/Jugendhilfeplanung

Entwicklung von Trägervielfalt in Leipzig

Broschüre_Format.qxd  18.10.2006  13:25 Uhr  Seite 17



18

1 Rahmenbedingungen

Bedarfes durch freie Träger erfolgt. Die fachliche, innovative Arbeit in diesem
Leistungsbereich kann so zielstrebig auf der Grundlage realistischer Einschätzun-
gen beispielhaft vorangetrieben werden. 
Das Jugendamt hat in seiner Gesamt- und Letztverantwortung die gewonnenen
Erkenntnisse aus Projekten trägerübergreifend, zeitnah in der Praxis auszuprobieren
und anzuwenden. Im nächsten Schritt ist es dann Aufgabe des Jugendamtes, diese
Ergebnisse allen Trägern zugänglich zu machen sowie die Träger zu beraten. Damit
werden Rahmenbedingungen für eine Entwicklung im Kontext wissenschaftlichen
Fortschritts geschaffen.

Die Anstrengungen des Jugendamtes als Träger von Kindertageseinrichtungen richtet
sich besonders darauf:
· wissenschaftliche Erkenntnisse zum Bildungs- und Erziehungsauftrag zielorien-

tiert in die Praxis zu übertragen und weiterzuentwickeln,
· projekthaft zu arbeiten und die Erkenntnisse zu multiplizieren.
Auf dieser Grundlage bietet das Jugendamt als öffentlicher Träger praxisnahe Trans-
fer- und Beratungsstrukturen für die Geschäftsführungen der freien Träger an und
initiiert in der Facharbeitsgemeinschaft Kita einen fundierten Erfahrungsaustausch. 

Darauf aufsetzend werden auch in kommunalen Kindertageseinrichtungen Speziali-
sierungen unterstützt wie 
· Anwendung reformpädagogischer Ansätze,
· bilinguale Bildung und Erziehung,
· Medienpädagogik,
· interkulturelles Arbeiten,
· Integration von Kindern mit Behinderungen,
· Gesundheits- und Umweltpädagogik,
· Eltern- und Familienarbeit.

Das Jugendamt wird als Träger von Kindertageseinrichtungen in den nächsten Jah-
ren geeignete Standorte zusammenlegen, d. h. in der Regel zwei bestehende Ein-
richtungen, die im räumlichen Bezug zueinander stehen, unter eine Leitung stellen.
Damit wird sich die Anzahl der Kindertageseinrichtungen rein zahlenmäßig verrin-
gern. Zugleich wird ein höherer Anspruch an die Leitung dieser Einrichtungen ge-
stellt. 

Die Kindertagespflege wurde im Jugendamt 2002 projekthaft entwickelt. Mit der
Ausführung ist der Verbund kommunaler Kinder- und Jugendhilfe (VKKJ) beauf-
tragt. Das Erfahrungspotenzial, welches hier gewonnen wird, wird den freien Trä-
gern zur Verfügung gestellt (Anlage 5). 
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Seit Veröffentlichung der Delphi-Studie 1 1998, die auf die notwendigen Kernkompe-
tenzen einer Wissensgesellschaft verweist, und die Veröffentlichung der Ergebnisse
der TIMSS 2- und PISA3-Studien, die klar belegen, dass die Bildungsqualität an deut-
schen Schulen dem internationalen Vergleich nicht Stand hält, beherrscht das Thema
„Bildung“ verstärkt die öffentliche Diskussion. 

Experten fordern als Konsequenz dieser Erkenntnisse eine Reformierung des deut-
schen Bildungssystems, die Entwicklung klarer Bildungskonzepte und die Verstän-
digung auf gemeinsame, länderübergreifende Bildungsziele.

Die Diskussion um Veränderungsprozesse betrifft jedoch nicht nur das Schulsystem.
Der gesellschaftliche und wissenschaftliche Erwartungsdruck richtet sich ebenso auf
die Elementarpädagogik. Die Frage ist berechtigt, inwieweit die dort praktizierte ele-
mentare Bildung und Erziehung geeignet ist, die Kinder ausreichend auf ihre künfti-
ge Lebensgestaltung in Schule, Beruf, Gesellschaft und Familie vorzubereiten sowie
den dafür notwendigen Kompetenzerwerb zu ermöglichen. 

„... die junge Generation von morgen muss über komplexe Qualifikationen und
Entwicklungskompetenzen verfügen, das Denken in Zusammenhängen beherr-
schen, kommunikations- und entscheidungsfähig sein und bereit, die Risiken der
eigenen Entscheidungen zu tragen“ 4, gibt HANS JOACHIM LAEWEN während
der Eröffnungsrede auf dem Symposium „Kinder brauchen Kinder – neue Wege in
der Kinderbetreuung“ bereits am 29.9.1997 in Dresden zu bedenken.

Im Widerspruch zu den hohen Anforderungen zeigen zahlreiche deutschlandweite
Untersuchungen, dass die Qualität vorschulischer Erziehung und Bildung je nach
Institution heterogen ist, insgesamt aber das Maß der Mittelmäßigkeit nicht über-
schreitet. Aus den Forschungsergebnissen der Studie „Wie gut sind unsere Kinder-
gärten?“ 5 geht hervor, dass 1998 zwei Drittel der Kindergartengruppen als qualitativ
mittelmäßig abgeschnitten haben. Diese Erkenntnisse haben landesweite Bemühun-
gen um die Verbesserung der Prozessqualität in deutschen Kindertageseinrichtungen
vorangetrieben.

2 Bildungsdiskussion

1 Bundesministerium für Bildung und Forschung: Delphi-Befragung I „Wissendelphi“ II „Bildungsdelphi“
2 TIMSS-Studie 1997 internationaler Schülerleistungsvergleich in Mathematik und Naturwissenschaften
3 PISA-Studie 2000:Iinternationaler Schülerleistungsvergleich Schwerpunkt Leseverständnis, PISA-Studie 2003:

Leistungsvergleich zwischen den deutschen Bundesländern
4 Laewen, Hans Joachim: infans, Institut für angewandte Sozialisationsforschung/ Frühe Kindheit e. V., Berlin
5 Tietze, Wolfgang: Professor für Erziehungswissenschaft mit dem Schwerpunkt Kleinkindpädagogik an der

Freien Universität Berlin  
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Internationale Forschungen verdeutlichen, dass wesentliche Voraussetzungen und
Grundlagen für die Entwicklung der kognitiven, emotionalen und sozialen Kompe-
tenzen in den ersten Lebensjahren der menschlichen Entwicklung gelegt werden. 

Wissenschaft belegt auch, dass Kinder von Geburt an „kompetente“ und „aktive“
Lerner sind, die die Welt mit Neugierde und Begeisterung erforschen.
Dazu brauchen sie interessierte Erwachsene, die von Anfang an die Sicht- und Er-
lebniswelt der Kinder wahrnehmen, sich mit ihren Fragen an die Welt auseinander-
setzen und sie in ihrem Entdeckungs- und Erkenntnisdrang unterstützen. Denn die
Verweildauer der Kinder in den Kindertageseinrichtungen bietet ausreichend Spiel-
raum für Entwicklung. „Rund 4000 wache Stunden verbringen Kinder heute vor
dem Schuleintritt in einem Kindergarten. In diesen Stunden sollen sie ausdrücklich
mehr als nur ‘betreut werden’“, fordert Donata Elchenbroich, Wissenschaftlerin auf
dem Gebiet der vergleichenden Kindheitsforschung. 

Bereits 1999 hat das Forum Bildung, eine Initiative von Bund und Ländern, Emp-
fehlungen für die pädagogische Praxis in Kindertageseinrichtungen und Grund-
schulen erarbeitet und auf die Förderung zukunftsweisender Bildungsinhalte hinge-
wiesen. Wichtige Grundsätze dabei sind:
· eine stärkere Orientierung der pädagogischen Arbeit an den Lern- und

Bildungsinteressen der Kinder,
· eine Intensivierung der Angebote in den Bildungsbereichen Naturwissen-

schaft, Technik, Fremdsprachen und in musisch-kreativen Bereichen,
· eine intensivere Zusammenarbeit mit den Familien unter Einbeziehung neuer

Formen der Elternarbeit.

Das Forum Bildung empfiehlt den Ländern und Kommunen, den Bildungs- und Er-
ziehungsauftrag für Kindertageseinrichtungen durch konkrete Bildungsziele zu defi-
nieren und die curriculare Umsetzung zu befördern. Dazu braucht es Transfer- und
Beratungsstrukturen für die Praxis, die wissenschaftliche Begleitung von Praxis-
modellen und bei allen Beteiligten die Bereitschaft zu lebenslangem Lernen.

Die gesetzliche Grundlage für Reformprozesse ist gegeben, denn sowohl das SGB VIII
als auch das SächsKitaG weisen den Kindertageseinrichtungen einen klaren Bildungs-
und Erziehungsauftrag zu.
Als wissenschaftliche Grundlage werden diesbezüglich die Erkenntnisse aus dem
Bundesmodellprojekt „Zum Bildungsauftrag von Kindertageseinrichtungen“ (Infans
e. V. 1997 – 2000), welches unter der Leitung von Hans-Joachim Laewen Vorschläge
zur Konkretisierung des Bildungs- und Erziehungsauftrages von Kindertages-
einrichtungen formuliert hat, sowie verschiedene Anschlussprojekte anerkannt. 

Bilungsdiskussion
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2.1 Bedeutung und Inhalte der Begriffe Bildung, Erziehung und Betreuung

Neuere Ergebnisse der Neurobiologie, der Hirnforschung sowie der Entwicklungs-
psychologie zeigen, dass wesentliche Voraussetzungen und Grundlagen für die Ent-
wicklung der kognitiven, emotionalen und sozialen Kompetenzen in den ersten
Lebensjahren gelegt werden.
Die gesellschaftliche Entwicklung und insbesondere die Wirtschaft verweisen auf
wesentliche Bildungsqualifikationen, die junge Menschen gegenwärtig und zukünf-
tig benötigen, um Lebens- und Arbeitswelten gut gestalten zu können. 
Vor diesem Hintergrund soll auf die Inhalte der im gesetzlichen Auftrag verankerten
Begriffe Bildung, Erziehung und Betreuung näher eingegangen werden.

Bildung
Der Begriff Bildung geht in seiner neuzeitlichen Bedeutung auf Wilhelm von Humboldt
zurück. Die Vorstellungen Humboldts fasst Hartmut von Hentig wie folgt zusammen:
„Bildung ist die Anregung aller Kräfte eines Menschen, damit diese sich über die
Aneignung der Welt in wechselseitiger Ver- und Beschränkung harmonisch-propor-
tionierlich entfalten und zu einer sich selbst bestimmenden Individualität oder Persön-
lichkeit führen, die in ihrer Idealität und Einzigartigkeit die Menschheit bereichere.“ 6

Bereits Anfang des 17. Jahrhunderts legte Jan Amos Comenius seine „Große Didak-
tik“ vor. Er verstand unter „Großer Didaktik die vollständige Kunst, alle Menschen
alles zu lehren“ und sah das erste und letzte Ziel dieser Didaktik darin, „die Unter-
richtsweise aufzuspüren und zu erkunden, bei welcher die Lehrer weniger zu lehren
brauchen, die Schüler dennoch mehr lernen, in den Schulen weniger Lärm, Über-
druss und unnütze Mühe herrsche, dafür mehr Freiheit, Vergnügen und wahrhafter
Fortschritt ... .
... Es ist also nicht nötig, in den Menschen etwas von außen hineinzutragen. Man
muss nur das, was in ihm beschlossen liegt, herausschälen, entfalten und im einzel-
nen aufzeigen“ (Comenius).

„Bilden ist sich bilden“, hatte Hartmut von Hentig ausgeführt und herausgestellt, dass
seit Humboldt dem Begriff Bildung das Moment der Selbständigkeit, des Sich-Bildens
der Persönlichkeit hartnäckig an haftet. Damit eröffnet sich ein spezifischer Zugang zu
Fragen der Bildung. 

Dieser spezifische Zugang geht zunächst einmal davon aus, dass Bildung nicht
etwas ist, dass von außen gemacht werden kann und auch nichts ist, was man
wollen kann (Laewen 2002) 7. Auf diesen Zusammenhang hatte bereits Comenius

6  v. Hentig, H.: Bildung. München, Wien 1996, S. 40
7 Laewen, H.-J.; Andres, B.: Forscher, Künstler, Konstrukteure. Neuwied, 2002

Bildungsdiskussion
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hingewiesen, aber auch bei Johann Heinrich Pestalozzi und Maria Montessori fin-
den wir ähnliche Vorstellungen. 

Prägnant zum Ausdruck gebracht wird dieser Zugang zu Fragen der Bildung in der
Reggio-Pädagogik: Das Kind ist der Konstrukteur seiner Kenntnisse (Laewen 2002),
ist Forscher und Entdecker.

Bildung und Erziehung sind in fast allen westeuropäischen Sprachen eine Sinnein-
heit. Humboldt selbst hat in die deutsche Sprache jedoch die Begriffe Bildung und
Erziehung eingebracht. Entsprechend seiner Definition steht der Begriff Bildung für
die Selbst-Tätigkeit des Kindes zur Aneignung von Welt 7. 

Also ist Bildung eine eigene Fähigkeit des Kindes. Wenn man davon spricht, dass
Kinder sich selbst bilden, ist gemeint: Kinder entwerfen selbst ein Bild von der Welt,
ihren Zusammenhängen, und sie entwerfen zugleich ein Bild von sich selbst als
einem Teil dieser Welt. Dieses Bild ist aber kein einfaches Abbild, sondern eine
Konstruktion des Kindes. Wir sprechen heute deshalb vom „konstruierenden Kind“.
Kinder entdecken, erforschen und gestalten ihre Welt und die dazugehörigen Dinge.
Sie lernen mit allen Sinnen, von Geburt an. Man könnte sagen, sie sind biologisch
so angelegt. Kinder wollen lernen und sie wollen etwas leisten.   

Weil Kinder selbst entdeckend lernen sollen, müssen Gegenstände und Materialien,
so vorbereitet werden, dass Kinder an ihnen auch selbstbestimmt lernen können.
Dabei ist das Spiel die wichtigste Lern- und Selbstbildungsmethode des Kindes. Es
versetzt Kinder in die Lage, sich selbständig mit seiner Umgebung auseinander zu-
setzen. 
Wenn Bildung die Tätigkeit des Kindes ist, kann sie nicht gleichzeitig die Tätigkeit
der Erzieherin sein. Aber Bildung ist ohne Erziehung nicht denkbar. 

Erziehung
Erziehung ist die Aufgabe der Erzieher/ innen/Tagespflegeperson in der Kinder-
tageseinrichtung/Kindertagespflege und zielt auf die Anregung aller Kräfte des
Kindes. Sie ermöglicht, unterstützt und fordert die Bildungsprozesse des Kindes her-
aus. Erziehung betrachtet Kinder als Partner in einem kooperativen Projekt.
Auftrag von Erziehung ist es sowohl die Umwelt des Kindes als auch die Interaktion
mit dem Kind zu gestalten.
In der Kita entscheiden die Erzieher/ innen sozusagen über den Ausschnitt der Welt
(Natur, Kunst, Malerei, physikalische und mathematische Prozesse u. a.), an dem das
Kind sich bilden kann. Die Erzieher/innen sollen in diesem Fall anregen, unterstüt-
zen und gestützt auf ihre Beobachtungen weiterentwickeln. Sie sollen die Stärken
der Kinder herausfordern. 

Bedeutung und Inhalte der Begriffe Bildung, Erziehung und Betreuung
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Erziehung entscheidet weiter auch darüber, ob und wie die Themen der Kinder er-
kannt, aufgegriffen und beantwortet werden und welche Themen Kindern zugemutet
werden sollen, die sich nicht unmittelbar aus ihrer Umgebung ergeben. 
Erziehung ist die bewusste und behutsame Einflussnahme der Erwachsenen auf die
Entwicklung des Kindes und hat das Ziel, bestimmte Einstellungen und Werte heraus
zu bilden.

Betreuung
Die Betreuung obliegt der elterlichen Sorgeverpflichtung. Eltern bestimmen, zu wel-
chen Teilen sie dieser Aufgabe selbst nachkommen bzw. an wen, wie lange und zu
welchen Bedingungen sie diese Aufgabe übertragen. Kindertageseinrichtungen bzw.
Tagespflegeangebote verstehen sich in ihrem Betreuungsauftrag immer auch als Schutz-
zonen. Hier  können sich Kinder frei von Gefahren bewegen. Betreuung steht hier
auch für die Versorgung der leiblichen Bedürfnisse der Kinder wie Essen, Trinken,
Schlafen und Körperpflege, für die Gestaltung einer sicheren Umgebung für das Kind. 

2.2 Grundverständnis frühkindlicher Bildungsarbeit

Kindertageseinrichtungen werden heute als unentbehrlicher Teil, als Basis des öffent-
lichen Bildungswesens verstanden. Unter Berücksichtigung entwicklungspsychologi-
scher Erkenntnisse sind sie mit ihrem ganzheitlichen Förderauftrag, ihrer lebenswelt-
orientierten Arbeit und ihren vielfältigen Beteiligungsmöglichkeiten geeignete Orte
für frühkindliche Bildungsprozesse. Der Schwerpunkt des Bildungs- und Erziehungs-
auftrages der Kindertageseinrichtungen liegt in der frühzeitigen Stärkung individuel-
ler Kompetenzen und Lerndispositionen, der Erweiterung, Unterstützung sowie He-
rausforderung des kindlichen Forscherdranges, in der Werteerziehung, in der
Förderung, das Lernen zu lernen und in der Weltaneignung in sozialen Kontexten. 

Die Bildungsbemühungen im Elementarbereich schaffen gute Voraussetzungen, grund-
legende Kompetenzen sowie persönliche Ressourcen der Kinder zu stärken und zu
entwickeln. Kinder sollen befähigt werden, künftige Lebens- und Lernaufgaben be-
wältigen zu können. Sie sollen eigenverantwortlich am gesellschaftlichen Leben teil-
haben und ein Leben lang weiterlernen können. Dabei nimmt das Spiel als altersge-
mäße aktive und komplexe Auseinandersetzung mit der Umwelt eine besondere
Bedeutung beim kindlichen Lernen ein. 

Es leitet sich ein Bildungsverständnis ab, das von folgender Grundposition ausgeht:
Kinder „arbeiten“ von Geburt an daran, sich selbst ein Bild von der Welt zu ma-
chen. Dazu benötigen sie eine verlässliche Bindung an eine Bezugsperson. Von
dieser sicheren Basis aus erkundet das Kind seine Umwelt und kann sich in Situa-
tionen, die es irritieren, auf diese Bezugsperson verlassen. 

Bildungsdiskussion
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In seiner späteren Entwicklung wird das „Prinzip wechselseitiger Anerkennung“
für das Kind die Basis für seine Bildungsbewegung.

Das Kind nimmt seine Umwelt wahr und interpretiert und gestaltet sie. Es über-
nimmt nicht die Welt unverändert im Sinne bloßer Abbildung. In einem inneren Ver-
arbeitungsprozess wird dieses Bild seiner Welterfahrungen neu strukturiert. Das be-
deutet, das Kind (der Mensch) hinterlässt Spuren. Seine Interaktionspartner stellen
sich auf das Kind ein. Auf der anderen Seite verändert dieser Lernprozess das Kind
selbst. Es muss auf zunehmend komplexer werdende Erfahrungen, die es täglich macht,
neu reagieren, neu antworten. Für diesen Lernprozess braucht das Kind andere Kin-
der, Erwachsene und die sächliche Umwelt.

Kinder lernen mit allen Sinnen. Sie brauchen dafür eine anregungsreiche Umge-
bung, in der sie die eigenen Themen erforschen und erkunden können. 

2.3 Bildung und Erziehung in Tageseinrichtungen für Kinder im
Grundschulalter

In jedem Alter wirken entwicklungspsychologische Besonderheiten, die die Bildungs-
prozesse von Kindern beeinflussen. Um den Bildungs- und Erziehungsauftrag des
Hortes zeitgemäß ausgestalten zu können, werden ergänzend zu allen Aussagen 
dieses Fachplans, die Gültigkeit für den gesamten Bereich Kindertageseinrichtungen /
Kindertagespflege haben, einige Spezifika für die Altersgruppe der ca. 6- bis 10jäh-
rigen Mädchen und Jungen benannt.

Eine entscheidende Antriebskraft der Entwicklung in dieser Altersgruppe liegt in der
zunehmenden Veränderung von Interaktionserfahrungen. Die Mädchen und Jungen
agieren zunehmend unabhängiger von ihren Herkunftsfamilien zu Gunsten einer in-
tensiven Auseinandersetzung mit anderen Kindern. Freunde werden zu Partnern, die
von Eltern nicht ersetzt werden können. Sie benötigen diese anderen Kinder zum
sich Wohlfühlen und zum Streiten.

In selbstinitiierten Auseinandersetzungen mit annähernd Gleichaltrigen entwickeln
Kinder u. a. Fähigkeiten zur Selbstbestimmung, zur Mitbestimmung, zur Verantwor-
tungsübernahme und zur Solidarität mit Benachteiligten. 

In diesem Alter rücken Themen zunehmend in den Mittelpunkt der aktiven Ausein-
andersetzung, die mit zwischenmenschlichen Beziehungen, Frieden, Umwelt, Un-
gleichheit, Ungerechtigkeit sowie mit Informations- und Kommunikationstechno-
logie zu tun haben. 

Bildung und Erziehung in Tageseinrichtungen für Kinder im Grundschulalter
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2.4 Pädagogische Prinzipien in Leipziger Kindertageseinrichtungen

Aus diesem Verständnis von frühkindlicher Bildung und Erziehung leiten sich päda-
gogische Prinzipien ab, die die Gestaltung der pädagogischen Arbeit in den Kinder-
tageseinrichtungen bestimmen sollen:

1. Kinder sind aktive Lerner
Kinder sind von Geburt an ihrer eigenen Weiterentwicklung interessiert. Sie erfassen
die Welt komplex mit allen Sinnen durch aktives Beobachten und durch Tätig sein.
So bereichern sie ihr vorhandenes Wissen durch neue Erfahrungen.

2. Kinder lernen in sozialen Zusammenhängen
Lernen ist immer in soziale Zusammenhänge eingebettet. In der Interaktion mit El-
tern, Verwandten, Freunden und Erziehern begreifen die Kinder ihre Umwelt. Sie
überprüfen ihre Erfahrungen und Erkenntnisse in der Auseinandersetzung mit ande-
ren Kindern und Erwachsenen und erwerben somit Wissen und Handlungsmuster.

Bildungsdiskussion

Kinder lernen in diesem Alter an konkreten Beispielen, dass es auf komplexe Pro-
bleme keine einfachen Antworten gibt. Sie erfahren, dass stets mehrere Lösungs-
wege und verschiedene Antworten existieren und diese abhängig sind u.a. von 
gesellschaftlichen und politischen Interessen, von eigenen Lebensbezügen und Wer-
ten. Sie lernen diese Lösungsmöglichkeiten wahrzunehmen, zu bewerten und ange-
messen umzusetzen.

Die Entwicklung von Verständnis für komplexe Situationen und die Förderung des
kreativen Umgangs mit dieser Komplexität stehen im Zentrum der Bildung und
Erziehung im Hort. 

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt, bei denen
Kinder:
· Demokratieerfahrungen machen können,
· System- und Problemlösungsorientierung entwickeln können, d. h. z B. systemi-

sches, zukunftsgerichtetes Denken und Methodenkompetenz entwickeln,
· den Wert von Selbstorganisation erleben können, d. h. z. B. Lernprozesse selbst

zu organisieren, auszuwerten und kritisch zu überprüfen,
· das Prinzip der Ganzheitlichkeit und Komplexität erfahren können, d. h. z. B. die

Möglichkeit globale Perspektiven einzunehmen und mit Vielfalt in jeder Hinsicht
konstruktiv umzugehen.
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3. Kinder lernen durch spielerische Aktivitäten 
Spielen ist die kindgemäße Form der Aneignung von Wissen und Ausdrucksmög-
lichkeit von Gefühlen und Erfahrungen.
Kinder erwerben im Spiel ein Verständnis von sich und der Welt. Das Spiel ist ein
zentraler Entwicklungs- und Lernkontext für Kinder. Deshalb ist der Auseinander-
setzung des Kindes über das Spiel ausreichend Raum und Zeit einzuräumen. Es ist
durch bildungsanregende Materialien zu unterstützten. 

4. Kinder lernen durch Teilhabe und Aushandlung
Kinder gestalten das Leben in der Kindertageseinrichtung aktiv mit. Sie lernen Mit-
verantwortung zu tragen, z. B. zu Abläufen, Regeln, Raumgestaltung, Dauer ihrer
eigenen Lernprozesse. Dadurch entwickelt sich demokratisches Bewusstsein.
Kinder lernen damit die Verantwortung zu übernehmen, die aus einer Entscheidung
erwächst.

5. Kinder haben das Recht auf Anerkennung ihrer Individualität
Individuelle Bestätigung und Anerkennung von Äußerungen und Handlungen stärken
das Kind in seiner Selbstwahrnahme. Individuelle Stärkung bildet die Grundlage für
die Entwicklung von Authentizität und die Erfahrung, dass Anderssein als Bereiche-
rung gelebt wird. 

6. Emotionale Sicherheit und Zuwendung bieten die Basis für kindliche
Lernprozesse

Die Erzieherin wird erst als Bindungsperson zur Bildungsperson. Emotionale Bin-
dung ist für das Kind eine notwendige Bedingung für Lernen und Selbstentwick-
lung. Durch die emotionale Unterstützung und die grundlegende Akzeptanz des 
Kindes schafft die Erzieherin die Voraussetzung dafür, dass für das Kind die Bestä-
tigung seiner Persönlichkeit erfahrbar wird. 

7. Erzieher sind Gestalter einer anregenden Lern- und Erfahrungswelt
Die Erzieher/innen gestalten den Lebensraum Kindertageseinrichtung als Bildungs-
raum, der zur aktiven Auseinandersetzung und Erkundung auffordert. Sie entwickeln
die Kindertageseinrichtung zur Lernwerkstatt und zum Kommunikationszentrum
weiter. Sie schaffen eine lernanregende Atmosphäre über entsprechendes Material,
hinreichend Zeit für Versuch-Irrtum-Lernen und ein wertschätzendes Miteinander
zwischen Kind, Erzieher und Eltern. Dabei sorgen sie für eine Balance zwischen
Stetigkeit und anregender Veränderung.

8. Erzieher sind Dialogpartner und Impulsgeber
Die Erzieher / innen geben, durch aufmerksame Beobachtung gestützt, Lernunterstüt-
zung, z. B. durch Fragestellungen. Durch ihre eigene Interessiertheit werden sie zum
Vorbild und zum Partner für die Bildungsprozesse von Kindern. Sie hören interessiert

Pädagogische Prinzipien in Leipziger  Kindertageseinrichtungen
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zu, um die Bedürfnisse und die Themen, wie Liebe, Angst, Freundschaft und Trauer
der Kinder zu erkennen und diesen Raum zu geben.

9. Die Kindertageseinrichtung sichert für alle Kinder unabhängig von Geschlecht
und sozialem Status gleiche Lern- und Entwicklungschancen

Eine Schlüsselkompetenz von Erzieher/innen ist die Fähigkeit zwischen unterschied-
lichen Individuen Begegnung in gegenseitiger Toleranz und Akzeptanz zu fördern.
Auf der Grundlage fundierter Entwicklungsdokumentationen sind für alle Kinder
unterschiedlicher Herkunft, unterschiedlichen Geschlechts sowie unterschiedlicher
körperlicher oder geistiger Fähigkeiten optimale Entwicklungsmöglichkeiten zu
organisieren.

10. Die pädagogische Arbeit orientiert sich an der Lebenswelt und am Bedarf von
Kindern und ihren Familien

Die Erzieherinnen setzen den partnerschaftlichen Dialog mit den Familien in Gang.
Dazu wählen sie Formen, die den Lebensstilen der einzelnen Familien entsprechen.
Die Erzieher sichern die Information, Beratung und Beteiligungsrechte der Eltern. Sie
sorgen für eine kritikfördernde Atmosphäre und praktizieren ein qualifiziertes Be-
schwerdemanagement. 

Bildungsdiskussion
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3Fachliche Prämissen für die Umset-
zung des Betreuungs-, Bildungs- und
Erziehungsauftrages in den Kinder-
tageseinrichtungen der Stadt Leipzig
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3.1   Grundsätze

Die Entwicklungsbedingungen von Kindern haben sich erheblich verändert und
sind weiterhin in der Veränderung begriffen. Darüber hinaus hat sich auch die
Wissenschaft weiterentwickelt. Die Erkenntnisse zum frühkindlichen Lernen, die
im Bundesmodellprojekt „Zum Bildungsauftrag von Kindertageseinrichtungen“
gewonnen wurden, reformieren die Herangehensweise an das Thema Bildung in
der frühen Kindheit grundlegend.

Das muss sich in einem veränderten Selbstverständnis von Kindertageseinrichtungen
und anderer Betreuungsformen wie der Kindertagespflege widerspiegeln. 

Es ist nicht absehbar, was Kinder auf ihrem Bildungsweg als junge Erwachsene an
konkretem Faktenwissen benötigen werden. Sicher ist aber, dass sie ein Leben lang
lernen müssen, sich vermutlich öfter umorientieren werden und in der Lage sein
müssen, sich Neues zu erarbeiten. 

Der moderne Bildungsgedanke begreift Kinder als autonome Subjekte, die sich ihre
Welt durch ihr eigenes Wahrnehmen, Fragen und Denken erschließen. Bildung be-
deutet unter diesem Blickwinkel ein Sich-Bilden. Es ist ein kontinuierlicher Prozess,
der mit der Geburt einsetzt und ein Leben lang anhält.

Für diese Selbstbildungsprozesse brauchen Kinder Erwachsene und andere Kinder
als hilfreichen Rahmen und als anregende Unterstützung, um die eigenen Kräfte und
Fähigkeiten zu entwickeln. Sie regen Kinder an und fordern sie heraus, ihre eigene
Entwicklung voranzutreiben. Bildung ist ein Prozess, den das Kind letztlich nur
selbsttätig und eigenaktiv, also vom Greifen zum Begreifen, betreiben kann. Das
Kind benötigt eine sachliche, soziale und geistige Umgebung, die diese Auseinan-
dersetzung zulässt, unterstützt und herausfordert.

3.2   Schwerpunktsetzung für die Bildungs- und Erziehungsarbeit

Um Bildung und Erziehung als kontinuierlich gelingenden Prozess zu gestalten, ist
es erforderlich, dass
· Eingewöhnungskonzepte zur Herausbildung sicherer Bedingungen zur Anwen-

3 Fachliche Prämissen Fachliche Prämissen für die Umset-
zung des Betreuungs-, Bildungs- und Erziehungsauftrages
in den Kindertageseinrichtungen der Stadt Leipzig
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8  Laewen, H.-J.;Andres, B.: Forscher, Künstler, Konstrukteure. Neuwied, 2002
9  Gardener, H.: Psychologie, Orlando, 1999

dung kommen, die dem aktuellen Stand der Entwicklungspsychologie entspre-
chen, um eine positive Grunderfahrung für das Kind zu ermöglichen.

· Kitas als Lernorte für Kinder weiterentwickelt werden, die Werkstattcharakter
haben und alle Sinne anregen.

· Lernen als lernen über den ganzen Tag hin verstanden und organisiert wird.
· Raum, Zeit, Material und geeignete Bildungspersonen als Rahmenbedingungen

für Lernen von Kindern begriffen werden.
· eine Bildungsdokumentation für jedes einzelne Kind erstellt wird, die es ermög-

licht, an den Stärken des Kindes anzuknüpfen und darüber Schwächen zu kom-
pensieren.

· mit Eltern im Dialog die Entwicklung des Kindes begleitet, beobachtet und
besprochen wird.

· Eltern als die kompetentesten Partner für die Belange ihres Kindes wertgeschätzt
werden.

· die Mitwirkung und Mitgestaltung durch Eltern gelebtes Prinzip ist.
· die Kita ein Ort der Begegnung und Kommunikation wird.
· andere Institutionen zum gegenseitigen Nutzen in die Kitaarbeit eingebunden

werden, z. B. Bibliotheken, Museen, Theater, Schulen, Kirchen, Gesundheitsamt,
Beratungsstellen, Familienzentren, Allgemeiner Sozialdienst, Gewerbetreibende,
Senioren, ehrenamtlich Tätige – Schulvorbereitung als kontinuierlicher Prozess
von Geburt an gesehen wird, der jeweils alters- und entwicklungsspezifisch
begleitet werden muss.

· der Übergang zur Grundschule und zum Hort gelingend gestaltet wird und dazu be-
sonders im letzten Kindergartenjahr unter Einbeziehung der Eltern ein gegenseitiges
Kennen lernen und Verstehen zu Elementar- und Primärpädagogik organisiert wird

3.3 Bildungsbereiche

Der sächsische Bildungsplan und die Kooperationsvereinbarung zwischen SMS und
SMK vom 13. August 2003 beschreiben verschiedene Bildungsbereiche, die auf den
7 Intelligenzen 8 nach Howard Gardener 9 aufsetzen. Einen gebildeten Menschen
machen Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kompetenzen in allen beschriebenen Berei-
chen aus. Aus diesem Grund ist keiner der Bildungsbereiche zu vernachlässigen.
Durch die genaue und dokumentierte Beobachtung der Lernspuren von Kindern
wird es möglich, unterentwickelte Bereiche zu bestimmen und durch Schaffung von
interessanten Anreizen für das Kind, die an dessen Themen orientiert sind, dieses
sich damit auseinandersetzen zu lassen. Das beschreibt die konkrete, aktive Rolle
von Erzieher / innen sowie Tagespflegepersonen mit aktuellem Bildungsverständnis.
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3.3.2 Soziale und emotionale Entwicklung

Die Art und Intensität zwischenmenschlicher Beziehungen prägen das Selbstbild
eines Kindes und sein Bild von der Welt. Deshalb braucht jedes Kind verlässliche
Bezugspersonen, die sich ihm liebevoll zuwenden und seine Bedürfnisse achten.
Außer in der Familie erhält das Kind auch in der Kindertageseinrichtung und bei der
Tagespflegeperson die Chance, seine sozialen Kontakte zu erweitern und neue Bezugs-
personen hinzuzugewinnen. Auch hier ist es darauf angewiesen, dass die Bezugsperson
– in diesem Fall die Erzieherin oder Tagespflegeperson – eine vertrauensvolle und
unterstützende Beziehung zu ihm aufbaut und hält. In einer Atmosphäre der Sicher-
heit, und des Angenommenseins kann das Kind eine Lebensstrategie entwickeln, die

Für die elementarpädagogische Arbeit in Leipzig sollen diese inhaltlichen
Schwerpunkte gelten. Sie sollen durch Modellprojekte, Fortbildungen, Workshops
und Wettbewerbe in ihrer Umsetzung unterstützt werden.

3.3.1 Kommunikation, Sprache, Schrift

Kommunizieren, Lesen und Schreiben gehören zu den grundlegenden Kulturtechni-
ken und bilden die Grundlage für lebenslangen Wissenserwerb und die Interaktion
mit anderen Menschen. Besondere Förderung bedürfen dabei Kinder aus bildungs-
fernen Familien, Kinder mit sprachlichen Entwicklungsverzögerungen sowie Kinder
ausländischer Herkunft.
Durch Schaffung kindlicher Erfahrungen mit Schrift- und Erzählkultur sowie durch
die Schaffung kommunikativer Situationen im weitesten Sinne sollen sich Kinder die
deutsche Sprache in ihrer Vielfältigkeit erschließen und Kommunikation mit anderen
Menschen als Bereicherung erfahren. 
Im Entwurf des sächsischen Bildungsplanes ist dieser Bildungsbereich unter „kom-
munikative Bildung“ ausgeführt.

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt:
· die die Lautbewusstheit fördern und damit das Lesen und Schreiben vorbereiten

wie das Würzburger Trainingsprogramm „Hören, Lauschen, Lernen“.
· die der Sprachförderung, also dem Sprachverständnis und der Sprachentwicklung,

auch und besonders bei fremdsprachigen Kindern dienen wie das Programm für
frühe Sprachentwicklung nach Dr. Zvi Penner (Uni Konstanz).

· die die Kompetenzen von Erzieherinnen zur Entwicklung aller Sprachebenen
weiterentwickeln, z. B. im Projekt „Gesunde Kita“.

· die Institutionen, wie Stiftung Lesen, Bücherein, das Museum für Buchdruck-
kunst, Theater u.s.w. als Ressource für frühkindliche Bildung nutzen.
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auf Vertrauen basiert. Dann kann das Kind weitere Lernchancen, die sich in der Ta-
geseinrichtung oder bei der Tagespflegeperson bieten, optimal nutzen. In der Einrich-
tung oder bei der Tagespflegeperson erlebt es andere Kinder und Erwachsene mit
unterschiedlichen persönlichen Eigenschaften, Emotionen und sozialen Fähigkeiten.
Es erfährt Freundschaft und Ablehnung; es lernt, sich gegenüber Gleichaltrigen zu
behaupten, und erlebt sich als Teil einer Gemeinschaft. Die Kindertageseinrichtung
und die Tagespflegestelle bietet den Kindern ein Lernfeld, in dem sie sich gegensei-
tig beeinflussen und voneinander lernen. 
Im Entwurf des sächsischen Bildungsplanes ist dieser Bildungsbereich unter „Sozia-
le Bildung“ ausgeführt. 

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt, bei denen Kinder:
· Vertrauen in ihre eigenen Fähigkeiten entwickeln,
· Gefühle wahrnehmen, erkennen und der Situation angepasst reagieren können,
· andere Menschen in ihrer Eigenart, ihrem Glauben, ihrer Kultur und Besonderheit

achten,
· ihre eigene Stellung in der Gemeinschaft bestimmen können. 

3.3.3 Körperliche und seelische Gesundheit

Das Kind lernt Verantwortung für sein körperliches und seelisches Wohlbefinden zu
übernehmen. Bewegung, Ernährung und Wahrnehmung von Bedürfnissen spielen da-
bei eine herausragende Rolle. Durch gesundheitliche Bildung und Erziehung werden
auch Voraussetzungen für die kognitive, emotionale und soziale Entwicklung eines
Kindes gelegt. Deshalb ist sie als durchgängiges Prinzip in Zusammenarbeit mit den
Eltern u. a. Kooperationspartnern zu gestalten. „Bildungsräume“ für Kinder sind bewe-
gungsfreundlich zu konzipieren. Die Entwicklung von Denken und Bewegung stehen
im engen Zusammenhang. Diesem Prinzip muss mit Raum, Material u.a. Anregungen
Rechnung getragen werden. Im Entwurf des sächsischen Bildungsplanes ist dieser
Bildungsbereich unter „Somatische Bildung“ ausgeführt. 

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt, in denen
Kinder:
· über Spaß an der Bewegung eine Grundlage für Körperbewusstsein entwickeln

können, z. B. das Projekt „Gesunde Kita“ oder „Bewegungsförderung“,
· durch Wissen über gesunde Ernährung zu einer bewussten, gesunden Lebens-

weise angeregt werden,
· durch die Vernetzung geeigneter Institutionen Unterstützung bei der

Herausbildung einer gesunden Lebenseinstellung erhalten, wie das Netzwerk
Bewegungsförderung, die Zusammenarbeit mit Ernährungsberatern, die
Mitnutzung von Turnhallen, die Zusammenarbeit mit Sportvereinen.
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3.3.4 Kognitive Entwicklung

Kognitive Entwicklung ist die Entwicklung der geistigen Fähigkeiten und des Den-
kens. Diese Entwicklung ist ein kontinuierlicher Prozess, in den alle Anregungen
und Erfahrungen einfließen, die ein Kind im Frei- und Fantasiespiel, in Regelspie-
len, beim Bauen, Werken und kreativen Gestalten, bei Bewegungsaktivitäten, beim
Hören einer Geschichte, Betrachten von Bildern und bei allen sonstigen alltäglichen
Abläufen und Handlungen macht. Kinder lernen mit und von anderen Menschen und
die Tageseinrichtungen bieten täglich viele Möglichkeiten dazu. Die Kinder ahmen
Erwachsene und andere Kinder nach und probieren aus, was sie beobachtet haben.
Sie nutzen und entwickeln ihre Kompetenzen in gemeinsamen Spielhandlungen,
wählen Spielpartner und machen miteinander neue Erfahrungen, auch in Auseinan-
dersetzungen und Aushandlungsprozessen.

Kinder besitzen von sich aus die Motivation zu lernen, sich zu entwickeln und Wis-
sen zu erwerben. Sie sind aktive Gestalter ihres Lernens. Von Beginn an suchen sie
neugierig Lernsituationen und -anreize in ihrer Umgebung auf. Lernprozesse werden
dann ausgelöst, wenn im Erlebnisbereich der Kinder Fragen, Auffälligkeiten und Wi-
derstände auftauchen. 
Kinder nehmen Dinge aus ihrer Sicht wahr, interpretieren und verändern sie. Sie er-
kunden mit allen Sinnen und gelangen forschend und handelnd zu Erkenntnissen über
ihre Umgebung. Sie stellen Fragen, wollen den Dingen auf den Grund gehen, bilden
„Theorien“ und erklären sich die Welt auf höchst individuelle und originelle Weise. 
Im Entwurf des sächsischen Bildungsplanes steht dieser Bildungsbereich nicht
eigenständig, sondern zieht sich durch alle dort benannten Bildungsbereiche.

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt, die Kindern
· für selbstbestimmtes Forschen und Experimentieren individuell angemessen

Raum, Zeit und Material geben.
· eine Unterschiedlichkeit von Herangehensweisen und Lernkonstellationen ermög-

lichen wie in Waldprojekten, im Bauernhofkindergarten, in Begabtenprojekten.
· individuelle Lernprozesse ermöglichen und uneingeschränkt wertschätzen.

3.3.5 Werteerziehung

Werte sind allgemeine und grundlegende Orientierungsmaßstäbe für das Handeln
und Verhalten von Menschen. Sie haben eine objektive und eine subjektive Bedeu-
tungskomponente. Der Werteentwicklung kommt im Leben eines jeden Menschen
eine ganz besondere Bedeutung zu. 

Fachliche Prämissen
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Werte werden als ehrlich und erstrebenswert empfunden, wenn wertevermittelnde
Personen diese selbst vorleben, die Werte in Form von Regeln und Normen das
Zusammenleben erleichtern und eine persönliche Entfaltung ermöglichen.

Spätestens ab dem Kindergartenalter gewinnen Themen wie Freundschaft, Gerech-
tigkeit, Ehrlichkeit, Religion, Geschlechterrollen, Regeln aushandeln u. a. m. für die
Kinder an Bedeutung. Damit sind die Grundlagen dafür gegeben, vielfältige Gesprä-
che über Werte und Rollen als größte Chance für die Moralentwicklung jenseits von
Zwang zu führen. In Kindertageseinrichtungen sollen besonders humanistische Werte
wie Achtung der Menschenwürde, Toleranz und Demokratie für Kinder erlebbar ge-
macht werden.
Im Entwurf des sächsischen Bildungsplanes sind Aspekte zur Werteerziehung in
mehreren Bildungsbereichen enthalten. 

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt,
· in denen sich Kinder mit dem Thema Toleranz auseinandersetzen.
· die Kindern Demokratieerfahrungen ermöglichen.
· die die interkulturelle Integration befördern.
· die Kindern erlebbar machen, dass sie für ihr eigenes Handeln verantwortlich sind.
· die Kindern die Möglichkeit geben, ihre Individualität im Rahmen gesellschaft-

licher Normen zu entwickeln.

3.3.6 Mathematisch-naturwissenschaftliches Lernen

Kinder haben ein großes Interesse an naturwissenschaftlichen Erscheinungen der
belebten und unbelebten Natur und am Experimentieren und Beobachten. Deshalb sol-
len Kinder die Möglichkeit erhalten, natürliche Phänomene zu erkunden und experi-
mentell zu erforschen.

Der natürliche Forscherdrang der Kinder soll dafür genutzt werden, den entwick-
lungsgemäßen Umgang mit Zahlen, Mengen und geometrischen Figuren zu prakti-
zieren. Darüber hinaus sollen sie sich altersgemäß mit Lagebeziehungen, Entfernun-
gen und Gewicht von Gegenständen auseinandersetzen.
Eng mit dem Forschen und Experimentieren verbunden ist die Anwendung von tech-
nischen und informationstechnischen Geräten, die den Alltag der Kinder prägen. 
Im Entwurf des sächsischen Bildungsplanes ist dieser Bildungsbereich unter „Natur-
wissenschaftlicher Bildung“ und „Mathematische Bildung“ ausgeführt. 

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt, die
· die naturwissenschaftlich-technische Bildung von Kindern fördern, z. B. das Pro-

jekt: „Naturwissenschaftlich-technische Experimente im Kindergarten“.

Bildungsbereiche
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· die den Umgang mit Computertechnik zur Selbstverständlichkeit werden lassen,

wie  „Spielen und Lernen mit der Maus“.
· den Kindern die Möglichkeit geben, selbsttätig forschend physikalische Gesetz-

mäßigkeiten kennen zu lernen

3.3.7 Interkulturelles Lernen

Kulturelle Vielfalt bietet große Chancen für die pädagogische Arbeit in den Kinderta-
geseinrichtungen. Hier leben Kinder unterschiedlicher Herkunftskulturen zusammen.
Interkulturelle Situationen und Begegnungen zwischen Kindern und Erwachsenen
finden täglich und selbstverständlich statt. Es gehört zu den Aufgaben der Ein-
richtung, das interkulturelle Zusammenleben als wechselseitiges Lernen aller
Kulturen aktiv zu unterstützen, die interkulturelle Arbeit auf den Gemeinsamkeiten
der Kulturen aufzubauen und als grundlegendes Lernkonzept in der Einrichtung zu
praktizieren. Eine notwendige Voraussetzung für ein Zusammenleben der Kulturen ist
die bewusste Auseinandersetzung mit verschiedenen Brauchtümern, Sprachen und
Wertesystemen. 
Im Entwurf des sächsischen Bildungsplanes ist dieser Bildungsbereich unter „Sozia-
les Lernen“ ausgeführt.

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt,
· die Sprachbarrieren überwinden helfen.
· die die interkulturelle Kompetenz von Kindern fördern, wie das Projekt

„Bilinguales Lernen“.
· die integrationsfördernd wirken, z. B. das Projekt: „Kitas im Blick“. 

3.3.8 Musisch-ästhetische Erziehung

Musische Bildung im Sinne von ästhetischer Bildung, fördert die Fantasie und Krea-
tivität sowie die personale, soziale, motorische und kognitive Entwicklung eines
Menschen.
Sie unterstützt die Entwicklung eines positiven Selbstbildes. Durch bildnerische,
musikalische, mimische, gestische und tänzerische Ausdrucksformen werden Infor-
mationen transportiert, die sich in rationaler Sprache oft nur schwer fassen lassen.
Insofern dient die musisch-ästhetische Erziehung der Erweiterung des Kommunika-
tions- und Ausdrucksvermögens eines Menschen.
Die musisch-ästhetische Erziehung soll als ein durchgängiges Prinzip in der Kinder-
tageseinrichtung bzw. Kindertagespflege gelebt werden. 

Deshalb sollen Kinder die Möglichkeit erhalten und gleichzeitig dazu ermuntert wer-

Fachliche Prämissen
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den, eigene künstlerische Ausdrucksformen frei umzusetzen und auch scheinbar un-
gewöhnliche Gestaltungsideen und Improvisationen zu verwirklichen. Kindern soll
darüber hinaus Zugang zu Museen, Theatern u.ä. verschafft werden. 
Im Entwurf des sächsischen Bildungsplanes ist dieser Bildungsbereich unter „Ästhe-
tische Bildung“ ausgeführt.

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt,
· die Kindern komplexe Auseinandersetzung mit Kultur und Kunst ermöglichen.
· die Kindern Gestaltungsräume eröffnen und sie zum Experimentieren anregen.
· die die Zusammenarbeit mit Institutionen, wie Museen, Musikschulen u. a., für

die Bildungsprozesse von Kindern nutzen.

3.4 Zusammenarbeit mit Familien, Erziehungspartnerschaft, Familienbildung

Im Mittelpunkt der Zusammenarbeit mit den Eltern steht das gemeinsame Bemühen
um die Entwicklung und das Wohlbefinden der Kinder. Wenn es den Beteiligten ge-
lingt, eine solche Erziehungspartnerschaft auf der Grundlage gegenseitiger Akzep-
tanz einzugehen, wirkt sich das auch positiv auf die Zufriedenheit der Eltern und die
pädagogische Arbeit der Erzieher/ innen aus. Ein Kind, das die Beziehung zwischen
seinen Eltern und der / m Erzieher/ in als respektvoll und interessiert erlebt, kann
sich in der Einrichtung sicher und geborgen fühlen. Dieses Vertrauen ist eine wichti-
ge Bedingung dafür, dass die Kindertageseinrichtung für das Kind zu einer entwick-
lungsfördernden und anregenden Lern- und Erfahrungswelt wird. Nicht zuletzt erlebt
das Kind zwischen seinen Eltern und der / m Erzieher/in ein Modell für die Gestal-
tung sozialer Interaktionen.

Damit Eltern sich jederzeit willkommen fühlen, ist es notwendig, in der Kinder-
tageseinrichtung Treffpunkte, Informationsmöglichkeiten und angenehme Gesprächs-
orte für Erzieher / innen und Eltern zu schaffen. Dazu sollen auch Kooperationen /
Netzwerke, z. B. mit Familienzentren und Beratungsstellen, ergänzend wirken. Die
Erzieher/innen unterstützt die Eltern bei Bedarf, Kontakte zu Beratungseinrichtungen
und anderen Angeboten außerhalb der Kindertageseinrichtung zu finden. Sie regt die
Eltern zur Beteiligung in Elterngremien an und unterstützt die Gremien organisato-
risch.

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt,
· die zur Organisierung von Eltern beitragen, wie im Gesamtelternrat Leipziger

Kindertageseinrichtungen.
· die die Mitwirkung von Eltern aktiv herausfordern.
· ein aktives Beschwerdemanagement befördern.
· die Elternbildungs- und Elternbegegnungsangebote organisieren, z. B. das
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Projekt: „Familienbildung in Kooperation mit Kindertageseinrichtungen“.

3.5 Übergang zur Grundschule/Hort

Kindertageseinrichtungen und Grundschulen haben eine gemeinsame Verantwortung,
Kindern den Übergang in die Schule zu erleichtern. Es ist ihre gemeinsame Aufga-
be, die Entwicklung, Begleitung und Förderung eines jeden einzelnen Kindes und
die Erziehungspartnerschaft mit Eltern in dieser Übergangsphase möglichst optimal
zu gestalten. Eine qualitätsgerechte Kooperation von Kindertageseinrichtung und
Grundschule erfordert die partnerschaftliche Zusammenarbeit der einzelnen Einrich-
tungen vor Ort. 

In Kindertageseinrichtungen werden die Bildungswege der Mädchen und Jungen
dokumentiert. Diese Dokumentationen sollen die Grundlage für Informationsgesprä-
che zwischen Erzieher / in, Eltern und der / m künftigen Lehrer / in sein. Sie sollen
den Kindern nach Verlassen der Kita zur weiteren Verwendung übergeben werden. 
Erzieher/innen bieten an, dass Lehrer / innen die Kinder im täglichen Lernprozess in
der Kindertageseinrichtungen kennen lernen können. Dabei zeigt sich die Kinder-
tageseinrichtung als Lernort für Kinder. Somit kann das Lernen in der Schule am
Selbstständigkeitsgrad und an den Kompetenzen der Kinder anknüpfen. 

Die Erzieher / innen stellen die Zusammenarbeit mit den Eltern und Familien dar und
achten auf deren Einbindung im Prozess des Übergangs bis zum Schuleintritt.
Das Stundendeputat, welches den Kindertageseinrichtungen für die Zusammenarbeit
zwischen Kindergarten und Grundschule zur Verfügung steht, wird durch die Kitas
nach den in Vorbereitung befindlichen Empfehlungen des Sächsisches Staatsminis-
terium für Soziales bzw. des Landesjugendamtes eingesetzt (Anlage 4 „Koopera-
tionsvereinbarung Jugendamt – Regionalschulamt Leipzig“).

In der Stadt Leipzig werden Projekte und Arbeitsansätze unterstützt,
· die Erzieher / innen und Lehrer / innen zu einem einheitlichen Bildungsverständnis

führen, wie  gemeinsame Workshops und Fachtagungen.
· die Entwicklungsdokumentationen der Kinder in der Kindertageseinrichtung als

Dokumentation des Bildungsweges der Kinder repräsentieren.

Fachliche Prämissen
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4 Rolle der Erzieher/innen
und Tagespflegepersonen
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Erzieher / innen ermutigen die Kinder und regen sie an, ihre Umwelt zu erforschen
und Fragen an die Welt zu stellen. Sie beantworten die Fragen der Kinder nicht
abschließend und versuchen, das Interesse der Kinder durch ihre Antworten zu er-
weitern und zu vertiefen. Die Erzieher/innen führen die Kinder an Themen heran,
die Kinder sich nicht aus ihrer unmittelbaren Umgebung und ihrem eigenen Erle-
ben heraus erschließen können. Sie fördern die Eigenaktivität der Kinder und ach-
ten darauf, dass Kinder sich in der Kita wohlfühlen. Erzieher/innen begegnen den
Kindern mit emotionaler Wärme, Einfühlungsvermögen, Echtheit und Verlässlich-
keit. 

Mit den Kindern handelt die Erzieher/in klare Verhaltensregeln aus und achtet mit
ihnen gemeinsam auf deren Einhaltung. Ihre Beziehung zum Kind ist dabei von
hoher Bedeutung. 
Die Erzieher/ innen reflektiert ihr eigenes Verhalten ebenso wie ihre Zugänge zu den
jeweiligen Bildungsbereichen. 

Die Träger sind gehalten, geeignetes pädagogisches Personal in den Kindertages-
einrichtungen einzusetzen bzw. als Tagespflegeperson zu gewinnen. Den Ausbil-
dungsgrad für Fachpersonal formuliert dazu das Gesetz. Die persönliche Eignung
verantwortet der Träger. Leiter/innen, Erzieher/innen sowie Tagespflegepersonen ent-
scheiden mit ihrem Sach- und Fachverstand sowie ihren Anwendungskompetenzen
über die Bildungsmöglichkeiten, die ein Kind innerhalb dieses Betreuungsangebotes
erhält. Aus diesem Grund versteht es sich von selbst, dass jeder Erzieherin kontinu-
ierlich ihr pädagogisches Handeln reflektiert und sich mit den aktuellen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen auseinandersetzt. Die Profession einer Tagespflegeperson
ist dabei ähnlich zu bewerten. 

Die Erzieher/innen und die Tagespflegeperson benötigen u.a. grundlegende Kennt-
nisse darüber,
· dass Bildung immer Selbstbildung ist und welche Bedingungen für kindliches

Lernen erforderlich sind.
· dass eine optimal gestaltete Eingewöhnungsphase wissenschaftlich begründet ist

und wie diese konzeptionell umgesetzt werden kann.
· was der Begriff „gelebte Erziehungspartnerschaft“ bedeutet und wie diese zu

praktizieren ist.
· warum die Entwicklungsdokumentation für die Begleitung des Bildungs- und

Erziehungsprozesses der Kinder Grundlage ist. Sie beherrscht die Anwendung
von Beobachtungsinstrumenten.

· wie relevante Themen der Kinder zu erkennen sind, sie schafft geeignete

4 Rolle der Erzieher/innen und Tagespflegepersonen
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Rahmenbedingungen für die Beantwortung der Fragen der Kinder und mutet
ihnen neue Themen zu.

· dass der gelingende Übergang zur Grundschule eine bedeutsame Voraussetzung
für das Kind ist, um seinen Bildungsweg möglichst abbrucharm fortsetzen zu
können: Sie gestalten den Übergang prozesshaft und aktiv mit den Eltern.

· dass der Bildungsplan u. a. Unterstützung dafür ist, den Kindern die Möglichkeit
zu eröffnen, die einzelnen Kompetenzbereiche zu entwickeln.

Aus diesem Anspruch an die unmittelbaren Akteure leitet sich gleichzeitig der An-
spruch an die Träger ab, die durch Übernahme einer Leistung in die Leistungsver-
pflichtung kommen. Sie begleiten die Leiter/innen und Erzieher/innen, die sich in
einem stetigen Prozess von Veränderungen befinden. Dabei entsteht ein hoher fach-
beraterischer Bedarf, der durch eine qualifizierte Fachberatung abgedeckt werden
muss. 
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5 Qualitätsentwicklung
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Das Jugendamt der Stadt Leipzig bleibt aktiv an den maßgeblichen Bundesmodell-
projekten zur Qualität in Kindertageseinrichtungen beteiligt und sichert so für die
Arbeit in Leipzig den unmittelbaren Zugang zu den aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnissen der Bildungsforschung. Besonders hervorzuheben wären dabei:
· das Bundesmodellprojekt „Zum Bildungsauftrag von Kindertageseinrichtungen“

(1997 – 2000),
· das Bundesmodellprojekt „Nationale Qualitätsinitiative im System von

Kindertageseinrichtungen“ (2000 – 2003).

Die Erkenntnisse zum Bildungsauftrag von Kindertageseinrichtungen sowie die
Qualitätsmessverfahren, die im Rahmen der Nationalen Qualitätsinitiative (NQI) ent-
standen sind, sind in der Fachöffentlichkeit bundesweit anerkannt. Das SächsKitaG
formuliert eindeutig, dass
· die Arbeit in den Einrichtungen sich am aktuellen Erkenntnisstand der Pädagogik,

der Entwicklungspsychologie und Entwicklungsphysiologie sowie der Familien-
und Bildungsforschung orientieren soll.

· die Tagespflege als alternatives Angebot zur Förderung in Kindertageseinrichtun-
gen die Erziehung des Kindes in der Familie unterstützt und ergänzt. Die für Kin-
dertageseinrichtungen genannten Aufgaben und Ziele gelten sinngemäß und unter
Berücksichtigung der spezifischen Erziehungssituation auch für die Kindertages-
pflege.

Das Sächsische Staatsministerium für Soziales unterstützt Implementierungen und
initiiert Multiplikatorenausbildungen und stellt damit klare Zielsetzungen für die
fachliche Entwicklung im Kitabereich im Land Sachsen. 

5.1  Implementierung des Bildungs- und Erziehungsauftrages in die
Kindertageseinrichtungen der Stadt Leipzig

Der Bildungs- und Erziehungsauftrag von Kindertageseinrichtungen ist wissen-
schaftlich definiert, dass heißt, es ist beschrieben, wie sich frühkindliches Lernen
vollzieht und welche Rahmenbedingungen (Raum, Zeit, Material, professionelle
fachliche Begleitung usw.) Kinder für ihre Bildungsprozesse benötigen. Es ist
auch definiert, welche Kompetenzen und Fähigkeiten für Kinder von Wert sind,
um die Wissensgesellschaft zukünftig mitgestalten und ein aktives und an Körper
und Seele gesundes Leben führen zu können. 

5 Qualitätsentwicklung

Broschüre_Format.qxd  18.10.2006  13:25 Uhr  Seite 43



44

Qualitätsentwicklung5
Diese Erkenntnisse lieferte das Bundesmodellprojekt „Bildungsauftrag von Kinder-
tageseinrichtungen“ 1997 – 2000 zuzüglich eines Anschlussprojektes des Landes
Sachsen.
Die Stadt Leipzig positioniert sich eindeutig zu diesen Ergebnissen. Aus diesem Grund
wurde 2002 eine Qualitätsoffensive ins Leben gerufen, die mit dem Leipziger Mo-
dellprojekt „Implementierung des Bildungsauftrages in die Kindertageseinrichtungen
der Stadt Leipzig“ (01. August 2002 – 31. Juli 2005) startete. 

Aus diesem Modellprojekt liegen Dokumentationen über den Prozess der Verände-
rungen pädagogischen Handelns der Fachkräfte nach der Auseinandersetzung mit
den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen vor. Das sind die „Leipziger Studien
zur Frühpädagogik Band 2“ von Stephan Danner und Martina Kramer, HTWK 10,
sowie „Das Leipziger Werkbuch für die Praxis – Bildung in Kindertagesstätten" von
Stephanie Gödert 11 .
Die Ergebnisse zeigen, dass es erforderlich ist, die Qualifizierung zum Bildungsauf-
trag, die allen Trägern, deren Leiterinnen und Erzieherinnen in 14- bis16-tägigen Lehr-
gängen angeboten wird, komplett zu absolvieren ist. Einzelne Bausteine aus diesem
oder aus dem weiterentwickelten Qualifizierungsprogramm des Landesjugendamtes
erfüllen nicht den Anspruch, die aktuelle Bildungsdiskussion voll abzubilden.
Außerdem wird nach dieser Qualifizierungsmaßnahme eine weitere, moderierte Be-
gleitung (Fachberatung) für die Mitarbeiter / innen erforderlich, um die theoretischen
Erkenntnisse in die Praxis umzusetzen. Die besondere Herausforderung für die Er-
zieherinnen und Leiterinnen besteht darin, verfestigte Kenntnisse zu Bildungsabläu-
fen und damit verbundene eigene Verhaltensmuster im pädagogischen Handeln zu
überwinden und aktuelle Wissenschaft auch anzuwenden. Die Erfahrungen zeigen,
dass die Qualifizierungsmaßnahme deutlich an Effizienz verliert bzw. sogar wirkungs-
los werden kann, wenn sich keine professionelle fachgerechte Begleitung anschließt,
um die konsequente Umsetzung zu sichern.

Aus diesem Grund sieht es die Stadt Leipzig als Prämisse an, dass alle Fachkräfte
den Gesamtkurs absolvieren und anschließend bzw. parallel dazu durch die durch
den Träger organisierte Fachberatung begleitet werden.

Für die Kindertagespflege sind die Erkenntnisse zum frühkindlichen Lernen in das
Fortbildungscurriculum des Deutschen Jugendinstitutes (DJI) eingeflossen. 
Dieser Kurs ist für Tagespflegepersonen gesetzlich verpflichtend. Alle vermittelten
Tagespflegepersonen müssen diese Qualifizierung absolvieren. Mit dieser Quali-
fizierungsstrategie soll in der Stadt Leipzig die Voraussetzung für eine Weiter-
entwicklung des Leistungsbereiches Kita gesichert werden. 

10 HTWK, Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig
11 Stephanie Gödert, Praxisbegleiterin im Leipziger Modellprojekt
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5.2 Qualitätsmessung

Um Entwicklungen in Gang zu setzen, ist es erforderlich, den Arbeitsstand kontinu-
ierlich zu evaluieren und konkret abrechenbare Ziele mit Maßnahmen zu untersetzen.
Aus diesem Grund ist das Messen von Qualität Voraussetzung für das Bestimmen von
Qualität und für die Zielgerichtetheit von Bildung, Erziehung und Betreuung.
Ausgerüstet mit aktuellem Wissen über Bildungsabläufe sollen in allen Kindertagesein-
richtungen Messverfahren eingeführt werden, die den Ist-Stand benennen und von dem
sich konkretes Handeln ableitet. Dazu gibt es mehrere bundesweit anerkannte Instru-
mente. Die Stadt Leipzig hat sich am Bundesmodellprojekt „Nationale Qualitätsinitia-
tive“ (NQI) 2000 – 2003 beteiligt und erkennt die Ergebnisse in vollem Umfang an. 

Mit den Produkten lässt sich beste pädagogische Qualität in Kindertageseinrichtun-
gen auf der Grundlage der Definition zum Bildungsauftrag entwickeln. Folgende
Produkte bilden die Grundlage für die Qualitätsmessung innerhalb der NQI:
· „Pädagogische Qualität in Tageseinrichtungen für Kinder – ein nationaler Krite-

rienkatalog“. Hg.: Tietze, W. [u.a.]. 
· „Pädagogische Qualität entwickeln“ – praktische Anleitung und Methodenbau-

steine für Bildung, Betreuung und Erziehung in Tageseinrichtungen für Kinder
von 0 – 6 Jahren. Hg.: Tietze, W. [u. a.].  

· „Träger zeigen Profil“ – Qualitätshandbuch für Träger von Kindertageseinrich-
tungen. Hg.: Fthenakis, W. E. [u. a.].

· „Qualität im Situationsansatz“ – Qualitätskriterien und Materialien für die Quali-
tätsentwicklung in Kindertageseinrichtungen. Hg.: Preissing, C. [u. a.].

· „Qualität für Schulkinder in Tageseinrichtungen“ – ein nationaler Kriterien-
katalog. Hg.: Strätz, R. [u. a.].

Es obliegt den Trägern, ob sie diese oder adäquat anerkannte Qualitätsentwicklungs-
instrumente zur Anwendung bringen. Die Stadt Leipzig wird die Qualität von Kita-
praxis anhand der in vorgenannten Produkten beschriebenen Kriterien bewerten. Um
diese Instrumente sach- und fachgerecht anwenden zu können, bedarf es einer Be-
gleitung der Fachkräfte. Die Stadt Leipzig hat sich mit dafür eingesetzt, dass im
Land Sachsen Multiplikatorenschulungen initiiert werden, die die Anwendungskom-
petenz mit diesen Instrumenten sichern soll. Die Multiplikatorenausbildung läuft 
seit Ende 2004. Aus Leipzig beteiligen sich das Jugendamt, das Landesjugendamt
(Außenstelle Leipzig), das Schulverwaltungsamt und verschiedene freie Träger an
der Ausbildung zum Multiplikator. Mit Beginn 2006 werden offene Kurse für Trä-
gervertreter und Leiter/innen Leipziger Kitas angeboten, um die Produkte zur Quali-
tätsmessung sach- und fachgerecht anwenden zu können. 

Damit sind die Rahmenbedingungen für eine professionelle interne Evaluation in
allen Kindertageseinrichtungen gegeben. 
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6 Evaluation des Fachplanes
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Der Fachplan „Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kinder-
tagespflege in Leipzig“ wird auch nach der Verabschiedung im Stadtrat weiter zu
diskutieren sein. 

Dazu soll eine geeignete Plattform geschaffen werden. Ein Beirat unter Vorsitz des
Beigeordneten für Jugend, Soziales, Gesundheit und Schule soll die Umsetzung der
Beschlusspunkte dieses Fachplanes begleiten. Die Gesamtführung nimmt das Jugend-
amt war.
Nach Ablauf von zwei Jahren soll die Umsetzung der Beschlusspunkte im Jugend-
hilfeausschuss bilanziert werden. Der Stadtrat wird über die Ergebnisse informiert. 

Das Jugendamt wird in der Zusammenarbeit mit den freien Trägern, auf Basis der
Leistungsvereinbarungen, auf eine Weiterentwicklung der Trägerkonzepte im Sinne
dieses Fachplanes hinwirken. 

Somit wird eine prozessbegleitende Steuerung möglich und für die beabsichtigte
Wirkungskontrolle gesorgt. 

6 Evaluation des Fachplanes
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Anlage 1: Gemeinsamer Rahmen der Länder für die frühe Bildung in Kinder-
tageseinrichtungen

(Beschluss der Jugendministerkonferenz vom 13./14.05.2004/
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 03./04.06.2004)

1. Vorbemerkung

Eine breite Verständigung der Länder über Ausformung und Umsetzung des Bil-
dungsauftrags der Kindertageseinrichtungen im Elementarbereich stellt einen we-
sentlichen Fortschritt dar. Die individuelle und gesellschaftliche Bedeutung frühkind-
licher Bildungsprozesse ist zu groß, um ihre Förderung allein vom Engagement
einzelner Personen in den Kindertageseinrichtungen oder einzelner Träger abhängig
zu machen, auch wenn dies im Einzelfall noch so unterstützenswert ist.

Der folgende gemeinsame Rahmen über Bildungsziele trägt daher wesentlich zur
Verwirklichung der Bildungs- und Lebenschancen der Kinder in den Tageseinrich-
tungen des Elementarbereichs bei. Aufgabe der Träger und Fachkräfte der Tages-
einrichtungen ist es, die konkrete Bildungsarbeit zu gestalten. Dabei sind die Eltern
– und auch die Kinder – angemessen einzubeziehen.

Die Kindertageseinrichtungen des Elementarbereichs werden heute als unentbehrli-
cher Teil des öffentlichen Bildungswesens verstanden. Unter Berücksichtigung ent-
wicklungspsychologischer Erkenntnisse sind sie mit ihrem ganzheitlichen Förderauf-
trag, ihrer lebensweltorientierten Arbeit und ihren guten Beteiligungsmöglichkeiten
geeignete Orte für frühkindliche Bildungsprozesse. Der Schwerpunkt des Bildungs-
auftrags der Kindertageseinrichtungen liegt in der frühzeitigen Stärkung individuel-
ler Kompetenzen und Lerndispositionen, der Erweiterung, Unterstützung sowie He-
rausforderung des kindlichen Forscherdranges, in der Werteerziehung, in der Förderung,
das Lernen zu lernen und in der Weltaneignung in sozialen Kontexten.

Bildungspläne im Elementarbereich präzisieren den zu Grunde gelegten Bildungs-
begriff und beschreiben den eigenständigen Bildungsauftrag der Kindertageseinrich-
tungen, der in unmittelbarer Beziehung zu den weiteren Aufgaben der Erziehung und
Betreuung steht. Sie verleihen den Bildungsprozessen in den Kindertagesein-
richtungen Transparenz und bieten Orientierung für die Fachkräfte, Eltern und Lehr-
kräfte gleichermaßen. Bildungspläne haben aber insbesondere die Aufgabe, die Grund-
lagen für eine frühe und individuelle Förderung der Kinder zu schaffen.

Anlage 1
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Dieser gemeinsame Rahmen stellt eine Verständigung der Länder über die Grund-
sätze der Bildungsarbeit der Kindertageseinrichtungen dar, der durch die Bildungs-
pläne auf Landesebene konkretisiert, ausgefüllt und erweitert wird. Innerhalb des
gemeinsamen Rahmens gehen alle Länder eigene, den jeweiligen Situationen ange-
messene Wege der Ausdifferenzierung und Umsetzung. Bildungspläne sind Orientie-
rungsrahmen, auf deren Grundlage die Tageseinrichtungen unter Berücksichtigung
der lokalen Gegebenheiten träger- oder einrichtungsspezifische Konzeptionen erstel-
len. Sie enthalten keinen umfassend geregelten Ablauf der pädagogischen Arbeit,
belassen einen großen pädagogischen Freiraum und setzen auf die Berücksichtigung
individueller Unterschiede und spielerischer, erkundender Lernformen.

2. Allgemeine Beschreibung der Ziele im Hinblick auf Bildung im Elementar-
bereich

Auf eine Abgrenzung der Begriffe „Bildung“ und „Erziehung“ wird bewusst ver-
zichtet. Mit „Erziehung“ wird vorwiegend der Bereich der Einflussnahme anderer
Personen, in der Regel Erwachsener, auf das Verhalten der Kinder im Hinblick auf
deren Hineinwachsen in die Gemeinschaft, d. h. Sozialisation, beschrieben. Ange-
sprochen wird damit insbesondere die Entwicklung des Sozialverhaltens sowie der
Fähigkeit und der Bereitschaft zur entwicklungsangemessenen Übernahme von
Verantwortung. Dies sind auch gleichzeitig allgemein anerkannte Aspekte der Per-
sönlichkeitsbildung. Der Bildungsprozess des Kindes umfasst alle Aspekte seiner
Persönlichkeit.

Bildung und Erziehung werden als ein einheitliches, zeitlich sich erstreckendes
Geschehen im sozialen Kontext betrachtet. Es umfasst die Aktivitäten des Kindes
zur Weltaneignung ebenso wie den Umstand, dass diese grundsätzlich in konkreten
sozialen Situationen erfolgen. Im Prozess der Weltaneignung oder Sinnkonstruktion
nehmen das Kind und sein soziales Umfeld wechselseitig aufeinander Einfluss, sie
interagieren. Nach diesem Verständnis tragen die Bildung des Kindes unterstützende,
erzieherische und betreuende Tätigkeiten gemeinsam zum kindlichen Bildungspro-
zess bei. Damit wird auch zum Ausdruck gebracht, dass die Länder im Zusammen-
hang ihrer Vorhaben zur Stärkung des Elementarbereichs besonderes Gewicht auf die
Konkretisierung und qualifizierte Umsetzung des Bildungsauftrags legen.

Im Vordergrund der Bildungsbemühungen im Elementarbereich steht die Vermittlung
grundlegender Kompetenzen und die Entwicklung und Stärkung persönlicher Res-
sourcen, die das Kind motivieren und darauf vorbereiten, künftige Lebens- und
Lernaufgaben aufzugreifen und zu bewältigen, verantwortlich am gesellschaftlichen
Leben teilzuhaben und ein Leben lang zu lernen.
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Die Länder erstellen Rahmenpläne, die Förderbereiche für das zu realisierende Bil-
dungsangebot benennen und die dadurch deren Bildungsauftrag konkretisieren. Die
Länder bestimmen den Altersbereich der Kinder, für den diese Pläne gelten. Durch
die Beschäftigung mit Inhalten aus den vorgegebenen Bereichen soll das Kind nicht
nur bereichsspezifische, sondern vor allem übergreifende und grundlegende Kompe-
tenzen und Persönlichkeitsressourcen erwerben. In den Rahmenplänen werden Auf-
gaben und zu erbringende Leistungen der Tageseinrichtungen, nicht aber Qualifika-
tionsniveaus normiert, die das Kind zu einem bestimmten Zeitpunkt zu erreichen hat.
Kindertageseinrichtungen sind Bildungsinstitutionen mit eigenem Profil. Sie legen
Wert auf die Anschlussfähigkeit des in ihnen erworbenen Wissens und der erlernten
Fähigkeiten und Fertigkeiten und sie gehen davon aus, dass sich die Schule den
Prinzipien der Elementarpädagogik öffnet und die Kinder, die vom Elementar- in
den Primarbereich wechseln, verstärkt individuell fördert. Einerseits sollen die Kin-
der aufnahmefähig sein für die Schule und andererseits zugleich die Schule aufnah-
mefähig für die Kinder. Die Schule setzt die Bildungsarbeit der Tageseinrichtungen
auf ihre Weise fort.

3. Differenzierte Beschreibung der Bildungsarbeit in Kindertageseinrichtungen

3.1 Das Prinzip der ganzheitlichen Förderung

Das pädagogische Programm in den Kindertageseinrichtungen ist durch das Prinzip
der ganzheitlichen Förderung geprägt. Eine Fächerorientierung oder Orientierung an
Wissenschaftsdisziplinen ist dem Elementarbereich fremd. Eine Beschreibung von
Themenfeldern, in denen sich die kindliche Neugier artikuliert, aber ist sinnvoll, weil
sie die Angebote der Kindertageseinrichtung konkretisiert. Die inhaltlichen Förder-
schwerpunkte in den Rahmenplänen stehen nicht isoliert, sondern durchdringen sich
gegenseitig. Durch angemessene Lernarrangements ist es möglich, mehrere Förder-
bereiche gleichzeitig umzusetzen. Die pädagogische Praxis muss diese Verbindung
und gegenseitige Durchdringung der Felder wahren und gezielt gestalten.

Besonders geeignet für das ganzheitliche Lernen ist die Projektarbeit. Es empfehlen
sich Lerninhalte, die die Lebenswelt der Kinder betreffen und an ihren Interessen
anknüpfen, sowie Lernformen, die selbst gesteuertes Lernen fördern, Gestaltungs-
spielräume eröffnen und Teamarbeit ermöglichen, den produktiven Umgang mit
Fehlern fördern und es den Kindern erlauben, frei zu erkunden und auszuprobieren.

Schließlich sind für eine ganzheitliche Förderung Aspekte zu beachten, die für alle
Inhalte gleichermaßen von Bedeutung sind und den Charakter von Querschnittsauf-
gaben haben.
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Hierher gehören
· die Förderung, das Lernen zu lernen (lernmethodische Kompetenz),
· die entwicklungsgemäße Beteiligung von Kindern an den ihr Leben in der

Einrichtung betreffenden Entscheidungen,
· die interkulturelle Bildung,
· die geschlechtsbewusste pädagogische Arbeit,
· die spezifische Förderung von Kindern mit Entwicklungsrisiken und (drohender)

Behinderung und
· die Förderung von Kindern mit besonderer Begabung.

3.2 Bildungsbereiche

Die folgenden Bildungsbereiche verstehen sich als Aufforderung an alle Kinderta-
geseinrichtungen und das pädagogische Personal, die Bildungsmöglichkeiten des
Kindes in diesen Bereichen zu beachten und zu fördern:

3.2.1 Sprache, Schrift, Kommunikation
Sprachbildung hat zum Ziel, dass das Kind sein Denken sinnvoll und differenziert
ausdrückt. Sprachförderung ist eingebettet in persönliche Beziehungen und Kom-
munikation und in Handlungen, die für Kinder Sinn ergeben. Zentraler Bestandteil
sprachlicher Bildung sind kindliche Erfahrungen rund um Buch-, Erzähl- und Schrift-
kultur (literacy).

3.2.2 Personale und soziale Entwicklung, Werteerziehung/religiöse Bildung
Zur Förderung der personalen Entwicklung des Kindes gehört die Stärkung seiner
Persönlichkeit ebenso wie die Förderung von Kognition und Motivation sowie von
körperlicher Entwicklung und Gesundheit. Um ein verantwortliches Mitglied der
Gesellschaft zu werden, benötigt das Kind soziale Kompetenzen und orientierendes
Wissen. Zur Werteerziehung gehören die Auseinandersetzung und Identifikation mit
Werten und Normen sowie die Thematisierung religiöser Fragen.

3.2.3 Mathematik, Naturwissenschaft, (Informations-)Technik
Kinder in diesem Alter haben ein großes Interesse an naturwissenschaftlich darstell-
baren Erscheinungen der belebten und unbelebten Natur und am Experimentieren
und Beobachten. Deshalb sollten die kindliche Neugier und der natürliche Entde-
ckungsdrang der Kinder dazu genutzt werden, den entwicklungsgemäßen Umgang
mit Zahlen, Mengen und geometrischen Formen, mathematische Vorläuferkenntnisse
und -fähigkeiten zu erwerben.
Eng damit zusammen hängt auch die Vermittlung von Kenntnissen über die Verwen-
dungs- und Funktionsweisen von technischen und informationstechnischen Geräten, die
den Alltag der Kinder prägen, und von Fertigkeiten des praktischen Umgangs damit.

Broschüre_Format.qxd  18.10.2006  13:25 Uhr  Seite 53



54

A
3.2.4 Musische Bildung/Umgang mit Medien
Musische Bildung im Sinne von ästhetischer Bildung, musikalischer Früherziehung
und künstlerischem Gestalten spricht die Sinne und die Emotionen an, fördert Fanta-
sie und Kreativität sowie die personale, soziale, motorische und kognitive Entwick-
lung. Die kulturelle Einbettung des Kindes kann dadurch gestärkt und die Aufge-
schlossenheit für interkulturelle Begegnung und Verständigung unterstützt werden.
Was den Umgang mit Medien angeht, gehört zur Medienkompetenz als dem obersten
Ziel von Medienbildung auch die Fähigkeit, Medien zweckbestimmt und kreativ zu nut-
zen und damit eigene Werke zu erstellen.

3.2.5 Körper, Bewegung, Gesundheit
Das Kind lernt, Verantwortung für sein körperliches Wohlbefinden und seine Gesund-
heit zu übernehmen. Die Bewegung spielt dabei eine herausragende Rolle, darüber
hinaus ist sie aber auch besonders wichtig für die kognitive, emotionale und soziale
Entwicklung des Kindes. Gesundheitliche Bildung ist im Alltag von Kindertages-
einrichtungen ein durchgängiges Prinzip, der Zusammenarbeit mit den Eltern und
anderen Kooperationspartnern kommt dabei große Bedeutung zu.

3.2.6 Natur und kulturelle Umwelten
Entwicklungsangemessene Umweltbildung berührt viele Lebensbereiche, von der
Naturbegegnung über Gesundheit und Werthaltungen bis hin zum Freizeit- und
Konsumverhalten.
Zentrale Aspekte dabei sind der Einsatz für eine gesunde Umwelt – vorrangig in der
Lebenswelt der Kinder –, die Behebung bereits entstandener Schäden und die Wech-
selwirkungen zwischen Ökologie, Ökonomie und Sozialem im Sinne der Bildung für
eine nachhaltige Entwicklung. Den Kindern ist die Begegnung mit der Natur und den
verschiedenen kulturellen Umwelten zu ermöglichen und es sind ihnen darin vielfäl-
tige Gestaltungsmöglichkeiten zu eröffnen.

3.3 Gestaltung der pädagogischen Arbeit /Qualitätsentwicklung

Grundlegende Voraussetzung für die Umsetzung der Rahmenpläne ist die Wahrneh-
mung der Fragen, Interessen und Themen der Kinder, denn diese sind mehr als ein
Anlass für Beschäftigungsangebote, sie sind vielmehr Ausdruck des kindlichen
Bildungsinteresses und damit Zentrum der zu planenden Angebote.

Die Umsetzung der Rahmenpläne soll in der Konzeption jeder Einrichtung beschrie-
ben und damit reflektierbar und kommunizierbar werden.

Die Kinder sollen daraufhin beobachtet werden, was ihre Stärken und Schwächen in
dem jeweiligen Bildungsbereich sind, wie sie Anregungen aufnehmen und wie sie

Anlage 1
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sich damit beschäftigen. Systematische Beobachtung und Dokumentation der kind-
lichen Entwicklungsprozesse sind erforderlich.

Bei der Gestaltung des Lernorts Kindertageseinrichtung sind folgende Aufgaben-
dimensionen zu beachten:

3.3.1 Pädagogische Grundprinzipien
Der Bezugspunkt erzieherischen Denkens und Handelns ist das Kind als Persönlich-
keit, das zu seiner Entfaltung auf vielfältige Anregungen von Seiten der Erwachse-
nen angewiesen ist. Der Erwachsene soll das Kind bedingungslos akzeptieren und re-
spektieren. Es ist uneingeschränkt wertzuschätzen und darf niemals beschämt werden.
Bei Kindern in diesem Alter herrschen informelle, erkundende und spielerische Lern-
formen vor, die von den Erwachsenen begleitet und auch gesteuert werden.

Das Bildungsgeschehen in der Tageseinrichtung ist geprägt von Bewegungs- und
Sinneserfahrungen. Den Kindern ist ausreichend Bewegungsspielraum zu gewähren.

Lernangebote sind so zu gestalten, dass sie bei den Kindern die Lust und Freude am
Lernen wecken und den kindlichen Forscherdrang erweitern und unterstützen. Das
Vorschulalter ist für die Förderung von Intelligenz und Kreativität hervorragend ge-
eignet. Kindertageseinrichtungen bieten in einem entspannten Lernklima optimale
Voraussetzungen für die Entfaltung von Erlebnisfähigkeit und Aufnahmebereitschaft
sowie für die Förderung erkundenden und entdeckenden Verhaltens wie Staunen,
gezieltes Fragen und Infragestellen.

Nach dem Prinzip der Entwicklungsangemessenheit sind Bildungsangebote so zu
gestalten, dass sie der sozialen, kognitiven, emotionalen und körperlichen Entwick-
lung des Kindes entsprechen. Überforderung des Kindes ist ebenso fehl am Platz
wie Unterforderung. Dieses Prinzip gilt für die Gestaltung der einzelnen Lernarran-
gements und die Organisation des Tagesablaufs. Für das einzelne Kind wechseln sich
moderierte Lernarrangements und Freispielphasen oder andere Tätigkeiten ab. Im
Hinblick auf die Sicherung und Weiterentwicklung von Qualität bedarf die pädagogi-
sche Arbeit der Evaluation.

3.3.2 Rolle der Fachkräfte
Die Erzieherinnen leiten und organisieren die Forschungswerkstatt Kindertages-
einrichtung. Sie ermutigen die Kinder, regen sie zur fragenden Erkundung ihrer Welt
an, beantworten die Fragen der Kinder nicht abschließend, sondern versuchen durch
ihre Antworten das kindliche Interesse zu erweitern und zu vertiefen und führen an
die Kinder Themen heran, die sich nicht aus der unmittelbaren Anschauung und dem
Erleben erschließen.
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Das pädagogische Vorgehen ist geprägt von emotionaler Wärme, Einfühlungsver-
mögen, Klarheit, Echtheit, Verlässlichkeit und der Befriedigung des kindlichen Stre-
bens nach Bindung und Autonomie. Dazu gehören klare Verhaltensregeln, die mit
den Kindern ausgehandelt werden und auf deren Einhaltung alle gemeinsam achten.
Eine individuelle, persönliche Beziehung der Fachkraft zu jedem Kind ist dabei von
hoher Bedeutung.

Die Erzieherin fördert die Eigenaktivität des Kindes, achtet auf sein Wohlbefinden
und stärkt sein Selbstwertgefühl in nachhaltiger Weise. Alle am Bildungsgeschehen
Beteiligten können Lernende wie auch Lehrende sein. Voraussetzung ist, dass die
Fachkräfte ihr eigenes Verhalten und ihre eigenen Zugänge, Vorlieben und Abnei-
gungen im Hinblick auf den jeweiligen Bildungsbereich beobachten und reflektieren.

3.3.3 Rolle der Eltern/des Elternhauses
Aufgrund der gemeinsamen Bildungs- und Erziehungsverantwortung wirken Fachkräf-
te und Eltern partnerschaftlich zusammen. Regelmäßige Gespräche mit den Eltern
über das Kind sowie Informations- und Bildungsangebote für Eltern in der Tagesein-
richtung sind von großer Bedeutung. Bei Entscheidungen über wichtige Angelegen-
heiten, die die Tageseinrichtung betreffen, sind die Eltern entsprechend zu beteiligen.

3.3.4 Gruppe als (soziales) Lernfeld, Rolle der Peers
Um sozialer Ausgrenzung vorzubeugen und angemessen zu begegnen, wird auf die
Zusammenstellung der Gruppen geachtet. Individuelle Unterschiede in Bezug auf
Geschlecht, Herkunft, Religion, Lebensweise, Alter und Entwicklungsstand, Stärken
und Schwächen werden gesehen und anerkannt. Sie werden in organisatorischer und
pädagogischer Hinsicht berücksichtigt. Bildungsangebote sollen allen Kindern offen
stehen und ihnen bestmögliche Lern- und Entwicklungschancen bieten. Soziale und
kulturelle Vielfalt wird als Chance betrachtet, das globale Zusammenleben der Zu-
kunft zu sichern.

Das Prinzip der inneren Differenzierung des pädagogischen Angebots ermöglicht es,
auf individuelle Unterschiede einzugehen und jedes einzelne Kind optimal zu för-
dern. Wichtig hierbei ist, die Stärken der Kinder zu festigen und ihre Schwächen ab-
zubauen.

3.3.5 Funktion der Räume/Gestaltung des Außengeländes
Das Konzept der inneren Differenzierung ist gekoppelt an ein geeignetes Raumkon-
zept, das den Kindern ausreichend Platz für Bewegung, Anregungen für individuelle
Lernprozesse sowie Möglichkeiten für Rückzug und Geborgenheit bietet. Die Mög-
lichkeiten und Grenzen von Großraumsituationen und kleinteiligen räumlichen Glie-
derungen sind diesbezüglich gegeneinander abzuwägen. Das Außengelände ist mög-
lichst naturnah zu gestalten.

Anlage 1
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3.3.6 Gemeinwesenorientierung, Kooperation und Vernetzung
Für den Bildungsauftrag von Kindertageseinrichtungen bedeutsam sind auch die
Gemeinwesenorientierung der Einrichtungen sowie deren Kooperation und Vernet-
zung mit anderen Stellen und Institutionen. Hinzuweisen ist insbesondere auf die
Vernetzung mit anderen Kindertageseinrichtungen und der Grundschule, aber auch
auf die Kooperation mit kulturellen, sozialen, umweltpädagogischen und medizini-
schen Einrichtungen und Diensten, mit der politischen Gemeinde, den Pfarr- und
Kirchengemeinden, mit familienunterstützenden Einrichtungen der Jugendhilfe, mit
Arztpraxen und dem Gesundheitsamt.

Für Kindertageseinrichtungen ist es eine mögliche Perspektive, sich zu Nachbar-
schaftszentren bzw. Begegnungsstätten weiterzuentwickeln und dabei mit den Ein-
richtungen der Familienbildung und -beratung zusammenzuarbeiten.

Werden externe Personen regelmäßig oder auch zeitweise in die Arbeit mit den
Kindern eingebunden, ist dies in der Einrichtungskonzeption darzulegen.

4. Bedingungen für die Umsetzung der Bildungsziele

Im Interesse der Sicherung und Weiterentwicklung von Qualität sollte die Entwick-
lung von Plänen für die frühe Bildung in Kindertageseinrichtungen als langfristiges
Vorhaben konzipiert werden, das der ständigen Verbesserung unterliegt. Darin einge-
schlossen sind Phasen der Erprobung in der Praxis, Verfahren der Selbst- und Fremd-
evaluation der pädagogischen Arbeit und die Prüfung der Bedingungen, die für die
Umsetzung der Rahmenvorgaben erfüllt sein müssen (z. B. Personalausstattung,
Qualifikationsanforderungen an das Personal, Elternmitwirkung).
Bildungspläne können als Empfehlungen eingeführt werden oder sie konkretisieren
verbindlich vorgeschriebene Bildungsziele. Bei der Wahrung, Kontrolle und Steuer-
ung von Akzeptanz und Qualität haben die Länder eine besondere Verantwortung.

Damit die Bildungspläne in den Ländern die gewünschte Wirkung entfalten, ist es
notwendig, dass sie auf eine breite gesellschaftliche Akzeptanz stoßen.

Entscheidend für die Wirksamkeit der Bildungspläne sind darauf abgestimmte Lehr-
pläne der Ausbildungsstätten für das pädagogische Personal und die Befassung mit
den Bildungszielen in der Fortbildung.
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5. Optimierung des Übergangs vom Elementar- in den Primarbereich

Bildung und Lernen beginnen in der Familie, setzen sich in den Kindertageseinrich-
tungen fort und erfahren in den Grundschulen mit dem dortigen Curriculum eine
altersgerechte Weiterführung. Die individuellen Entwicklungs- und Lernprozesse des
Kindes werden in beiden Einrichtungen unterstützt und gefördert.
Kindertageseinrichtungen, Grundschulen und Eltern arbeiten deshalb eng zusammen
im Sinne einer kontinuierlichen Bildungsbiographie.

Um den Übergang von den Kindertageseinrichtungen in die Grundschulen für Kin-
der und Eltern zu erleichtern, ist die Zusammenarbeit zwischen den beiden Bil-
dungsinstitutionen zu stärken. Insbesondere gilt es, dem Begriff der Schulfähigkeit
durch den gemeinsamen Diskurs mehr Transparenz zu verleihen. Dazu ist es not-
wendig, Schulfähigkeit als eine gemeinsame Entwicklungs- und Förderaufgabe von
Kindertageseinrichtungen und Grundschulen zu verstehen. Ziel dieses Diskurses
sind gleichermaßen das schulfähige Kind wie die kindfähige Schule.

Kindertageseinrichtungen und Schulen haben gemeinsame pädagogische Grundlagen,
die in der Förderung der Gesamtpersönlichkeit des Kindes, seiner Selbsttätigkeit und
Selbstständigkeit sowie im Aufbau tragfähiger sozialer Beziehungen liegen. Die ge-
meinsamen pädagogischen Grundlagen sind wesentliche Voraussetzungen für die
Entwicklungs- und Bildungskontinuität. Zugleich akzeptieren Kindertageseinrich-
tungen und Schulen die unterschiedlichen pädagogischen Zugangsweisen und bringen
der je eigenen Gestaltung von Bildungsprozessen die nötige Wertschätzung entgegen.

Dabei sind zwei Aspekte von besonderer Bedeutung: zum einen die notwendige An-
schlussfähigkeit der Bildungsinhalte und pädagogischen Methoden, die in den Tages-
einrichtungen und den Schulen vermittelt bzw. praktiziert werden, und zum anderen
die Kompetenz des Kindes, den Übergang aktiv zu bewältigen. Die Sicherung der
Anschlussfähigkeit sollte das Ziel beider Systeme sein. Aus diesem Grund ist zu for-
dern, dass die Schulen und Kindertageseinrichtungen den Übergang gemeinsam
gestalten und ihre Methoden aufeinander abstimmen. Kontinuität von Bildung und
Entwicklung heißt in diesem Zusammenhang jedoch nicht weit gehende Anglei-
chung der Lebensbereiche Tageseinrichtung und Schule. Unterschiede können die
Kinder auch anspornen, sich Anforderungen zu stellen und sie zu meistern, die kind-
liche Entwicklung also voranbringen.

Kindertageseinrichtungen und Schulen tragen zusammen mit den Eltern gemeinsam
Verantwortung beim Übergang in die Schule, um für die Kinder eine weitest gehen-
de Kontinuität ihrer Entwicklungs- und Lernprozesse zu gewährleisten. Die Bildungs-
dokumentation bietet die Chance für eine gemeinsame Gesprächsgrundlage der Ins-
titutionen mit den Eltern.

Anlage 1
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Flexible Modelle des Schulanfangs, die unter weitgehendem Verzicht auf Zurückstel-
lungen allen Kindern eine individuelle Förderung ermöglichen, sind geeignet, den
Bildungsprozess der Tageseinrichtung fortzuführen.

Die Sprachentwicklung und Sprachförderung in der Familie und in den Kindertages-
einrichtungen sind zentral bedeutsam für die Chancengerechtigkeit in der Schule,
deshalb muss Sprachförderung Prinzip in Kindertageseinrichtungen und Grund-
schulen sein.
Kindertageseinrichtungen und Grundschulen gestalten den Übergang gemeinsam
und stimmen ihn miteinander ab. Die Kontinuität des Lernens des Kindes muss
durch ein gemeinsames pädagogisches Verständnis und Handeln der jeweils beteilig-
ten Institutionen gesichert werden. Lernen vom Kind aus betrachtet verlangt deshalb
die Vernetzung von Bildungsprozessen in Kindertageseinrichtungen und Grundschu-
len. Gemeinsame Fortbildungen des pädagogischen Personals, gemeinsame Projekte
und der Aufbau von Kooperationsstrukturen sind wesentliche Grundlagen für die
Optimierung des Übergangs von den Kindertageseinrichtungen in die Schulen.

Die verschiedenen Formen der Begleitung geben jedem einzelnen Kind die Chance,
seine Potenziale und Talente optimal zu entfalten.

Optimierung des Übergangs vom Elementar- in den Primarbereich

A
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Anlage 2: Fachliche Anforderungen an die Tagespflege gemäß § 23 SGB VIII
und SächsKitaG  in der Stadt Leipzig (Stand: März 2003)

1. Allgemeines 

· Tagespflege wird alternativ oder zusätzlich zur Betreuung in einer Kindertages-
einrichtung geleistet (ganztägig oder stundenweise, sie kann unterschiedliche Be-
treuungszeiten umfassen, z. B. auch abends oder nachts, ist jedoch keine Betreu-
ung rund um die Uhr über Tag und Nacht).

· Sie kann im Haushalt der Tagesmutter oder im Haushalt der Eltern stattfin-
den, jedoch nicht an anderen Orten .1

· Tagespflege ist eine Leistung, die vorrangig für Kinder in den ersten Lebens-
jahren in frage kommt (0–3 Jahre). Bei Kindern im Kindergarten- und Schul-
alter wird Tagespflege dann geleistet, wenn Betreuungsangebote in einer Kin-
dertageseinrichtung nicht in gleicher Weise förderlich sind oder den benötigten
Betreuungsumfang nicht gewährleisten können. Tagespflege ist maximal bis zur
Vollendung des 14. Lebensjahres vorgesehen.

· Soll Tagespflege zusätzlich zur Betreuung in einer Kindertageseinrichtung erfol-
gen oder soll sie im Haushalt der Personensorgeberechtigten erfolgen, so ist die
Notwendigkeit zu prüfen.

· Obwohl Tagesmütter keine pädagogische Ausbildung nachweisen müssen, haben
sie gleichermaßen wie Erzieher den  Auftrag,  Betreuung, Bildung und Erziehung
der Kinder zu sichern. Es muss in jedem Fall eine Eignungsprüfung erfolgen, es
sei denn, die Eltern finanzieren die Tagespflege ausschließlich privat.

· Wer mehr als 3 Pflegekinder betreut, benötigt eine Pflegeerlaubnis. Mehr als 5
Kinder (hier zählen auch eigene, zu Hause betreute Kinder mit) können nicht
betreut werden. Werden dennoch solche Betreuungsformen bekannt, so ist unver-
züglich eine Meldung an das Landesjugendamt zu veranlassen.  

Anlage 2

1 Eine Betreuung von Kindern in eigens dafür angemieteten oder erworbenen Räumen entspricht dem
Einrichtungsbegriff nach § 45 SGB VIII und ist nicht als Tagespflege zu sehen und zu vermitteln. 
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· Die Eltern schließen mit der Tagesmutter einen Betreuungsvertrag ab. Es besteht

keine Fachaufsicht des Jugendamtes über die Aufgabenerfüllung innerhalb der
Tagespflegeverhältnisse. Allerdings informieren die Mitarbeiter des öffentlichen
Trägers beim Bekanntwerden einer Kindeswohlgefährdung unverzüglich die
Personensorgeberechtigten und leiten geeignete Maßnahmen ein.

· Die Tagesmütter erhalten einen monatlichen finanziellen Aufwendungsersatz. Die
Eltern zahlen einen Kostenbeitrag in gleicher Höhe des Elternbeitrages in einer Kin-
dertageseinrichtung. Es besteht – wie in der Kindertageseinrichtung – auch hier die
Möglichkeit der Ermäßigung des Elternbeitrages auf Antrag der Sorgeberechtigten
gemäß § 90 SGB VIII.  

· Die aus öffentlicher Hand gezahlten Pflegegelder sind für die Tagesmütter ein-
kommensteuerfrei und nicht rentenversicherungspflichtig.  

· Tagespflege wird nicht (allein) angewendet bei einem Bedarf an erzieherischer
Hilfe, da die Arbeit mit den Eltern bei Tagespflege nicht im Vordergrund steht.
Die Tagesmütter haben keine pädagogische Ausbildung und werden lediglich auf
ihre Eignung bzgl. der Tagesbetreuung geprüft.

· Auf Beratungsleistungen haben Personensorgeberechtigte und Tagespflegeperson
in jedem Fall, auch im Falle einer ausschließlich privat finanzierten Tagespflege,
einen Rechtsanspruch.

2. Eignung der Tagesmutter

Die Tagespflegepersonen und der zur Verfügung stehende Ort müssen geeignet sein,
die Entwicklung der Kinder zu fördern und Sicherheit zu vermitteln. Die Vermitt-
lung einer Tagesmutter an die Eltern ist erst nach Abschluss einer Eignungsprüfung
möglich (ebenso kann die Finanzierung der durch Eltern selbst gesuchten Tages-
mütter erst nach abgeschlossener Prüfung und bei positivem Ergebnis erfolgen). 

Nach den folgenden Kriterien erfolgt letztlich die Prüfung durch die Beraterinnen
des VKKJ, welche bei der Werbung und bei der Vorauswahl geeigneter Personen
bereits beachtet werden müssen:2

Anforderungen an die Person
· Interesse und Freude an Kindern, Beachtung kindlicher Bedürfnisse

2 Es ist dabei unbedingt zu beachten, dass arbeitslose Personen nur bedingt in frage kommen und sich beim
Arbeitsamt beraten lassen sollten (sie können  entweder nur stundenweise arbeiten, oder verlieren alle
Leistungen des Arbeitsamtes).  

Eignung der Tagesmutter
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· Offenes, kooperatives Verhalten und Achtung gegenüber den Personensorge-

berechtigten 
· Zuverlässigkeit
· Gute kognitive und sprachliche Fähigkeiten
· Körperliche und seelische Belastbarkeit
· Bereitschaft zur Beratung und Qualifikation
· Unterstützung durch die eigene Familie
· Sicherung zeitlicher Stabilität der Tagespflege
· Fähigkeit zur Organisation des Tagesablaufes.

Außerdem müssen die Tagesmütter, die vermittelt werden möchten (Aufnahme in die
Vermittlungskartei eines Trägers) und die Tagesmütter, die mehr als 3 Pflegekinder
betreuen (Pflegeerlaubnis), folgende Unterlagen vorlegen:
· Es ist dabei unbedingt zu beachten, dass arbeitslose Personen nur bedingt in frage

kommen und sich beim Arbeitsamt beraten lassen sollten (sie können entweder
nur stundenweise arbeiten, oder verlieren alle Leistungen des Arbeitsamtes).
Zertifikat der Grundqualifikation (die von der Stadt Leipzig, Volkshochschule,
angebotene oder eine  vergleichbare Grundqualifikation)

· ein aktuelles polizeiliches Führungszeugnis und ein aktuelles Lehrgangszertifikat
in Erster Hilfe für Kindernotfälle (beides bei Beginn nicht älter als 6 Monate,
Erneuerung aller zwei Jahre). 

Anforderungen an den Betreuungsort
Es muss genügend Bewegungsraum innerhalb und außerhalb der Wohnung (Spiel-
möglichkeiten im Freien) vorhanden sein. Es gibt einen Spielbereich sowie eine
Rückzugs-/ Trennungsmöglichkeit für mehrere Kinder sowie bei Beginn der Tages-
pflege ausreichend geeignete Schlafmöglichkeiten. Die Wohnung ist angemessen
sauber und sicher. Es ist altersgerechtes Spielzeug vorhanden, eigenes Spielzeug
kann mitgebracht werden.

Soll die Betreuung im Haushalt der Eltern stattfinden, bestehen keine Eignungs-
kriterien (eine Prüfung des Betreuungsortes wird nicht durchgeführt).

3. Anforderungen an die Auswahl und Vermittlung im Einzelfall

Sofern die Eltern keine Tagespflegeperson selbst ausgewählt haben und eine Vermitt-
lung  durch den Träger erfolgen soll, gelten für die Auswahl folgende Anhaltspunkte:
· Die Lage der Tagespflegestelle soll den Vorstellungen der Eltern entsprechen 

(z. B. Wohnortnähe, Nähe der Arbeitsstelle).
· Die Zusammensetzung und Größe der Kindergruppe soll so gestaltet sein, dass

sich die Tagespflegeperson den unterschiedlichen Bedürfnissen der Kinder ausrei-

Anlage 2
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chend widmen kann und dass ältere Kinder den jüngeren emotionale Zuwendung
und intellektuelle Anregung (Spielanreize) geben können.

· Die Tagespflegeperson muss den Vorstellungen der Eltern entsprechen. Die Be-
ziehung zwischen beiden soll so gestaltet sein, dass Sympathie besteht und dass
die Erziehungsvorstellungen zusammenpassen.

· Es soll keine überstürzte Vermittlung stattfinden. Die Kinder sollen in einer
behutsamen Eingewöhnung langsam Bindungen aufbauen können. Mutter oder
Vater sollen möglichst so lange mit in der Pflegestelle bleiben, bis das Kind die
Tagesmutter annimmt.

· Bei Besonderheiten des Kindes (beispielsweise Behinderungen) muss die Tages-
pflegeperson diesen spezifischen Anforderungen gewachsen sein.

Die Träger nehmen die geprüften Tagesmütter in eine Kartei auf, welche für jede 
Tagesmutter die zur Vermittlung notwendigen Informationen enthält (neben den Per-
sonalien und der Adresse sind dies insbesondere Bedingungen, die für Eltern sehr
wichtig sind wie z.B. Haustiere, Rauchen, bereits betreute Tageskinder und andere
anwesende Personen, eine bestimmte Religion/ein Kulturkreis etc.). Sie bieten den
suchenden Eltern eine aus ihrer Sicht passende Tagesmutter an. 

Wenn Eltern nach der Kontaktaufnahme Bedenken zu der ihnen vermittelten Tages-
pflege haben, soll nach anderen Alternativen gesucht werden (die Eltern sind von
Beginn an dahingehend zu beraten).

4. Fortbildung und Beratung

Tagespflege wird in der Regel nicht durch sozialpädagogische Fachkräfte geleistet.
Deshalb bilden die Qualifizierung und Beratung der Tagespflegepersonen das Kern-
stück der Qualitätssicherung. 

In Leipzig findet folgendes Bausteinsystem der Fortbildung und Beratung Anwendung:
· Erstberatung
· Grundkurs (Pflicht für die Vermittlung) 1

· Kurs zur Praxisbegleitung 2

· Individuelle Beratung
· Zusammenschlüsse der Tagesmütter. 

1 und  
2 werden von der Volkshochschule angeboten

Fortbildung und Beratung
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In der Erstberatung 
erhalten die Interessenten wichtige Information, und zwar
· die wichtigsten Merkmale von Tagespflege (siehe Punkt 1.)
· die Anforderungen an Betreuung, Bildung und Erziehung sowie an die Wohnung

(siehe Punkt 2.)
· die rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen
· das weitere Vorgehen (z.B. Kursvermittlung).
Sie werden in der Beratung angeregt, eigene Motive und Erwartungen zu reflektie-
ren. Nach dieser Beratung entscheiden sich die Interessenten, ob sie sich für eine
Tätigkeit als Tagespflegeperson interessieren und eignen (Selbstauswahl).

Im Grundkurs
erhalten die Interessenten alle für den Beginn der Tätigkeit notwendigen Kenntnisse.
Dieser umfasst insgesamt mindestens 20 Stunden und schließt mit einem
Kolloquium ab. Die Teilnehmer zahlen einen Teilnehmerbeitrag und erhalten über
die Teilnahme ein Zertifikat.
Inhalte des Grundkurses sind
· Tagespflege – die Perspektive von Kindern, Eltern und Tagespflegepersonen
· Rahmenbedingungen (rechtliche und finanzielle Bedingungen, Betreuungsvertrag)
· die kognitive, soziale und emotionale Entwicklung der Kinder; fördernde Bedin-

gungen
· Sicherheit, Gesundheit, Ernährung von Kindern; Verbindung von pädagogischen

und Haushaltsaufgaben 
· die Eingewöhnungsphase. 

Im Kurs zur Praxisbegleitung
haben die Teilnehmerinnen nach Beginn der Tätigkeit als Tagesmutter die Möglich-
keit, ihre Kenntnisse zu vertiefen und Praxisreflexion zu erhalten. Der Kurs umfasst
ebenfalls 20 Stunden und schließt mit einem Kolloquium ab. Die Teilnehmer zahlen
einen Teilnehmerbeitrag und erhalten über die Teilnahme ein Zertifikat. Der Kurs hat
folgende Inhalte:
· die konstruktive Gestaltung der Zusammenarbeit mit den Eltern 
· Erziehung in der Tagespflege
· der Bildungsauftrag in der Tagespflege
· Umgang mit Stress und Konflikten
· die Bedeutung des Spiels
· alltagspraktische Reflexion und Übung.

Es soll darauf hingewirkt werden, dass alle Tagesmütter, die längerfristig diese
Tätigkeit ausüben, diesen Kurs belegen sollen.

Anlage 2
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Individuelle Beratung
Vor und nach Beginn der Tagespflege kann bei Bedarf und freiwillig Beratung in
Anspruch genommen werden. Diese erfolgt als Einzelberatung für die Tagespflege-
person oder unter Einbeziehung der Eltern. Hierbei werden – vermittelt durch die/
den Berater / -in des Trägers – strittige Fragen (z.B. Erziehungsfragen, Ernährung,
Hygiene, Unzuverlässigkeit in Absprachen) geklärt und Vereinbarungen getroffen.
Über weitergehende Hilfemöglichkeiten (z.B. Beratungsstellen) wird informiert.

Zusammenschlüsse der Tagesmütter
Die BeraterInnen der Träger organisieren einen Austausch der Tagesmütter unterein-
ander sowie mit kompetenten Personen und schieben diese und weitere Koopera-
tionsformen (z. B. Organisation einer Tausch- und Ausleihbörse) an, so dass sie
dann in Selbstorganisation fortbestehen können.

Für die Durchführung der Erstberatung, der individuellen Beratung und für die An-
regung von Zusammenschlüssen der Tagesmütter ist eine pädagogische Ausbildung
und Beratungs- und Sachkompetenz der Person erforderlich, die beim jeweiligen
Träger diese Aufgabe wahrnimmt.  Zur Sicherung der Ansprechbarkeit wird eine
feste Ansprechzeit angeboten. Außerhalb dieser Zeiten kann individuell vereinbarte
Beratung (auch vor Ort) stattfinden. 

Die Beratung sichert in allen Phasen folgende Grundsätze:
· Annahme und Wertschätzung der Interessenten, Tagesmütter und Eltern
· Vertraulichkeit und Schweigepflicht
· verantwortungsvoller Umgang bei kinderwohlgefährdenden Situationen.

6. Datenübermittlung

Es erfolgt eine monatliche Meldung 
· der Anzahl der Kinder in Tagespflege insgesamt (davon vermittelt bzw. selbst

gesucht)
· der freien und belegten Plätze in der Vermittlungskartei 
· der Anzahl der Tagesmütter (davon vermittelt bzw. selbst gesucht) 
· der Anzahl der noch in Prüfung befindlichen Tagesmütter
an das Jugendamt. 

Datenübermittlung
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Anlage3: Positionspapier zur Elternmitwirkung in Leipziger Kindertagesein-
richtungen

Stand: 13. September 2004

Einleitung

Das Jugendamt Leipzig als öffentlicher Träger der Jugendhilfe will mit diesem
Papier die Bedeutung von Elternmitwirkung als ein wesentliches Qualitätsmerk-
mal für die pädagogische Arbeit einer Einrichtung bzw. eines Trägers hervor-
heben.

Wir wollen eine Elternmitwirkung in den Leipziger Kindertageseinrichtungen, die
geprägt ist von einem kooperativ-partnerschaftlichen Verhältnis zwischen den Eltern
und den Erzieherinnen in Kindertageseinrichtungen, zwischen den Eltern und den
LeiterInnen von Kindertageseinrichtungen und nicht zuletzt zwischen Eltern und
dem Träger von Kindertageseinrichtungen.

Wir gehen dabei davon aus, dass dies ein Prozess zwischen den Trägern, den Einrich-
tungen und den Eltern bzw. Elternvertretungen ist, welcher immer wieder aufs neue
auszugestalten ist. Ein Prozess, der einer regelmäßigen Überprüfung, Ergänzung und
Modifizierung bedarf.

Die rechtlichen Grundlagen sind sowohl im SGB VIII/Kinder- und Jugendhilfegesetz
(KJHG) festgeschrieben als auch im Sächsischen Gesetz zur Förderung von Kindern
in Tageseinrichtungen (Gesetz über Kindertageseinrichtungen – SächsKitaG). Das
KJHG konzentriert sich auf Grundsatzregelungen und -aussagen. Näheres zu Inhalt
und Umfang der Aufgaben der Elternmitwirkung wird durch das SächsKitaG als
Ausführungsgesetz des Landes Sachsen geregelt. 

Dieses Positionspapier soll Möglichkeiten und Methoden der Elternmitwirkung bei-
spielhaft verdeutlichen und zur Umsetzung dieser in den pädagogischen Alltag auf-
fordern bzw. anregen.

Anlage 3
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Rechtliche Grundlagen

Im entsprechenden Ausführungsgesetz des Freistaates Sachsen, dem Sächsischen
Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen (SächsKitaG) wird dies als
Landesrecht in folgender Weise priorisiert:

SächsKitaG (Sächsisches Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen) § 6 „Mitwirkung von Erziehungsberechtigten und Kindern“ als
Landesgesetz

(1) Die Erziehungsberechtigten wirken durch die Elternversammlung und den
Elternbeirat bei der Erfüllung der Aufgaben der Kindertageseinrichtung, die
ihre Kinder besuchen, mit. Sie sind bei allen wesentlichen Entscheidungen zu
beteiligen. Dies gilt insbesondere für die Änderung der pädagogischen Kon-
zepte und für die Kostengestaltung.

(2) Der Träger der Einrichtung trifft Bestimmungen zur Organisation der Eltern-
versammlung sowie zu Bildung und Organisation des Elternbeirates.

(3) Der Träger und die Leitung der Kindertageseinrichtung erteilen den Erzie-
hungsberechtigten, der Elternversammlung und dem Elternbeirat die erforder-
lichen Auskünfte.

(4) Zur Beratung und Unterstützung der Elternbeiräte der Einrichtung können
Elternbeiräte auf der Gemeinde- und der Kreisebene gebildet werden.

(5) Die Kinder wirken entsprechend ihrem Entwicklungsstand und ihren Bedürf-
nissen insbesondere im schulpflichtigen Alter bei der Gestaltung ihres Alltages
in den Kindertageseinrichtungen mit. 

SGB VIII (KJHG) § 22 „Grundsätze der Förderung von Kindern in Tagesein-
richtungen“ als Bundesgesetz
(1) In Kindergärten, Horten und anderen Einrichtungen, in denen sich Kinder für

einen Teil des Tages oder ganztags aufhalten (Tageseinrichtungen), soll die
Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Persönlichkeit gefördert werden.

(2) Die Aufgabe umfasst die Betreuung, Bildung und Erziehung des Kindes. Das
Leistungsangebot soll sich pädagogisch und organisatorisch an den Bedürf-
nissen der Kinder und ihrer Familien orientieren.

(3) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben sollen die in den Einrichtungen tätigen
Fachkräfte und anderen Mitarbeiter mit den Erziehungsberechtigten zum Wohl
der Kinder zusammenarbeiten. Die Erziehungsberechtigten sind an den Entschei-
dungen in wesentlichen Angelegenheiten der Tageseinrichtung zu beteiligen.

Rechtliche Grundlagen

Im Kinder- und Jugendhilfegesetz ist Elternmitwirkung wie folgt festgelegt:
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Diese Mitwirkungsrechte sind auch aus fachlicher Sicht notwendig, um eine optima-
le Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsarbeit zu sichern. 

Ausgehend vom Gesetzestext des § 22 (3) SGB VIII liegt der Schwerpunkt auf den
Formulierungen „beteiligen“ und „wesentliche Angelegenheiten“.

Wir verstehen Beteiligung als Oberbegriff, der alle Formen der Mitwirkung (Anhö-
rung, Einvernehmen, Mitentscheidung) umfasst. Unabhängig davon, wie qualifiziert
das Landesrecht die Beteiligung festlegt, sollen im Interesse einer konstruktiven
Zusammenarbeit die Voten der Elternvertretung ernst genommen und etwaige Mei-
nungsverschiedenheiten einvernehmlich gelöst werden.

Der kooperative und partnerschaftliche Umgang zwischen den Elternvertretern und
den MitarbeiterInnen bzw. dem Träger ist für uns eine Grundnorm, ohne die Gesamt-
verantwortung des Trägers in Frage zu stellen.

Als wesentliche Angelegenheiten verstehen wir alle die Dinge, die den Betrieb einer
Einrichtung bestimmen und die die Qualität der zu erbringenden Leistung bestimmen
und beeinflussen.
Die Einbeziehung von Eltern in wesentlichen Angelegenheiten meint konkret z. B.
die Ausgestaltung der Öffnungszeiten, die Kapazitäts- bzw. Strukturveränderungen,
die konzeptionelle Arbeit und Personalfragen. 

Wir gehen davon aus, dass der Einsatz von Personal bzw. die Einstellung oder Kün-
digung von Personal dabei ein Aspekt ist, der eine Informationspflicht innerhalb der
entsprechenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen gegenüber den Elternvertre-
tern erfordert. Verantwortlich für den Personaleinsatz bleibt unbenommen der Träger
in seiner Rolle als Arbeitgeber und im Hinblick auf seine fachliche Gesamtverant-
wortung. Im Rahmen dieser Verantwortung obliegt dem Träger die Endentscheidung.

Was soll erreicht werden?

Elternmitwirkung bietet im Hinblick auf eine kind- und familienorientierte Arbeit in
den Kindertageseinrichtungen vielfältige Chancen, wenn die im SächsKitaG einge-
räumten Mitwirkungsmöglichkeiten konsequent ausgeschöpft werden und die Eltern
eine deutliche Mitverantwortung für das Geschehen in der Kindertageseinrichtung
haben. 

Beteiligung von Eltern im Rahmen der Elternmitwirkung – das heißt vor allem:
umfassende Information, gemeinsame Beratung und Lösungssuche.

Anlage 3
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Wie ist die Elternmitwirkung praktisch umzusetzen?

Hierzu bedarf es der Fantasie, der Offenheit und des Engagements der betreffenden Ko-
operationspartner, gemeinsam Aktivitäten und Projekte zu gestalten, die dazu beitragen,
· die Erziehungsqualität in den Einrichtungen durch den Blick von außen (z. B.

Elternblick) positiv zu stimulieren,
· die Vernetzung der Kita in den Stadtteilen anzuregen und damit das Profil der

Einrichtungen zu schärfen. 

Elternmitwirkung bedeutet darüber hinaus z. B.: 
· die Eltern als Bündnispartner, Kooperationspartner und Wegbegleiter für die

Einrichtungen anzunehmen,
· die Chance, gemeinsam Aktivitäten und Projekte durch Ideenreichtum und

Kreativität zu entwickeln,
· externe Möglichkeiten und Ressourcen durch die Kita zu nutzen,
· die Eltern als Interessenvertreter der Kinder zu akzeptieren, da der Partizipation

von Kindern in Tagesstätten, bedingt durch das Alter, Grenzen gesetzt sind,
· die Eltern als wechselseitiges Korrektiv der Kindertagesstättenarbeit und  Baro-

meter der „Nutzerzufriedenheit“ einzubeziehen.

All dies sind gemeinsame Ziele der Elternmitwirkung und Familienarbeit im Sinne
der gesetzlichen Grundlagen und nicht zuletzt auch im Sinne einer optimalen Be-
treuungs-, Bildungs- und Erziehungsarbeit in den Einrichtungen.

Wir sind davon überzeugt, dass die Aktivitäten von Trägern der Jugendhilfe im Be-
reich der Qualifizierung der Arbeit in den Kindertageseinrichtungen dazu beitragen,
diese Ziele zu erreichen und ständig weiter zu entwickeln. 

Die Professionalität der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bildet dabei die Grundlage
einer gelingenden Eltern- und Familienarbeit in den Kindertageseinrichtungen. 

Die MitarbeiterInnen sind – angeregt durch die Träger – aufgefordert, die Familien-
arbeit durch partnerschaftliche Begleitung intensiv, kundenorientiert und fachkompe-
tent auszugestalten und immer wieder aufs neue in Gang zu setzen. 

Wie ist die Elternmitwirkung praktisch umzusetzen?

Umsetzung in Bezug auf die gesetzlichen Vorgaben
Der im SächsKitaG verankerte § 6 „Mitwirkung von Erziehungsberechtigten und
Kindern“ schreibt die Einberufung von Elternversammlungen und die Bildung des
Elternbeirates konkret vor. Der Elternbeirat hat in seiner Rolle als Elternvertretung
ein Auskunftsrecht. Daraus folgt die Informationspflicht des Trägers bzw. der Ein-
richtung in allen relevanten Angelegenheiten.
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Der Stadtelternrat ohne Grenzen e.V. zu Leipzig hat eine beispielhafte Methode ent-
wickelt, welche die Einberufung von Elternversammlungen bzw. die Wahl von Eltern-
beiräten näher beschreibt. Nach dieser Grundidee könnte folgende Empfehlung gelten:

A) Bildung und Aufgaben der Elternversammlung
Die Elternversammlung beauftragt Vertreter aus ihrer Mitte, die sich mit dem Träger
der Einrichtung über das Verfahren einer Wahl des Elternbeirates und einer Geschäfts-
ordnung, sowie die Aufgaben und Rechte des zu wählenden Elternbeirates abstimmen.

Die Geschäftsordnung ist der Elternversammlung zur Abstimmung vorzulegen.

Die Elternversammlung wird vom Elternbeirat oder gemeinsam vom Träger bzw. der
Leitung der Einrichtung einberufen. Die Einladung sollte mindestens zwei Wochen
vor dem Termin schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung, der Zeit und des
Ortes der Versammlung erfolgen. Die Elternversammlung ist auch dann einzuberu-
fen, wenn dies mindestens 25% der Erziehungsberechtigten verlangen.

Die Elternversammlung sollte mindestens einmal pro Jahr zusammen treten. Sie wählt
den Elternbeirat, der aus mindestens einem Vertreter jeder Gruppe bestehen sollte.
Mit der einfachen Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten ist es der Elternver-
sammlung möglich, ein Elternbeiratsmitglied abzuwählen, dabei hat jede Familie
eine wahlberechtigte Stimme.

B) Wahl des Elternbeirates
Die Mitglieder des Elternbeirates werden von den anwesenden Erziehungsberech-
tigten in der Elternversammlung für ein Jahr gewählt. Der/die Vorsitzende wird aus
der Mitte des Beirates heraus gewählt. Die Bekanntgabe erfolgt durch Aushang.

Die Amtszeit beginnt mit der Verkündigung des Wahlergebnisses und endet mit dem
Amtsantritt des neugewählten Elternbeirates.

Abwesende Erziehungsberechtigte sind wählbar, wenn ihre schriftliche Zustimmung
zum Termin der Elternversammlung vorliegt.

Beim Ausscheiden eines Elternbeiratsmitgliedes während der Wahlperiode kann der
Elternbeirat vorläufig einen Nachfolgekandidaten berufen. Dieser ist bei der näch-
sten turnusmäßig einberufenen Elternversammlung durch Wahl zu bestätigen.

Betreibt ein Träger in einer Kommune mehrere Kindertagesstätten, können die Eltern-
beiräte der jeweiligen Einrichtungen einen übergreifenden Elternrat bilden. In diesem
Fall ist ein Vertreter des Elternbeirates der Einrichtungen in den übergreifenden
Elternrat zu delegieren.

Anlage 3
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Welche Rolle hat das Jugendamt im Prozess der Elternmitwirkung?

C) Rechte und Aufgaben des Elternbeirates
Zur Erfüllung der Aufgaben der Kindertagesstätte ist es notwendig, dass der Eltern-
beirat, der Träger und die Leitung der Einrichtung vertrauensvoll, kooperativ, part-
nerschaftlich und prozessorientiert zusammenarbeiten.

Dafür sollte der Elternbeirat in der Regel die Leitung der Kindertagesstätte zu seinen
Sitzungen einladen.
Dem folgend, hat der Elternbeirat u.a. folgende Aufgaben: 
· die Elternversammlung über seine Tätigkeiten zu informieren
· die Wünsche, Anregungen und Vorschläge der Erziehungsberechtigten entgegen-

zunehmen und diese zu prüfen,
· die Umsetzung dieser mit dem Träger bzw. der Leitung abzustimmen
· die Öffentlichkeitsarbeit mitzugestalten.

Der Elternbeirat hat darauf aufbauend ein Mitwirkungsrecht bzw. Anhörungsrecht
bei wesentlichen Entscheidungen.
Zum Mitwirkungsrecht gehört z. B.:
· die Festlegung von Öffnungszeiten
· die Erarbeitung oder Änderung der pädagogischen Konzeption der Einrichtung
· die Organisation und Durchführung von zusätzlichen Angeboten.
Zum Anhörungsrecht gehört z. B.:
· der beabsichtigte Trägerwechsel
· die Veränderung einrichtungsbezogener Rahmenbedingungen (z. B. Gruppen-

größen, Gruppenstrukturen, Raumstruktur) 
· die Durchführung von größeren Baumaßnahmen
· die Schließung der Einrichtung.

Welche Rolle hat das Jugendamt im Prozess der Elternmitwirkung?

Das Jugendamt als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt entsprechend
§§ 79 und 80 KJHG die Gesamtverantwortung für die Erfüllung der Aufgaben und
Leistungen der Jugendhilfe. In dieser Rolle übt das Jugendamt die Fachaufsicht über
die Leistungserbringung durch die Träger aus. Es steht sowohl den Trägern als auch
den Eltern bzw. Elternvertretungen beratend und falls erforderlich vermittelnd zur
Seite. 

Das kann u.a. auch bedeuten, dass das Jugendamt bei Angelegenheiten, die zwischen
Eltern und Einrichtungen bzw. dem Träger der Einrichtung nicht einvernehmlich ge-
klärt werden können, eine entsprechende Schlichterfunktion übernimmt. Wir haben
damit in Leipzig gute Erfahrungen gemacht. 
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Wie wollen wir den fachlich hohen Anspruch an die Elternmitwirkung sichern?

Der in diesem Positionspapier dargestellte hohe fachliche und inhaltliche Anspruch
an die Elternmitwirkung soll durch entsprechende Qualitätssicherungsinstrumente
und Evaluationsmethoden unterstützt werden. Das Jugendamt Leipzig folgt dabei den
Empfehlungen des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales (SMS) und wird
· den Qualitätskriterienkatalog „Pädagogische Qualität in Tageseinrichtungen für

Kinder – Ein nationaler Kriterienkatalog“ 
zur Selbst- und Fremdevaluation als Qualitätsmaßstab ansetzen. 

Dieser Qualitätskriterienkatalog dient der Feststellung des jeweiligen Ist-Standes. Er
ist in sehr praxisnaher Weise ein effektives „Werkzeug“ um u. a. die Familienarbeit
zu überprüfen und daraus Rückschlüsse für Weiterentwicklung und Veränderung zie-
hen zu können. 

Das Jugendamt Leipzig benennt folgende Umsetzungsschwerpunkte bei der Zusam-
menarbeit mit Familien:
· Eingewöhnungszeit und Schulvorbereitungszeit dialogisch gestalten,
· optimale Elterninformationen gewähren,
· die Eltern bei der Konzeptionserarbeitung und Konzeptionsentwicklung beteili-

gen,
· ein qualifiziertes Beschwerdemanagement aufbauen,
· thematische Elternabende bzw. Elterngesprächsrunden organisieren und durch-

führen,
· kontinuierlich Entwicklungsgespräche auf der Grundlage fundierter

Beobachtungen führen,
· Elternbeteiligung bzw. -mitwirkung bei Fortbildungsveranstaltungen und Fach-

konferenzen anregen und ermöglichen.
Kindertagesstätten sind Teil eines konkreten Sozialraumes. Die in diesem Sozial-
raum vorhandenen territorialen Besonderheiten spiegeln sich in der Elternschaft
einer Kindertageseinrichtung wieder. Diese zu kennen ist für den Träger bzw. die
Einrichtung wichtig, um die Formen der  Eltern- und Familienarbeit und die damit
in Verbindung stehenden Angebote entsprechend zu orientieren und auszurichten. 

Als geeignete Formen könnte dies z. B. die Durchführung und Organisation folgen-
der Angebote sein: 
· Alleinerziehenden-Treffs, Frauenfrühstücksclubs,
· Familientreffs, Familienclubs, Eltern- bzw. Familienstammtische,
· Vater-Kind-Aktivitäten,
· Treffs für ausländische Mitbürger,

Anlage 3
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oder das Vorhalten 
· spezifischer Beratungsangebote Dritter aus dem Sozialraum,
· die Nutzung neuer Medien (Einrichtungshomepage) im Sinne der Öffentlichkeits-

arbeit,
· einer Einrichtungszeitung.

Die hier beispielhaft dargestellten Möglichkeiten sind Aktivitäten im Rahmen der
Eltern- bzw. Familienarbeit, welche als zusätzlich, ergänzend und bedarfsorientiert
angesehen werden sollten. Das bedeutet, dass diese Aktivitäten in starker Abhängig-
keit zu den Bedarfen stehen und damit durch einen hohen Grad von Flexibilität ge-
kennzeichnet sind.

Eine Schlussbemerkung

Bildung stellt die grundlegende Chance für Zukunfts- (und Lebens-) gestaltung dar.
Dies muss sich in der pädagogischen Arbeit in einer Kindertagesstätte widerspiegeln.
Das Kind mit seinen Fähigkeiten und Fertigkeiten, mit seiner Neugier, seiner Lern-
bereitschaft und seinem Lernwillen steht dabei „als handelndes, selbstbestimmtes
Subjekt“ im Mittelpunkt unseres Denkens und Handelns. Unterstützt wird dieses
durch die Einbeziehung der Eltern in diesen Prozess und die damit eingegangene
Erziehungspartnerschaft zum gegenseitigen Nutzen. 
Es entspricht unserer vollen Überzeugung, dass diese Erziehungspartnerschaft das
Leben in einer Kindertagesstätte pulsieren lässt und spannend macht. Diese Erzie-
hungspartnerschaft ist ein wesentlicher Baustein der Entwicklung von Kindertages-
einrichtungen zu offenen Kommunikationszentren im Sozialraum

Eine Schlussbemerkung

A
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Anlage 4: Gemeinsame Vereinbarung zur Kooperation von Jugendamt und
Regionalschulamt in Leipzig
vom 27. Oktober 2004

Basierend auf der Grundlage der gemeinsamen Vereinbarung zur Kooperation von
Kindergarten und Grundschule zwischen SMS und SMK vom 13. August 2003.

Gliederung:
Vorwort
1. Dialogische Grundhaltung
2. Gestaltung gemeinsamer Vorhaben
3. Gemeinsame inhaltliche Arbeitsgrundlage
4. Entwicklung einer gemeinsamen Erziehungspartnerschaft mit den Eltern
5. Engagement  im Umfeld mit allen Beteiligten 

Vorwort
Kindertageseinrichtungen und Grundschulen haben eine gemeinsame Verantwor-
tung, Kindern den Übergang in die Schule zu erleichtern. Es ist ihre gemeinsame
Aufgabe, die Entwicklung, Begleitung und Förderung eines jeden einzelnen Kindes
und die Erziehungspartnerschaft mit Eltern in dieser Übergangsphase möglichst opti-
mal zu gestalten.  
Eine qualitätsgerechte Kooperation von Kindertageseinrichtung und Grundschule er-
fordert die partnerschaftliche Zusammenarbeit der einzelnen Einrichtungen vor Ort
ebenso wie die der zuständigen Fachämter. 

Anliegen der vorliegenden Kooperationsvereinbarung ist es, sich gemeinsam zu
Grundhaltungen und Maßnahmen zu bekennen, die im Sinne eines optimalen Über-
gangs entwickelt und umgesetzt werden sollen. 

1. Dialogische Grundhaltung

„Die Kooperation setzt voraus, ein gemeinsames Anliegen vor dem Hintergrund ge-
genseitiger Information in einer vertrauensvollen Atmosphäre umsetzen zu wollen.“1

Das Jugendamt und das Regionalschulamt arbeiten an einem gemeinsamen Grund-

Anlage 4

1 Gemeinsame Vereinbarung des SMS und SMK zur Kooperation von Kindergarten und GS vom 13.08.2003, 
S. 13
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Dialogische Grundhaltung

A
verständnis von Bildung und Erziehung in Kindertageseinrichtung und Grundschule.
Dazu organisieren sie  eine gemeinsame Veranstaltung mit einem Fachvortrag zum
Thema „Bildung und Erziehung in der Kindheit“, der die Basis für einen weiteren
fachlichen Dialog liefern soll.
Es erfolgt eine Vernetzung aller am Übergang Kita – GS beteiligten Kräfte, die
sich unter gegenseitiger Achtung und Akzeptanz einbringen und Grundprinzip-
ien für ihre weiteren Zusammenkünfte entwickeln.
Sie entwerfen Strategien zur Hilfe und Unterstützung der Kooperationsarbeit im
Praxisfeld. 

2. Gestaltung gemeinsamer Vorhaben

„Gemeinsame Vorhaben tragen nur dann wirklich zur Kooperation bei, wenn sie
gemeinsam geplant, gestaltet und reflektiert werden.“ 2

Im Anschluss an die unter 1. genannte Einstiegsveranstaltung sollen sich regelmäßige
Austauschrunden anschließen. TeilnehmerInnen sind LehrerInnen und ErzieherInnen
(auch Hort-). In diesen Workshops, unter Anleitung von FachberaterInnen aus den 2
Ämtern, sollen die Inhalte der Kooperationsvereinbarungen zwischen Kindertagesein-
richtungen und Grundschulen vorgestellt und deren Umsetzung diskutiert werden.
Die verantwortlichen MitarbeiterInnen des Regionalschulamtes und Jugendamtes er-
arbeiten einen Themenkatalog mit einer Zeitschiene für weitere Arbeitstreffen zwi-
schen den Ämtern. 

3. Gemeinsame inhaltliche Arbeitsgrundlage

„Die Entwicklungsbereiche bilden die gemeinsame inhaltliche Arbeitsgrundlage ...“ 3

Dazu  wird folgendes vereinbart :
· Die Dokumentationen zur Entwicklung von Kindern in Kindertageseinrichtungen

und Horten durch die ErzieherInnen werden zur Grundlage für gemeinsame Ent-
wicklungsgespräche zwischen Lehrerin, Erzieherin und Eltern. Das gilt besonders
für die Phase des Übergangs eines Kindes von der Kita in die Grundschule. 

· Den Bildungs- und Erziehungsauftrag von Kindertageseinrichtung und Schule im
Blick, soll die Ausgestaltung des geplanten „Vorschulhalbjahres“ als Angebot der
Grundschule an die Familien mit den Trägern von Kindertageseinrichtungen
abgesprochen werden. 

· Jedes Kind erhält die Möglichkeit, im letzten Kindergartenjahr eine Schule und

3 ebenda, S. 13
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einen Hort kennen zu lernen. Die Ausgestaltung dieses Prozesses  übernehmen
die Fachkräfte in gemeinsamer Absprache und Planung. Das Prinzip der Partner-
einrichtung wird angestrebt.

4. Entwicklung einer gemeinsamen Erziehungspartnerschaft mit den Eltern

„Die Eltern sind als Partner in die Gestaltung  der Übergangsphase vom Kinder-
garten in die Grundschule aktiv einzubeziehen ...“. 4

Regionalschulamt und Jugendamt regen die Zusammenarbeit der Gesamt-
Elternvertretungen von Kindertageseinrichtungen und Grundschulen an. 
Vorhandene bewährte Formen der Zusammenarbeit zwischen Ämtern und
Elternvertretungen sollen dabei genutzt und weiterentwickelt werden. 

5. Engagement im Umfeld mit allen Beteiligten

„Kooperation von Kindertageseinrichtung und Grundschule bedarf der Vernetzung
aller am Übergang Beteiligten auf regionaler Ebene.“ 5

Jährlich findet eine Fachwerkstatt  in Leipzig statt mit allen an der Kooperation von
Kita und Grundschule Beteiligten. Ziel soll sein, die Ist-Situation von Kindern beim
Übergang in die Schule darzustellen und weitere Arbeitsschritte für die Zusammen-
arbeit abzuleiten. 

Leipzig, den 27. Oktober 2004

Burkhard Jung Matthias Hüchelheim
Beigeordneter für Jugend, Direktor des Regionalschulamtes
Soziales, Gesundheit und Schule

4 ebenda, S. 15
5 ebenda, S. 15

Anlage 4
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Anlage 5

STADT LEIPZIG
Der Oberbürgermeister

Jugend, Soziales, Gesundheit und Schule
Amt/Dienststelle/Einreicher

Beschlussvorlage

Betrifft: Tagespflege

an die Gremien der Stadt Leipzig

DS III / 2152
Drucksache Nr.

Drucksache Nr. DS III / /
Beschluss-Nr RBIII-1028/02
Datum 24.04.2002
zur Behandlung in öffentlicher Sitzung

Beratungsfolge:
26.02.2002 DB, 18.03.2002 J, 04.04.2002 JSGS, 08.04.2002 J, 18.04.2002 JSGS, 24.04.2002 RV

Beschlussvorschlag:
1. Die Stadt Leipzig wird für zunächst 2 % der wohnhaften Kinder bis zur Vollendeung des 2. Lebensjahres

Plätze in der Tagespflege als Modellprojekt aufbauen.
2. Das Angebot soll per Leistungsvertrag der VKKJ realisiert werden.

1. Gesetzliche Grundlagen

2. Begriff der Tagespflege

3. Abgrenzung zu anderen Formen

4. Tagespflege als Alternative zur Betreuung in Kindertageseinrichtungen

5. Position der Stadt Leipzig zum Angebot von Tagespflege nach SächsKitaG

6. Beratung der Tagespflegepersonen und der Personensorgeberechtigten

7. Versicherungen

8. Vermittlung einer Tagespflegeperson und Voraussetzungen

8.1 Vermittlung einer Tagespflegeperson

8.2 Geeignetheit und Erforderlichkeit der Tagespflege

8.3 Eignung der Tagespflegeperson

8.4 Pflegeerlaubnis

9. Finanzierung der Tagespflege

9.1 Finanzierung des Aufwendungsersatzes für eine Tagespflege

9.2 Kostenbeitrag

10. Qualifizierung von Tagespflegepersonen

10.1 Formen der Qualifizierung

11. Verwaltungsaufwand

12. Planung

Anlage 5: Umsetzung der Tagespflege nach dem SächsKitaG in der Stadt Leipzig
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1. Gesetzliche Grundlagen

· Kinder- und Jugendhilfegesetz KJHG/SGB VIII
· Sächsisches Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen

2. Begriff der Tagespflege

Tagespflege ist ein gleichwertiges Betreuungsangebot zur Betreuung von Kindern in
Kitas, wobei sich beide Angebote durch ein eigenständiges Profil auszeichnen.
Bei der Tagespflege wird ein Kind oder werden mehrere Kinder individuell durch
eine Tagespflegeperson entweder im eigenen Haushalt oder im Haushalt der Perso-
nensorgeberechtigten des Kindes betreut. Die familienähnliche Betreuung von Kin-
dern durch Personen, die für einen bestimmten Zeitraum den Erziehungsauftrag für
die Eltern übernehmen, steht im Mittelpunkt.
Tagespflege umfasst einen unterschiedlichen Betreuungsumfang, der sich am Bedarf
der Familien orientiert.

I Die Betreuung alternativ zur Kita;
kommt diese Betreuungsform zu Anwendung gelten die Regelungen des
SächsKitaG.

II Die Betreuung zusätzlich zu einem Besuch der Kita aufgrund nicht ausrei-
chender Öffnungszeiten für bestimmte Berufsgruppen (z. B. Abendstunden,
Wochenende);
kommt diese Betreuungskombination zur Anwendung gelten die Regelungen
des § 23 KJHG.

In dieser Vorlage sollen Regularien zur Umsetzung von I. beschrieben werden.

Kinderfreundlichkeitsprüfung

Anliegen der Vorlage ist die Umsetzung der Tagespflege nach SächsKitaG.
Damit eröffnet sich für die Eltern und deren Kinder eine besondere individuelle
Betreuungsmöglichkeit. Sie stellt eine Bereicherung des Leistungsangebotes dar.

Für die Familien in der Stadt Leipzig wird damit ein Angebot umgesetzt, dass
individuellen Lebenskonzepten Rechnung tragen kann und den entwicklungspsy-
chologischen Besonderheiten von sehr jungen Kindern bevorzugt entgegen kommt. 

Anlage 5
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Abgrenzung zu anderen Formen

A
3. Abgrenzung zu anderen Formen

Tagespflege ist ein Element in einem breiten Spektrum familienergänzender Betreuungs-
formen.
Dieses Spektrum reicht vom Babysitting bis zur Spielgruppe. Während Babysitting
die gelegentliche, stundenweise Fremdbetreuung bedeutet, den Eltern die Teilnahme
an Veranstaltungen etc. ermöglichen soll, ist die Spielgruppe eine gemeinschaftliche
Betreuungsform. Gegen beide Betreuungsformen ist die Tagespflege sowohl nach
ihren Zielsetzungen, als auch nach ihren Möglichkeiten abzugrenzen.
Tagespflege ist ein Angebot zur Förderung von Kindern. Anders als Vollzeitpflege
oder eine Hilfe gem. § 32 SGB VIII ist sie keine erzieherische Hilfe und setzt mit-
hin auch kein erzieherisches Defizit entsprechend § 27 SGB VIII voraus.

4. Tagespflege als Alternative zur Betreuung in Kindertageseinrichtungen

Ein wesentlicher Unterschied zur Betreuung von Kindern in Kindertageseinrich-
tungen ist, dass von den Eltern ausgewählt eine Tagespflegeperson als beständige
Bezugsperson für das zu betreuende Kind zur Verfügung steht. Die Eltern werden
diese Tagespflegeperson nach ihren eigenen Wertvorstellungen für die Betreuung
ihres Kindes auswählen. Somit ist gewährleistet, dass die Eltern durch ihre eigene
kompetente Entscheidung Sicherheit und Zufriedenheit ausstrahlen, die sich auf das
Kind übertragen.
Das Verbleiben der Kinder in der Vertrautheit ihrer Wohnung oder der Wohnung der
Tagespflegeperson garantiert den Kindern ein überschaubares Umfeld. Die Tages-
pflegeperson kann durch einen niedrigen „Erzieher-Kind-Schlüssel“ gerade auf die
entwicklungspsychologisch bedingten Bedürfnisse besonders jüngerer Kinder, die
das erste Mal in ihrem Leben einen Ablöseprozess vollziehen, eingehen. 

Bei Kleinkindern wechselt der Zustand von Leid, Protest, Spielfreude, Zärtlichkeit
und Trostbedürfnis sehr schnell und ihre Gefühlsausbrüche brauchen unmittelbare
Reaktionen, da sie  nur kurze Erinnerungsspannen haben.
Deshalb benötigen kleine Kinder eine einfühlsame, beständige, individuelle, flexible
und effektive Fürsorge und Betreuung.

Durch die Beständigkeit und Zuverlässigkeit in der Versorgung lernt das Kleinkind,
dass seine Äußerungen des Wohl- oder Unbehagens in vorhersagbarer Weise von der
Betreuungsperson verstanden und befriedigt werden.
Daraus resultiert eine Bindungsbeziehung zwischen dem Kind und dem Erwachsen-
en, die Grundlage für die Ausbildung seines Erkundungs- und Lernverhaltens sowie
gesunden Selbstwertgefühls ist.
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Das Betreuungsangebot Tagespflege bietet vielfach eine flexiblere Gestaltung der
Betreuungszeiten als Kindertageseinrichtungen. Mit Tagespflegepersonen können
die Personensorgeberechtigten der eigenen Erwerbstätigkeit oder Ausbildung an-
gepasste Betreuungszeiten für ihre Kinder vereinbaren. Bei einer Betreuung im
Haushalt der Personensorgeberechtigten entfallen zudem Bringe- und Abholzeiten
für die Kinder.
Durch die spezifische familiäre Form dieser Betreuungsart wird die Tagespflegeper-
son schon bald zum Netzwerk der Familie gehören. Ist diese Betreuungsform gut
durch alle Beteiligten gestaltet worden, ist sie eine gute Vorbereitung des Kindes auf
den nächsten Schritt in die Welt.
Die größere Kindergruppe mit mehreren erwachsenen Bezugspersonen wird dann
schneller als Anregung für Bildungsprozesse akzeptiert.
Aus diesem Grund ist die Betreuungsform der Tagespflege besonders geeignet für
Kinder bis zur Vollendung des 2. Lebensjahres.

5. Position der Stadt Leipzig zum Angebot der Tagespflege nach dem SächsKitaG

Die Stadt Leipzig positioniert sich, zukünftig einen Teil des Betreuungsbedarfes für
Kinder bis zur Vollendung des 2. Lebensjahres grundsätzlich als Tagespflegeplätze
anzubieten.
Mit diesem Angebot soll dem individuellen Zuwendungsbedarf dieser Kinder beson-
ders entsprochen werden.

Aus diesem Grund sollen in der Regel nur „Pflegenester“ gefördert werden, in der
eine Tagespflegeperson maximal 3 Tagespflegekinder betreut.
Der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz für Kinder ab Vollendung des 3. Le-
bensjahres bis zum Schuleintritt kann nicht durch einen Tagespflegeplatz abgegolten
werden. Innerhalb des Wunsch- und Wahlrechtes entscheiden die Eltern, welches
Angebot sie für ihr Kind, als das geeignetere sehen. Die Gemeinde kann jedoch stets
auf vorhandene Plätze verweisen.
Die Leistungen der Jugendhilfe im Bereich Tagespflege lassen sich in folgenden
Punkten zusammenfassen:
a. Beratung der Tagespflegeperson und der Personensorgeberechtigten
b. Vermittlung einer Tagespflegeperson
c. Beteiligung an der Finanzierung der Tagespflege
d. Beratung, Fortbildung von Tagespflegepersonen
e. Beratung und Unterstützung von Zusammenschlüssen von Tagespflegepersonen.

Anlage 5
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6. Beratung der Tagespflegepersonen und der Personensorgeberechtigten

Die Personensorgeberechtigten sowie Tagespflegepersonen haben ebenso einen An-
spruch auf Beratung wie Personen, die ein Tagespflegeverhältnis anstreben. (§ 23
Abs. 2 Satz 2 SGB VIII). Dieser Anspruch richtet sich grundsätzlich an den Träger
der öffentlichen Jugendhilfe, kann aber auf freie Träger delegiert werden, sofern
diese die erforderliche Fachlichkeit nachweisen können.

Die Beratung orientiert sich an den Fragestellungen der Betroffenen. Es soll jedoch
auch auf pädagogische und familienbezogene Erfahrungen und Zusammenhänge hin-
gewiesen werden.

Tagespflege wird in der Regel nicht durch ausgebildete sozialpädagogische Fach-
kräfte geleistet. Hierin unterscheidet sie sich wesentlich von den meisten Leistungen
des SGB VIII. Dennoch ist es unerlässlich, dass Tagespflegepersonen, insbesondere
dann, wenn sie vom Jugendamt oder dessen Auftrag vermittelt wurden und Tages-
pflege als Leistung des Jugendamtes mitfinanziert wird, für ihre Aufgaben ausrei-
chende sozialpädagogische Fähigkeiten haben. Die Versagungsgründe der Pflegeer-
laubnis sind hierbei nur eine Absicherung, dass das Wohl der Kinder nicht gefährdet
ist. Eine erteilte Pflegerlaubnis impliziert nicht immer die Anerkennung einer quali-
tativ hochwertigen Betreuungsarbeit.

Es liegt im Interesse der Stadt Leipzig, die pädagogische Kompetenz der Tages-
pflegepersonen zu unterstützen und zu stärken. Dies geschieht sinnvollerweise für
Gruppen von Tagespflegepersonen gemeinsam. Diese Aufgabe wird ebenfalls dem
VKKJ übertragen.

7. Versicherungen

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe wird für die Tagesverhältnisse, für die fi-
nanzielle Förderung gewährt wird einen Haftpflichtdeckungsschutz über den kom-
munalen Schadensausgleich der Städte und Gemeinden abschließen. Damit soll ein
weitgehender Schutz vor finanziellen Belastungen entstehen durch Schäden, die die
Tagespflegekinder Dritten zufügen. Die Tagespflegepersonen müssen selbst für aus-
reichende Haftpflichtversicherung sorgen. Unfallversicherungen müssen von der
Tagespflegeperson für sich selbst und von den Personensorgeberechtigten für ihre
Kinder jeweils privat abgeschlossen werden.
Bemerkung:
Zur Zeit laufen Recherchen des Referates für kommunale Versicherungsfragen zur
Umsetzung dieser Möglichkeit.
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8. Vermittlung einer Tagespflegeperson und Voraussetzungen

8.1 Vermittlung einer Tagespflegeperson

Bei der Vermittlung in Tagespflege werden die Personensorgeberechtigten, deren
Kind(er) und eine Tagespflegeperson zusammengeführt. Da die Aufgabe, ausrei-
chend geeignete Angebote vorzuhalten, in erster Linie dem örtlichen Träger der
öffentlichen Jugendhilfe obliegt, soll er dafür sorgen, dass genügend Personen zur
Verfügung stehen, die bereit und in der Lage sind, als Tagespflegeperson tätig zu
werden.
Für die Aquirierung dieser Person wird eine aktive Öffentlichkeitsarbeit betrieben.
Die Stadt Leipzig positioniert sich dazu, das gesamte Angebot der Gewinnung und
Vermittlung von Tagespflegepersonen an den VKKJ zu übergeben. Über die Umset-
zung des Leistungsangebotes werden zwischen dem Träger und dem Jugendamt Ver-
einbarungen getroffen.
Die Vermittlung schließt die individuelle Beratung der Beteiligten und die Überprü-
fung der Eignung der Tagespflegeperson sowie Tagespflegestelle ein.

8.2 Geeignetheit und Erforderlichkeit der Tagespflege

Bei Kindern im Alter unter 2 Jahren muss bei entsprechendem Wunsch der Eltern und
Erfüllung der Zugangkriterien für Krippenplätze durch die Personensorgeberechtigten
grundsätzlich von der Geeignetheit und Erforderlichkeit der Tagespflege ausgegangen
werden.
Damit entfallen weitere Prüfungen auf Geeignetheit und Erforderlichkeit dieser Maß-
nahme.

8.3 Eignung der Tagespflegeperson

Maßgeblich für die Eignung der Tagespflegeperson ist die Fähigkeit, 
(a) verantwortungsbewusst auf die individuellen Bedürfnisse des Kindes einzuge-

hen und dessen Entwicklung zu fördern und 
(b) mit den Eltern zum Wohle des Kindes angemessen zusammen zu arbeiten. 
(c) Erweist sich eine Tagespflegeperson als nicht geeignet, darf eine Vermittlung

nicht stattfinden. 

In der Stadt Leipzig werden ausschließlich Personen vermittelt, die darüber hinaus
folgende Voraussetzungen erfüllen:
(d) Vorlage eines polizeilichen Führungszeugnises
(e) Vorlage einer ärztlichen Gesundheitsbescheinigung
(f) Nachweis eines Lehrgangs in Erster Hilfe
(g) Nachweis an der Teilnahme einer fachlichen Qualifikation (Grundkurs)

Anlage 5
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(h) Prüfung der Eignung der Tagespflegestelle (Wohnung und Umfeld der Person).
Falls die Personensorgeberechtigten durch Eigeninitiative eine Tagespflegeperson
nachweisen, die nicht in der Vermittlungskartei aufgeführt ist und o. g. Bedingungen
(d–h) somit nicht erfüllt, ist lediglich dann, wenn eine Kostenbeteiligung durch das
Jugendamt erfolgt eine Prüfung der Geeignetheit der Person sowie der Tagespflege-
stelle nach a–c erforderlich,
Die Eignung sowie Nichteignung von Tagespflegepersonen, die von den Personen-
sorgeberechtigten nachgewiesen werden, muss per Bescheid zum Ausdruck gebracht
werden. Erlangt das Jugendamt innerhalb seiner Fachaufsicht Kenntnis von der
Gefährdung des Kindeswohls, müssen die Personensorgeberechtigten grundsätzlich
unverzüglich informiert und entsprechende Maßnahmen eingeleitet werden.

8.4 Pflegeerlaubnis

Wird Tagespflege in der Wohnung der Personensorgeberechtigten des Kindes gelei-
stet, bedarf es keiner Erlaubnis.
Es bedarf jedoch einer Pflegeerlaubnis, wenn Kinder im Haushalt der Tagespflege-
person regelmäßig betreut werden (§ 44 Abs. 1 SGB VIII). In folgenden Fällen kann
jedoch darüber hinaus auf eine Pflegeerlaubnis verzichtet werden:

a. Bei der Pflege durch Verwandte und Verschwägerte bis zum 3. Grad 
(§ 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 SGB VIII). Das sind Großeltern, Urgroßeltern, Onkel
und Tanten, Geschwister, Neffen und Nichten bzw. die Ehegatten der genannten
Verwandten (vgl. § 1589 f BGB).

b. Bei einer Pflege bis zur Dauer von 8 Wochen ( § 44 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB VIII).
Dies ist nicht der übliche Fall der Tagespflege, ist aber ggf. durch Ausfall einer
Tagespflegeperson und Übernahme dieses Kindes durch eine andere relevant.

c. Einer Erlaubnis bedarf weiterhin nicht, „wer ein Kind während des Tages betreut,
sofern im selben Haushalt nicht mehr als 2 weitere Kinder in Tagespflege oder
über Tag und Nacht betreut werden.“ (§ 44 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 SGB VIII)

Die Tagespflegeperson bedarf also keiner Erlaubnis, wenn sie neben dem (neuaufge-
nommenen) Tagespflegekind max. 2 weitere Kinder in Tages-, Vollzeit- oder Adop-
tionspflege betreut. Die eigenen Kinder sind für die Zählung nicht relevant. Die
Betreuung von mehr als 3 Pflegekindern bedarf also einer Erlaubnis. 
In der Praxis werden aus diesem Grund die meisten Tagespflegeverhältnisse erlaub-
nisfrei sein. Gemäß § 23 Abs. 1 Landesjugendhilfegesetz ist eine Pflegeerlaubnis für
jedes Kind einzeln schriftlich beim Jugendamt zu beantragen bzw. vom Jugendamt
zu erteilen.

Broschüre_Format.qxd  18.10.2006  13:25 Uhr  Seite 83



84

9. Finanzierung der Tagespflege

9.1 Finanzierung des Aufwendungsersatzes für eine Tagespflege

Als Grundlage für die Ermittlung der Kosten für Tagespflege dient der
Pauschalbetrag für eine Vollzeitpflege, wonach nur 60 % des Aufwendungsersatzes
für Tagespflege angerechnet werden sollen. Für das Jahr 2001 war die Pauschale für
Vollzeitpflege gemäß § 39, 33 SGB VIII in Höhe von 1.106,00 DM (749,00 DM
materielle Aufwendungen + 357,00 DM Kosten der Erziehung) festgelegt. 60 %
davon wären somit 664,00 DM.
(Siehe dazu SLJA – Mitteilungsblatt Nr. 43/2000 und 02/2001)

Sätze für Vollzeitpflege Stand 01.01.2002

A

Altersgruppe

Kinder bis zur Voll-
endung des 7. LJ
Kinder vom vollendeten
7. Lj. bis 14. Lj.

materielle Aufwendungen –
Vollzeitpflege
382,96 EUR

438,18 EUR

Kosten der
Einrichtung
182,53 EUR

182,53 EUR

Gesamt

564,49 EUR

620,71 EUR

Altersgruppe

Kinder bis zur Voll-
endung des 7. LJ
Kinder vom vollendeten
7. Lj. bis 14. Lj.

materielle Aufwendungen –
Vollzeitpflege
229,78 EUR

262,91 EUR

Kosten der
Einrichtung
109,52 EUR

109,52 EUR

Gesamt

339,30 EUR

372,42 EUR

Für die Tagespflege werden 60 % der Vollzeitpflege berücksichtigt:

Der Gesamtbetrag der Tagespflege wird als Grundlage zur Ermittlung der Stunden-
sätze angewandt. Dieser Betrag bezieht sich auf 9 Std./Tag /pro Monat und kann
somit auch zur Berechnung von Einzelstunden dienen (gesamt : 20 : 9 = Stunden-
satz). Der Stundensatz für Kinder bis 7. Lebensjahr beträgt 1,88 Euro und bis zum
14. Lebensjahr 2,07 Euro.

Anlage 5
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Altersgruppe

Kinder bis zur Voll-
endung des 7. LJ
Kinder vom vollendeten
7. Lj. bis 14. Lj.

materielle Aufwendungen –
Vollzeitpflege
386,03 EUR

441,76 EUR

Kosten der
Einrichtung
184,07 EUR

184,07 EUR

Gesamt

570,10 EUR

595,83 EUR

Altersgruppe

Kinder bis zur Voll-
endung des 7. LJ
Kinder vom vollendeten
7. Lj. bis 14. Lj.

materielle Aufwendungen –
Vollzeitpflege
231,62 EUR

265,06 EUR

Kosten der
Einrichtung
110,44 EUR

110,44 EUR

Gesamt

342,06 EUR

375,50 EUR

Für die Tagespflege werden 60 % der Vollzeitpflege berücksichtigt:

Sätze für Vollzeitpflege Stand 01.02.2002

Der Gesamtbetrag der Tagespflege wird als Grundlage zur Ermittlung der Stunden-
sätze angewandt. Dieser Betrag bezieht sich auf 9 Std./Tag /pro Monat und kann
somit auch zur Berechnung von Einzelstunden dienen (gesamt : 20 : 9 = Stunden-
satz). Der Stundensatz für Kinder bis 7. Lebensjahr beträgt 1,90 Euro und bis zum
14. Lebensjahr 2,09 Euro.

9.2 Kostenbeitrag

Die Erziehungsberechtigten können zu den Kosten entsprechend § 91 Abs. 2 SGB
VIII herangezogen werden. Dies bedeutet, bei einer Inanspruchnahme einer
Tagespflege bis 9 Stunden täglich, zahlt man einen Kostenbeitrag in Höhe des
Elternbeitrages, wie für das gleichwertige Angebot bei einer Betreuung des Kindes
in einer Kindertageseinrichtung. Eine höhere Belastung der Erziehungsberechtigten
ist entsprechend der gesetzlichen Grundlagen nicht möglich und würde den
Gleichbehandlungsgrundsatz nach dem neuen SächsKitaG widersprechen.

Durch die Gemeinde zu tragende Kosten bei der Aufnahme eines Kindes in Tages-
pflege im Vergleich zur Aufnahme in einer Kindertageseinrichtung (Krippe) von
jeweils 9 Stunden:

85

A

Broschüre_Format.qxd  18.10.2006  13:25 Uhr  Seite 85



86

A

Der Berechnung lagen die bestätigten Betriebskosten für einen Krippenplatz zu Grun-
de, entsprechend des Ratsbeschlusses III 651/01. Auf Grund der Anhebung der Sätze
für Vollzeitpflege ab 01.02.2002 würden sich auch die Restkosten der Gemeinde auf
47,57 Euro erhöhen.

10. Qualifizierung von Tagespflegepersonen

Fortbildungsmaßnahmen sollen dazu beitragen, dass die Tätigkeit der Tagespflege-
person qualifiziert wird und Tagespflege eine inhaltliche Aufwertung erfährt. 

10.1 Formen der Qualifizierung

Fortbildungsmaßnahmen stellen ein Instrument zur Qualitätssteigerung und Quali-
tätskontrolle dar.
In der Regel sollen zwei verschiedene Bausteine angeboten werden:
· Grundkurs
· Aufbaukurs.
Durch geeignete Orientierungsangebote in einem Grundkurs sollen Informationen
und Hilfe zur Entscheidungsfindung an interessierte Personen vermittelt werden.
Dieses kann in Zusammenarbeit zwischen Jugendamt, Landesjugendamt, Volkshoch-
schule und VKKJ geschehen.

Folgende Themen sollen dabei Berücksichtigung finden:
· Auseinandersetzung mit der persönlichen Motivation, sowie den eigenen Vorstel-

lungen vom Tagespflegeverhältnis
· Auseinandersetzung mit den Veränderungen, die sich durch das Tagespflegekind

in der eigenen Familie ergeben
· Bedeutung der Eingewöhnungsphase
· Das Bild vom Kind – Die Rolle der Tagespflegeperson
· Information über Rechte und Pflichten sowie über Finanzierung und Auswirkung

einer vertraglichen Vereinbarung u. a. Rechtsfragen
· Versicherungsfragen.

Anlage 5

Kosten der Tagespflege gültig ab 01.01.2002

Gesamtkosten je Monat
finanziert durch:
Elternbeiträge
Landespauschale
Restkosten Gemeinde

Krippenplatz (9 Stunden)
695,26 Euro 

159,91 Euro
134,58 Euro
400,77 Euro

Tagespflege (9 Stunden)
339,30 Euro

159,91 Euro
134,58 Euro

44,81 Euro 
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Verwaltungsaufwand

Nach dieser Phase sollten sowohl die interessierten Personen, als auch die vermit-
telnde Stelle eine Entscheidung über die grundsätzliche Geeignetheit dieser poten-
ziellen Tagespflegepersonen treffen.
Intensivierungsangebote sollen die Tagespflegeperson im Aufbaukursen für die Aus-
einandersetzung mit dem Betreuungsalltag stärken.
In diesen Kursen soll die Vermittlung und Vertiefung theoretischer Kenntnisse und
praktischer Förderungsmöglichkeiten über die körperliche, geistige, emotionale und
soziale Entwicklung von Kindern Schwerpunkt sein.
Außerdem soll Fachwissen über entwicklungsförderndes Spielmaterial vermittelt werden.

Tagespflegepersonen, die wiederholt vermittelt werden, also kontinuierlich als Tages-
pflegeperson tätig sind, sollen diese Intensivierungsangebote wahrnehmen.
Für alle Tagespflegepersonen soll die vermittelnde Stelle regelmäßig Möglichkeiten
des Erfahrungsaustausch organisieren.

11. Verwaltungsaufwand

Die Vorbereitung des neuen Leistungsangebotes wird in einer zeitlich befristeten
Projektstruktur innerhalb der bestehenden Ressourcen umgesetzt. Der gesamte Pro-
zess der Gewinnung, Beratung und Qualifizierung von Tagespflegepersonen wird
eine ständige Aufgabe bleiben, um das Angebot aufrechterhalten zu können.
Der damit verbundene Verwaltungsaufwand wird von dem tatsächlichen Bedarf der
Tagespflege abhängig sein.

12. Planung

Im Rahmen der jährlich fortzuschreibenden Bedarfsplanung für das Netz der Kin-
dertagesstätten werden beginnend im Planjahr 2002/03 Plätze in Tagespflege kon-
kret ausgewiesen.
Unter Berücksichtigung des steigenden Platzbedarfs in den Folgejahren zur Siche-
rung des Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz für Kinder ab dem vollendeten
3. Lebensjahr und dem begrenzten Platzangebot in den 211 Kitas der Stadt Leipzig
werden insbesondere für Kinder im Krippenalter Plätze in Tagespflege als gleichwer-
tiges Betreuungsangebot zur Sicherung des Gesamtplatzbedarfs angeboten. Da der
konkrete Bedarf und die Nachfrage zunächst noch nicht einschätzbar sind, werden
zunächst Plätze für ca. 2 % der wohnhaften Kinder dieser Altersgruppen schrittweise
angeboten (entspricht im Planjahr 2002/03 = 212 Plätzen).
In Abhängigkeit des Bedarfs und der Nachfrage muss dieses Betreuungsangebot
innerhalb der Bedarfsplanung des Kita-Netzes der Stadt Leipzig konkretisiert und
fortgeschrieben werden (§8 SächsKitaG).
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Anlage 6: Kooperationsvereinbarung zwischen dem Jugendamt der Stadt Leipzig
und dem Gesamtelternrat Leipziger Kindertageseinrichtungen (GER)
vom 4. März 2005

Elternmitwirkung und Elternbeteiligung ist ein Grundsatz für ein gelingendes Mit-
einander im Betreuungs-, Bildungs- und Erziehungsprozess von Kindern. Zur Siche-
rung einrichtungsübergreifender Elternmitwirkung fungiert der GER als gewählte
Gesamtelternvertretung. Die gemeinsamen Aktivitäten von Jugendamt und GER sind
darauf gerichtet, die Kinderfreundlichkeit der Stadt Leipzig weiterzuentwickeln.

Das Jugendamt und der GER erklären ihr nachhaltiges Interesse an einer konstrukti-
ven Zusammenarbeit. 

Das Jugendamt übernimmt dabei folgende Aufgaben bzw. Verpflichtungen:
· Das Jugendamt begleitet und unterstützt die Wahl des GER.
· Das Jugendamt informiert den GER über die Grundsätze der Arbeit in den Kitas.
· Das Jugendamt berät den GER alle fachlichen, rechtlichen und wirtschaftlichen

Themen des Leistungsbereiches Kita betreffend.
· Das Jugendamt lädt Vertreter des GER zu Fachveranstaltungen ein.
· Das Jugendamt unterstützt den GER bei der Durchführung von Elternbildungs-

veranstaltungen.
· Das Jugendamt bindet den GER in die Arbeit der FAG Kita ein.
· Das Jugendamt sichert eine intensive Zusammenarbeit über die Abt. Tagesstätten

für Kinder und Freizeiteinrichtungen.
· Das Jugendamt bietet regelmäßige Gespräche zwischen Amtsleiter und GER an.
· Das Jugendamt unterstützt die Arbeit des GER auf materiell-organisatorischem

Gebiet im Rahmen der Möglichkeiten.
· Das Jugendamt stellt bis auf Widerruf einen Sachkostenzuschuss für die Arbeit

des GER in Höhe von jährlich 1.000,00 Euro zur Verfügung. 

Der GER übernimmt folgende Aufgaben und Verpflichtungen:
· Der GER vertritt die Interessen von Eltern deren Kinder Leipziger Kindertages-

einrichtungen besuchen, gegenüber der Stadt Leipzig.
· Der GER Leipzig fördert die Schnittstellen zwischen den Elternräten, Trägern

und Erzieher/ innen
· Der GER Leipzig nimmt seinen beratenden Sitz im Jugendhilfeausschuss verant-

wortungsvoll wahr. Die Mitarbeit in Kommissionen und Facharbeitsgruppen wird
im Rahmen der Möglichkeiten organisiert.

Anlage 6
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Kooperationsvereinbarung

· Der GER Leipzig schafft eine professionelle Informationsplattform für Elternräte,
Jugendamt und Träger im Internet. Ein wesentlicher Bestandteil des Internetauf-
tritts ist der Ausbau und die Pflege einer aktuellen Kindertagesstättenübersicht.

· Der GER Leipzig unterstützt mit seiner Sachkenntnis Eltern bei der Auswahl
geeigneter Betreuungsangebote für ihre Kinder. 

· Der GER berät Eltern bei der Umsetzung des mit dem Jugendamt abgestimmten
Grundsatzpapiers zur Elternmitwirkung in Leipzig.

· Der GER unterstützt bzw. organisiert Angebote zur Elternbildung.
· Der GER unterstützt den Qualitätsentwicklungsprozess in Leipziger

Kindertageseinrichtungen.

Leipzig, 04. März 2005

Dr. Siegfried Haller Jens Vater
Amtsleiter Jugendamt Vorsitzender GER Leipzig
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Anlage 7: Gliederung der Teilprojekte des Bundesmodellprojektes Nationale
Qualitätsinitiative (NQI)

1. „Pädagogische Qualität in Tageseinrichtungen für Kinder“ – ein nationaler
Kriterienkatalog, Herausgeber: Prof. Dr. Wolfgang Tietze u. a. 
ISBN: 3-407-56251-9

2. „Träger zeigen Profil“ – Qualitätshandbuch für Träger von Kindertageseinrich-
tungen, Herausgeber: Prof. Dr. Dr. Dr. Wassilios E. Fthenakis u. a. 
ISBN: 3-407-56238-1

3. „Qualität im Situationsansatz“ – Qualitätskriterien und Materialien für die
Qualitätsentwicklung in Kindertageseinrichtungen, Herausgeber: Dr. Christa
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Anlage 8: Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (Kinder-
und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz – KICK)

Vom 8. September 2005

Anlage 8

Der Bundestag hat mit Zustimmung des
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht
Artikel 1  Änderung des Achten Buches

Sozialgesetzbuch
Artikel 2  Änderung des Siebten Buches

Sozialgesetzbuch
Artikel 3  Neufassung des Achten Buches

Sozialgesetzbuch
Artikel A  Inkrafttreten

Artikel 1
Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
Das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und
Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 8. Dezember 1998 (BGBI. l S. 3546),
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes
vom 21. März 2005 (BGBI. l S. 818), wird wie
folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a)  Nach der Angabe zu § 8 wird folgende Anga-
be eingefügt:
„§ 8a   Schutzauftrag bei
Kindeswohlgefährdung“.
b)  Die Angabe zu § 18 wird wie folgt gefasst:
„§ 18 Beratung und Unterstützung bei der
Ausübung der Personensorge und des
Umgangsrechts“.
c)  Nach der Angabe zu § 36 wird folgende
Angabe eingefügt:
„§ 36a Steuerungsverantwortung,
Selbstbeschaffung“.
d)  Die Angabe zu § 43 folgt nach der Über-
schrift zum Zweiten Abschnitt und wird wie
folgt gefasst:
,.§ 43 Erlaubnis zur Kindertagespflege“.
e)  Die Angabe zu § 44 wird wie folgt gefasst: 
„§ 44   Erlaubnis zur Vollzeitpflege“.
f) Nach der Angabe zu § 72 wird folgende
Angabe eingefügt:

„§ 72a Persönliche Eignung“.
g) Die Angabe zum Achten Kapitel wird wie
folgt gefasst:
„Achtes Kapitel. Kostenbeteiligung (§§ 90 bis
97c)“.
h) Die Angabe zum Ersten Abschnitt des Achten
Kapitels wird wie folgt gefasst:
„Erster Abschnitt. Pauschalierte
Kostenbeteiligung“.
i) Die Angabe zu § 90 wird wie folgt gefasst: 
„§ 90 Pauschalierte Kostenbeteiligung“.
j) Die Angabe zum Zweiten Abschnitt des
Achten Kapitels wird wie folgt gefasst:
„Zwerter Abschnitt. Kostenbeiträge für stationäre
und teilstationäre Leistungen und vorläufige
Maßnahmen“.
k) Die Angabe zu § 91 wird wie folgt gefasst:
„§ 91 Anwendungsbereich“
l)   Die Angabe zu § 92 wird wie folgt gefasst.
„§ 92 Ausgestaltung der Heranziehung“.
m) Die Angabe zu § 93 wird wie folgt gefasst:
„§ 93 Berechnung des Einkommens“.
n) Die Angabe zu § 94 wird wie folgt gefasst:

„§ 94 Umfang der Heranziehung“.
o) Die Angabe zu § 96 wird gestrichen.

2.  § 2 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
a)  Nummer 2 wird aufgehoben.
b)  In Nummer 3 wird die Angabe „(§ 44)“
durch die Angabe „(§§ 43,44)“ ersetzt.

3.  § 6 wird wie folgt geändert:
a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Umgangsberechtigte haben unabhängig von
ihrem tatsächlichen Aufenthalt Anspruch auf
Beratung und Unterstützung bei der Ausübung
des Umgangsrechts, wenn das Kind oder der
Jugendliche seinen gewöhnlichen Aufenthalt im
Inland hat.“
b)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
2Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.“
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4.  Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt:
„§8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat
es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken
mehrerer Fachkräfte abzuschätzen. Dabei sind
die Personensorgeberechtigten sowie das Kind
oder der Jugendliche einzubeziehen, soweit hier-
durch der wirksame Schutz des Kindes oder des
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. Hält
das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung
die Gewährung von Hilfen für geeignet und not-
wendig, so hat es diese den Personensorgebe-
rechtigten oder den Erziehungsberechtigten
anzubieten.
(2) In Vereinbarungen mit den Trägern von
Einrichtungen und Diensten, die Leistungen
nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen,
dass deren Fachkräfte den Schutzauftrag nach
Absatz 1 in entsprechender Weise wahrnehmen
und bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos
eine insoweit erfahrene Fachkraft hinzuziehen.
Insbesondere ist die Verpflichtung aufzunehmen,
dass die Fachkräfte bei den Personensorge-
berechtigten oder den Erziehungsberechtigten
auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken,
wenn sie diese für erforderlich halten, und das
Jugendamt informieren, falls die angenommenen
Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um die
Gefährdung abzuwenden.
(3) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des
Familiengerichts für erforderlich, so hat es das
Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die
Personensorgeberechtigten oder die Erziehungs-
berechtigten nicht bereit oder in der Lage sind,
bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mit-
zuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und
kann die Entscheidung des Gerichts nicht abge-
wartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet,
das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu
nehmen.
(4) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das
Tätigwerden anderer Leistungsträger, der Ein-
richtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei
notwendig Ist, hat das Jugendamt auf die Inan-
spruchnahme durch die Personensorgeberechtig-
ten oder die Erziehungsberechtigten hinzuwir-
ken. Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich
und wirken die Personensorgeberechtigten oder

die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet
das Jugendamt die anderen zur Abwendung der
Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.“

5. § 10 wird wie folgt geändert:
a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Verpflichtungen anderer, insbesondere der
Träger anderer Sozialleistungen und der Schulen,
werden durch dieses Buch nicht berührt. Auf
Rechtsvorschriften beruhende Leistungen ande-
rer dürfen nicht deshalb versagt werden, weil
nach diesem Buch entsprechende Leistungen
vorgesehen sind.“
b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein-
gefügt:
„(2) Unterhaltspflichtige Personen werden nach
Maßgabe der §§ 90 bis 97b an den Kosten für
Leistungen und vorläufige Maßnahmen nach
diesem Buch beteiligt. Soweit die Zahlung des
Kostenbeitrags die Leistungsfähigkeit des Unter-
haltspflichtigen mindert oder der Bedarf des jun-
gen Menschen durch Leistungen und vorläufige
Maßnahmen nach diesem Buch gedeckt ist, ist
dies bei der Berechnung des Unterhalts zu
berücksichtigen.“
c)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und
wie folgt gefasst:
„(3) Die Leistungen nach diesem Buch gehen
Leistungen nach dem Zweiten Buch vor.
Leistungen nach § 3 Abs. 2 und §§ 14 bis 16 des
Zweiten Buches gehen den Leistungen nach die-
sem Buch vor.“
d)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt:
„(4) Die Leistungen nach diesem Buch gehen
Leistungen nach dem Zwölften Buch vor.
Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem
Zwölften Buch für junge Menschen, die körper-
lich oder geistig behindert oder von einer sol-
chen Behinderung bedroht sind, gehen
Leistungen nach die-sem Buch vor. Landesrecht
kann regeln, dass Leistungen der Frühförderung
für Kinder unabhängig von der Art der Behin-
derung vorrangig von anderen Leistungsträgern
gewährt werden.“

6.  § 18 wird wie folgt geändert:
a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„§18 Beratung und Unterstützung bei der Aus-
übung der Personensorge und des Umgangsrechts“.
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b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Nach dem Wort "Unterstützung14 wird die
Angabe J.M eingefügt.
bb) Der Punkt am Satzende wird durch ein
Komma ersetzt, und folgende Nummer 2 ange-
fügt:
„2. bei der Geltend machung ihrer
Unterhaltsansprüche nach § 16151 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs.“
c)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Mütter und Väter, die mit dem anderen
Elternteil nicht verheiratet sind, haben Anspruch
auf Beratung über die Abgabe einer
Sorgeerklärung.“

7.  In § 19 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort
„haben“ die Wörter „oder tatsächlich sorgen“
eingefügt.

8.  § 22a Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len sicherstellen, dass die Fachkräfte in ihren
Einrichtungen zusammenarbeiten
1. mit den Erziehungsberechtigten und Tages-
pflegepersonen zum Wohl der Kinder und zur
Sicherung der Kontinuität des Erziehungspro-
zesses,
2. mit anderen kinder- und familienbezogenen
Institutionen und Initiativen im Gemeinwesen,
insbesondere solchen der Familienbildung und -
beratung,
3. mit den Schulen, um den Kindern einen guten
Übergang in die Schule zu sichern und um die
Arbeit mit Schulkindern in Horten und altersge-
mischten Gruppen zu unterstützen.

Die Erziehungsberechtigten sind an den Ent-
scheidungen in wesentlichen Angelegenheiten
der Erziehung, Bildung und Betreuung zu betei-
ligen.“

9. In § 23 Abs. 2 wird die Nummer 3 wie folgt
gefasst:
„3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendun-
gen für Beiträge zu einer Unfallversicherung
sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener
Aufwendungen zu einer angemessenen
Alterssicherung der Tagespflegeperson.“

10.  § 24 wird wie folgt geändert:
a)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ein-
gefügt:
„(4) Die Jugendämter oder die von ihnen beauf-
tragten Stellen sind verpflichtet, Eltern oder
Elternteile, die Leistungen nach Absatz 1 oder 2
in Anspruch nehmen wollen, über das Platzan-
gebot im Örtlichen Einzugsbereich und die päda-
gogische Konzeption der Einrichtungen zu infor-
mieren und sie bei der Auswahl zu beraten.
Landesrecht kann bestimmen, dass Eltern das
Jugendamt oder die beauftragte Stelle innerhalb
einer bestimmten Frist vor der beabsichtigten In-
anspruchnahme der Leistung in Kenntnis setzen.“
b)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und
wie folgt gefasst:
„(5) Geeignete Tagespflegepersonen im Sinne
von § 23 Abs. 3 können auch vermittelt werden,
wenn die Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht
vorliegen. In diesem Fall besteht die Pflicht zur
Gewährung einer laufenden Geldleistung nach 
§ 23 Abs. 1 nicht; Aufwendungen nach § 23
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 können erstattet werden.“
c)  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

11.  In § 24a Abs. 1 wird jeweils die Angabe „§
24 Abs. 2 bis 5“ durch die Angabe „§ 24 Abs. 2
bis 6“ ersetzt.
12.  § 27 wird wie folgt geändert:
a)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Die Hilfe ist in der Regel im Inland zu erbrin-
gen; sie darf nur dann im Ausland erbracht wer-
den, wenn dies nach Maßgabe der Hilfeplanung
zur Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall
erforderlich ist.“
b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a ein-
gefügt:
„(2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder Ju-
gendlichen außerhalb des Elternhauses erforder-
lich, so entfällt der Anspruch auf Hilfe zur
Erziehung nicht dadurch, dass eine andere unter-
haltspflichtige Person bereit ist, diese Aufgabe
zu übernehmen; die Gewährung von Hilfe zur
Erziehung setzt in diesem Fall voraus, dass diese
Person bereit und geeignet ist, den Hilfebedarf in
Zusammenarbeit mit dem Träger der öffentlichen
Jugendhilfe nach Maßgabe der §§ 36 und 37 zu
decken.“
c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt:
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„(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche wäh-
rend ihres Aufenthaltes in einer Einrichtung oder
einer Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes,
so umfasst die Hilfe zur Erziehung auch die
Unter-stützung bei der Pflege und Erziehung die-
ses Kindes.“

13.  § 35a wird wie folgt geändert:
a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Von einer seelischen Behinderung bedroht im
Sinne dieses Buches sind Kinder oder
Jugendliche, bei denen eine Beeinträchtigung
ihrer Teilhabe am Leben in der Gesellschaft nach
fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrschein-
lichkeit zu erwarten ist. § 27 Abs. 4 gilt entspre-
chend.“
b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a ein-
gefügt:
„(1a) Hinsichtlich der Abweichung der seeli-
schen Gesundheit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 hat
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die
Stellungnahme
1. eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychia-
trie und -psychotherapie,
2. eines Kinder- und Jugendpsychotherapeuten
oder
3. eines Arztes oder eines psychologischen Psy-
chotherapeuten, der über besondere Erfah-run-
gen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei
Kindern und Jugendlichen verfügt, einzuholen.
Die Stellungnahme ist auf der Grundlage der
Internationalen Klassifikation der Krankheiten in
der vom Deutschen Institut für medizinische
Dokumentation und Information herausgegebe-
nen deutschen Fassung zu erstellen. Dabei ist
auch darzulegen, ob die Abweichung
Krankhertswert hat oder auf einer Krankheit
beruht. Die Hilfe soll nicht von der Person oder
dem Dienst oder der Einrichtung, der die Person
angehört, die die Stellungnahme abgibt, erbracht
werden.“

14. § 36 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, so
soll bei der Aufstellung und Änderung des Hilfe-
plans sowie bei der Durchführung der Hilfe die
Person, die eine Stellungnahme nach § 35a Abs.
1a abgegeben hat, beteiligt werden; vor einer
Entscheidung über die Gewährung einer Hilfe
zur Erziehung, die ganz oder teilweise im Aus-

land erbracht werden soll, soll zum Ausschluss
einer seelischen Störung mit Krankheitswert die
Stellungnahme einer in § 35a Abs. 1 a Satz 1
genannten Person eingeholt werden.“

15. Nach § 36 wird folgender § 36a eingefügt:
„§ 36a Steuerungsverantwortung, Selbstbeschaf-
fung
3. (1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe
trägt die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur dann,
wenn sie auf der Grundlage seiner Entscheidung
nach Maßgabe des Hilfeplans unter Beachtung
des Wunsch- und Wahlrechts erbracht wird; dies
gilt auch in den Fällen, in denen Eltern durch das
Familiengericht oder Jugendliche und junge Voll-
jährige durch den Jugendrichter zur Inanspruch-
nahme von Hilfen verpflichtet werden. Die Vor-
schriften über die Heranziehung zu den Kosten
der Hilfe bleiben unberührt.
(2) Abweichend von Absatz 1 soll der Träger der
Öffentlichen Jugendhilfe die niedrigschwellige
unmittelbare Inanspruchnahme von ambulanten
Hilfen, insbesondere der Erziehungsberatung,
zulassen. Dazu schließt er mit den Leistungser-
bringern Vereinbarungen, in denen die Voraus-
setzungen und die Ausgestaltung der Leistungs-
erbringung sowie die Übernahme der Kosten
geregelt werden.
(3) Werden Hilfen abweichend von den Absätzen
1 und 2 vom Leistungsberechtigten selbst
beschafft, so ist der Träger der öffentlichen
Jugendhilfe zur Übernahme der erforderlichen
Aufwendungen nur verpflichtet, wenn
1. der Leistungsberechtigte den Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe vor der Selbstbeschaffung
über den Hilfebedarf in Kenntnis gesetzt hat,
2.  die Voraussetzungen für die Gewährung der
Hilfe vorlagen und
3.  die Deckung des Bedarfs
a)  bis zu einer Entscheidung des Trägers der
öffentlichen Jugendhilfe über die Gewährung der
Leistung oder
b)  bis zu einer Entscheidung über ein Rechts-
mittel nach einer zu Unrecht abgelehnten Leis-
tung keinen zeitlichen Aufschub geduldet hat. 
War es dem Leistungsberechtigten unmöglich,
den Träger der öffentlichen Jugendhilfe rechtzei-
tig über den Hilfebedarf in Kenntnis zu setzen,
so hat er dies unverzüglich nach Wegfall des
Hinderungsgrundes nachzuholen.“
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16. § 39 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Die laufenden Leistungen umfassen auch die
Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für
Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die
hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwen-
dungen zu einer angemessenen Afters-Siche-
rung.“
bb) Nach dem neuen Satz 3 wird folgender Satz
eingefügt:
„Ist die Pflegeperson unterhaltsverpflichtet, so
kann der monatliche Pauschalbetrag angemessen
gekürzt werden.“
b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ange-
fügt:
„(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche wäh-
rend ihres Aufenthaltes in einer Einrichtung oder
einer Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes,
so ist auch der notwendige Unterhalt dieses Kin-
des sicherzustellen.“

17. In § 40 werden nach Satz 1 folgende Sätze
eingefügt: „Krankenhilfe muss den im Einzelfall
notwendigen Bedarf in voller Höhe befriedigen.
Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen sind zu
übernehmen.“

18. In § 41 Abs. 2 werden nach der Angabe 
„§ 27 Abs. 3“ die Wörter „und 4“ eingefügt.

19. § 42 wird wie folgt gefasst:
„§42 Inobhutnahme von Kindern und Jugend-
lichen 
(1) Das Jugendamt ist berechtigt und verpflich-
tet, ein Kind oder einen Jugendlichen in seine
Obhut zu nehmen, wenn
1.  das Kind oder der Jugendliche um Obhut bit-
tet oder
2.  eine dringende Gefahr für das Wohl des
Kindes oder des Jugendlichen die Inobhutnahme
erfordert und
a)  die Personensorgeberechtigten nicht wider-
sprechen oder
b) eine familiengerichtliche Entscheidung nicht
rechtzeitig eingeholt werden kann oder 
3. ein ausländisches Kind.oder ein ausländischer
Jugendlicher unbegleitet nach Deutschland
kommt und sich weder Personensorge- noch
Erziehungsberechtigte im Inland aufhalten.

Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein
Kind oder einen Jugendlichen bei einer geeigne-
ten Person, in einer geeigneten Einrichtung oder
in einer sonstigen Wohnform vorläufig unterzu-
bringen; im Fall von Satz 1 Nr. 2 auch ein Kind
oder einen Jugendlichen von einer anderen
Person wegzunehmen.
(2)  Das Jugendamt hat während der Inobhutnah-
me die Situation, die zur Inobhutnahme geführt
hat, zusammen mit dem Kind oder dem Jugend-
lichen zu klären und Möglichkeiten der Hilfe
und Unterstützung aufzuzeigen. Dem Kind oder
dem Jugendlichen ist unverzüglich Gelegenheit
zu geben, eine Person seines Vertrauens zu be-
nachrichtigen. Das Jugendamt hat während der
Inobhutnahme für das Wohl des Kindes oder des
Jugendlichen zu sorgen und dabei den notwendi-
gen Unterhalt und die Krankenhilfe sicherzustel-
len. Das Jugendamt ist während der
Inobhutnahme berechtigt, alle Rechtshandlungen
vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes oder
Jugendlichen notwendig sind; der mutmaßliche
Wille der Personensorge- oder der Erziehungs-
berechtigten ist dabei angemessen zu berücksich-
tigen.
(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1
Satz 1 Nr. 1 und 2 die Personensorge- oder Erzie-
hungsberechtigten unverzüglich von der Inobhut-
nahme zu unterrichten und mit ihnen das Gefähr-
dungsrisiko abzuschätzen. Widersprechen die
Personensorge- oder Erziehungsberechtigten der
Inobhutnahme, so hat das Jugendamt unverzüglich
1. das Kind oder den Jugendlichen den Perso-
nensorge- oder Erziehungsberechtigten zu über-
geben, sofern nach der Einschätzung des Jugend-
amts eine Gefährdung des Kindeswohls nicht
besteht oder die Personensorge- oder Erzie-
hungsberechtigten bereit und in der Lage sind,
die Gefährdung abzuwenden oder
2. eine Entscheidung des Familiengerichts über
die erforderlichen Maßnahmen zum Wohl des
Kindes oder des Jugendlichen herbeizuführen.
Sind die Personensorge- oder Erziehungsberech-
tig-ten nicht erreichbar, so gilt Satz 2 Nr. 2 ent-
sprechend. Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3
ist unverzüglich die Bestellung eines Vormunds
oder Pflegers zu veranlassen. Widersprechen die
Personensorgeberechtigten der Inobhutnahme
nicht, so ist unverzüglich ein Hilfeplanverfahren
zur Gewährung einer Hilfe einzuleiten.
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(4)  Die Inobhutnahme endet mit
1. der Übergabe des Kindes oder Jugendlichen an
die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten,
2.  der Entscheidung über die Gewährung von
Hilfen nach dem Sozialgesetzbuch.
(5)  Freiheitsentziehende Maßnahmen im Rah-
men der Inobhutnahme sind nur zulässig, wenn
und soweit sie erforderlich sind, um eine Gefahr
für Leib oder Leben des Kindes oder des
Jugendlichen oder eine Gefahr für Leib oder
Leben Dritter abzuwenden. Die Freiheitsentzie-
hung ist ohne gerichtliche Entscheidung späte-
stens mit Ablauf des Tages nach ihrem Beginn
zu beenden.
(6)  Ist bei der Inobhutnahme die Anwendung
unmittelbaren Zwangs erforderlich, so sind die
dazu befugten Stellen hinzuzuziehen.“

20. § 43 wird nach der Überschrift zum Zweiten
Abschnitt des Dritten Kapitels eingestellt und
wie folgt gefasst:
„§43 Erlaubnis zur Kindertagespflege
(1)  Wer Kinder außerhalb ihrer Wohnung in
anderen Räumen während des Tages mehr als 15
Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als
drei Monate betreuen will (Tagespflegeperson),
bedarf der Erlaubnis.
(2)  Die Erlaubnis wird erteilt, wenn die Person
für die Kindertagespflege geeignet ist. Geeignet
im Sinne des Satzes 1 sind Personen, die
1.  sich durch ihre Persönlichkeit,
Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft
mit Erziehungsberechtigten und anderen  Tages-
pflegepersonen auszeichnen und
2.  über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen.
Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich
der Anforderungen der Kindertagespflege verfü-
gen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erwor-
ben oder in anderer Weise nachgewiesen haben.
(3)  Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis
zu fünf fremden Kindern. Sie ist auf fünf Jahre
befristet. Die Kindertagespflegeperson hat das
Jugendamt über wichtige Ereignisse zu unter-
richten, die für die Betreuung des oder der
Kinder bedeutsam sind.
(4) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es kann
die Zahl der zu betreuenden Kinder weiter ein-
schränken oder vorsehen, dass die Erlaubnis im
Einzelfall für weniger als fünf Kinder erteilt
werden kann.“

21. § 44 wird wie folgt geändert:
a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„§44 Erlaubnis zur Vollzeitpflege“.
b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Wer ein Kind oder einen Jugendlichen über Tag
und Nacht in seinem Haushalt aufnehmen will
(Pflegeperson), bedarf der Erlaubnis.“
bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:
aaa) Die Wörter „betreut oder ihm Unterkunft
gewährt“ werden gestrichen.
bbb) Nach dem Wort „Jugendaustausches“ wird
ein Komma eingefügt und folgende Nummer 6
angefügt:
„6. in Adoptionspflege (§  1744 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs)“.
ccc) Nach der Nummer 6 werden die Wörter
„über Tag und Nacht aufnimmt.“ angefügt.
cc) Satz 3 wird gestrichen.

22.  § 45 wird wie folgt geändert:
a)   In Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 werden die Angabe
,,a)“ vor dem Wort „außerhalb“ 
sowie die Angabe Mb)“ und die Wörter „nicht
überwiegend“ gestrichen.
b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden. Sie ist zu versagen, wenn
1.  die Betreuung der Kinder oder der Jugendli-
chen durch geeignete Kräfte nicht gesichert ist
oder
2.  in sonstiger Weise das Wohl der Kinder oder
der Jugendlichen in der Einrichtung nicht ge-
währleistet ist; dies ist insbesondere dann anzu-
nehmen, wenn bei der Förderung von Kindern
und Jugendlichen in Einrichtungen
a)  ihre gesellschaftliche und sprachliche Inte-
gration oder
b)  die gesundheitliche Vorsorge und medizini-
sche Betreuung
erschwert wird.
c) Der Träger der Einrichtung soll mit dem An-
trag die Konzeption der Einrichtung vorlegen.
Über die Voraussetzungen der Eignung sind
Vereinbarungen mit den Trägern der Einrich-
tungen anzustreben. Die Erlaubnis ist zurückzu-
nehmen oder zu widerrufen, wenn das Wohl der
Kinder oder der Jugendlichen in der Einrichtung
gefährdet und der Träger der Einrichtung nicht
bereit oder in der Lage ist, die Gefährdung abzu-
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wenden. Zur Sicherung des Wohls der Kinder
und der Jugendlichen
3. ein ausländisches Kind oder ein ausländischer
Jugendlicher unbegleitet nach Deutschland
kommt und sich weder Personensorge- noch
Erziehungsberechtigte im Inland aufhalten.
Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein
Kind oder einen Jugendlichen bei einer geeigne-
ten Person, in einer geeigneten Einrichtung oder
in einer sonstigen Wohnform vorläufig unterzu-
bringen; Im Fall von Satz 1 Nr. 2 auch ein Kind
oder einen Jugendlichen von einer anderen
Person wegzunehmen.
(2) Das Jugendamt hat während der Inobhutnah-
me die Situation, die zur Inobhutnahme geführt
hat, zusammen mit dem Kind oder dem Jugend-
lichen zu klären und Möglichkeiten der Hilfe
und Unterstützung aufzuzeigen. Dem Kind oder
dem Jugendlichen ist unverzüglich Gelegenheit
zu geben, eine Person seines Vertrauens zu be-
nachrichtigen. Das Jugendamt hat während der
Inobhutnahme für das Wohl des Kindes oder des
Jugendlichen zu sorgen und dabei den notwendi-
gen Unterhalt und die Krankenhilfe sicherzustel-
len. Das Jugendamt ist während der Inobhut-
nahme berechtigt, alle Rechtshandlungen
vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes oder
Jugendlichen notwendig sind; der mutmaßliche
Wille der Personensorge- oder der Erzie-
hungsberechtigten ist dabei angemessen zu
berücksichtigen.
(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1
Satz 1 Nr. 1 und 2 die Personensorge- oder
Erzie-hungsberechtigten unverzüglich von der
Inobhut-nahme zu unterrichten und mit ihnen
das Gefährdungsrisiko abzuschätzen.
Widersprechen die Personensorge- oder Erzie-
hungsberechtigten der Inobhutnahme, so hat das
Jugendamt unverzüglich 1. das Kind oder den
Jugendlichen den Personensorge- oder Erzie-
hungsberechtigten zu übergeben, sofern nach der
Einschätzung des Jugendamts eine Gefährdung
des Kindeswohls nicht besteht oder die Perso-
nensorge- oder Erziehungsberechtigten bereit
und in der Lage sind, die Gefährdung abzuwen-
den oder
2. eine Entscheidung des Familiengerichts über
die erforderlichen Maßnahmen zum Wohl des
Kindes oder des Jugendlichen herbeizuführen.
Sind die Personensorge- oder Erziehungsberech-

tigten nicht erreichbar, so gilt Satz 2 Nr. 2 ent-
sprechend. Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3
ist unverzüglich die Bestellung eines Vormunds
oder Pflegers zu veranlassen. Widersprechen die
Personensorgeberechtigten der Inobhutnahme
nicht, so ist unverzüglich ein Hilfeplanverfahren
zur Gewährung einer Hilfe einzuleiten.
(4)  Die Inobhutnahme endet mit
1. der Übergabe des Kindes oder Jugendlichen an
die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten,
2. der Entscheidung über die Gewährung von
Hilfen nach dem Sozialgesetzbuch.
(5)  Freiheitsentziehende Maßnahmen im Rah-
men der Inobhutnahme sind nur zulässig, wenn
und soweit sie erforderlich sind, um eine Gefahr
für Leib oder Leben des Kindes oder des Jugend-
lichen oder eine Gefahr für Leib oder Leben
Dritter abzuwenden. Die Freiheitsentziehung ist
ohne gerichtliche Entscheidung spätestens mit
Ablauf des Tages nach ihrem Beginn zu beenden.
(6)  Ist bei der Inobhutnahme die Anwendung
unmittelbaren Zwangs erforderlich, so sind die
dazu befugten Stellen hinzuzuziehen.“
20. § 43 wird nach der Überschrift zum Zweiten
Abschnitt des Dritten Kapitels eingestellt und
wie folgt gefasst:
„§43 Erlaubnis zur Kindertagespflege
(1)  Wer Kinder außerhalb ihrer Wohnung in
anderen Räumen während des Tages mehr als 15
Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als
drei Monate betreuen will (Tagespflegeperson),
bedarf der Erlaubnis.
(2)  Die Erlaubnis wird erteilt, wenn die Person
für die Kindertagespflege geeignet ist. Geeignet
im Sinne des Satzes 1 sind Personen, die
1.  sich durch ihre Persönlichkeit,
Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft
mit Erziehungsberechtigten und anderen Tages-
pflegepersonen auszeichnen und
2.  über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen.
Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich
der Anforderungen der Kindertagespflege verfü-
gen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erwor-
ben oder in anderer Weise nachgewiesen haben.
(3)  Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis
zu fünf fremden Kindern. Sie ist auf fünf Jahre
befristet. Die Kindertagespflegeperson hat das
Jugendamt über wichtige Ereignisse zu unter-
richten, die für die Betreuung des oder der
Kinder bedeutsam sind.
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(4) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es kann
die Zahl der zu betreuenden Kinder weiter ein-
schränken oder vorsehen, dass die Erlaubnis im
Einzelfall für weniger als fünf Kinder erteilt
werden kann.“
21. § 44 wird wie folgt geändert:
a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„§44 Erlaubnis zur Vollzeitpflege“.
b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: aa) Satz 1
wird wie folgt gefasst:
„Wer ein Kind oder einen Jugendlichen über Tag
und Nacht in seinem Haushalt aufnehmen will
(Pflegeperson), bedarf der Erlaubnis.“
bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:
aaa) Die Wörter „betreut oder ihm Unterkunft
gewährt“ werden gestrichen.
bbb) Nach dem Wort „Jugendaustausches“ wird
ein Komma eingefügt und folgende Nummer 6
angefügt:
„6. in Adoptionspflege (§  1744 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs)“.
ccc) Nach der Nummer 6 werden die Wörter
„über Tag und Nacht aufnimmt.“ angefügt.
cc) Satz 3 wird gestrichen.
22.  § 45 wird wie folgt geändert:
a)   In Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 werden die Angabe
,,a)“ vor dem Wort „außerhalb“ sowie die An-
gabe Mb)“ und die Wörter „nicht überwiegend“
gestrichen.
b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden. Sie ist zu versagen, wenn
1.  die Betreuung der Kinder oder der Jugendli-
chen durch geeignete Kräfte nicht gesichert ist
oder
2.  in sonstiger Weise das Wohl der Kinder oder
der Jugendlichen in der Einrichtung nicht ge-
währleistet ist; dies ist insbesondere dann anzu-
nehmen, wenn bei der Förderung von Kindern
und Jugendlichen in Einrichtungen
a)  ihre gesellschaftliche und sprachliche Inte-
gration oder
b)  die gesundheitliche Vorsorge und medizini-
sche Betreuung erschwert wird.
Der Träger der Einrichtung soll mit dem Antrag
die Konzeption der Einrichtung vorlegen. Über
die Voraussetzungen der Eignung sind Verein-
barungen mit den Trägern der Einrichtungen
anzustreben. Die Erlaubnis ist zurückzunehmen
oder zu widerrufen, wenn das Wohl der Kinder

oder der Jugendlichen in der Einrichtung gefähr-
det und der Träger der Einrichtung nicht bereit
oder in der Lage ist, die Gefährdung abzuwenden.
Zur Sicherung des Wohls der Kinder und der
Jugendlichen können auch nachträgliche Auflagen
erteilt werden „Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen Rücknahme oder den Widerruf der
Erlaubnis haben keine aufschiebende Wirkung.“

23.  Nach § 46 Abs. 1 Satz 1 wird folgender
Satz eingefügt:
„Der Träger der Einrichtung soll bei der ört-
lichen Prüfung mitwirken.“

24.  § 47 wird wie folgt geändert:
a)  Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen
und nach dem Wort „Angaben“ werden die
Wörter „sowie der Konzeptio“ eingefügt.
b)  Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.

25.  §50 Abs. 3 wird aufgehoben.

26.  In § 52a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und in § 59
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden jeweils die Wörter
„oder zur Leistung einer an Stelle des Unterhalts
zu gewährenden Abfindung“ gestrichen.
27.  § 61 wird wie folgt geändert:
a)  In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 werden
jeweils die Wörter „Verarbeitung und Nutzung“
durch die Wörter „und Verwendung“ ersetzt.
b)  Absatz 3 wird aufgehoben.
c)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und
wie folgt geändert:
Die Wörter „von Sozialdaten bei ihrer Erhebung,
Verarbeitung und Nutzung“ werden durch die
Wörter „der personenbezogenen Daten bei der
Erhebung und Verwendung“ ersetzt.

28. § 62 wird wie folgt geändert:
a)   In Absatz 2 werden die Wörter „den
Erhebungszweck und Zweck der Verarbeitung
und Nutzung“ durch die Wörter „sowie die
Zweckbestimmungen der Erhebung und
Verwendung“ ersetzt.
b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 2 Buchstabe c werden nach den
Wörtern „nach den §§ 42 bis 48a“ die Wörter
„und nach § 52“ eingefügt.
bb) Nummer 2 Buchstabe d wird wie folgt ge-
fasst:
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,,d) die Erfüllung des Schutzauftrages bei Kin-
deswohlgefährdung nach § 8a oder“.
cc) In der Nummer 3 wird der Punkt durch das
Wort "oder" ersetzt und folgende Nummer 4
angefügt:
„4. die Erhebung bei dem Betroffenen den
Zugang zur Hilfe ernsthaft gefährden würde.“

29. § 63 wird wie folgt geändert:
In den Absätzen 1 und 2 Satz 1 werden jeweils
die Wörter „in Akten und auf sonstigen
Datenträgern“ gestrichen.

30.  Nach § 64 Abs. 2 wird folgender Absatz 2a
eingefügt:
„(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft,
die der verantwortlichen Stelle nicht angehört,
sind die Sozialdaten zu anonymisieren oder zu
pseudonymisieren, soweit die Aufgabenerfüllung
dies zulässt.“

31.  § 65 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a)  In der Nummer 2 wird die Angabe „§ 50
Abs. 3“ durch die Angabe „§ 8a Abs. 3“ ersetzt.
b)  Nach der Nummer 2 werden folgende
Nummern 3 und 4 eingefügt:
„3. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wech-
sels der Fallzuständigkeit im Jugendamt oder
eines Wechsels der Örtlichen Zuständigkeit für
die Gewährung oder Erbringung der Leistung
verantwortlich ist, wenn Anhaltspunkte für eine
Gefährdung des Kindeswohls gegeben sind und
die Daten für eine Abschätzung des Gefähr-
dungsrisikos notwendig sind, oder
4. an die Fachkräfte, die zum Zwecke der
Abschätzung des Gefährdungsrisikos nach § 8a
hinzugezogen werden; § 64 Abs. 2a bleibt unbe-
rührt, oder“.
c) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 5.

32.  § 67 wird aufgehoben.

33.  § 68 wird wie folgt geändert:
a)   In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ver-
arbeiten und nutzen“ durch die Wörter „und ver-
wenden“ ersetzt.
b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „in Akten oder
auf sonstigen Datenträgem“ gestrichen.
bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Nach Beendigung einer Beistandschaft hat dar-
über hinaus der Elternteil, der die Beistandschaft
beantragt hat, einen Anspruch auf Kenntnis der
gespeicherten Daten, solange der junge Mensch
minderjährig ist und der Elternteil antragsbe-
rechtigt ist.“
In Absatz 4 werden die Wörter „verarbeiten und
nutzen“ durch das Wort „verwenden“ ersetzt.

34.  Dem § 69 Abs. 5 werden folgende Sätze
angefügt:
„Das Wunsch- und Wahlrecht der Eltern nach 
§ 5 bleibt unberührt. Für die Aufnahme gemein-
defremder Kinder ist ein angemessener Kosten-
ausgleich sicherzustellen.“

35.  Nach § 72 wird folgender § 72a eingefügt:
„§72a Persönliche Eignung
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen
hinsichtlich der persönlichen Eignung im Sinne
des § 72 Abs. 1 insbesondere sicherstellen, dass
sie keinePersonen beschäftigen oder vermitteln,
die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den
§§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 181 a, 182 bis
184e oder § 225 des Strafgesetzbuches verurteilt
worden sind. Zu diesem Zweck sollen sie sich
bei der Einstellung und in regelmäßigen Abstän-
den von den zu beschäftigenden Personen ein
Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 des Bundes-
zentralregistergesetzes vorlegen lassen. Durch
Vereinbarungen mit den Trägem von Einrich-
tungen und Diensten sollen die Träger der
öffentlichen Jugendhilfe auch sicherstellen, dass
diese keine Personen nach Satz 1 beschäftigen.“

36.  In § 76 Abs. 1 werden die Angabe „43“ und
das Komma gestrichen.

37.  § 78a wird wie folgt geändert:
a)  Dem Absatz 1 Nr. 4 wird folgender Buch-
stabe d angefügt:
„d) in sonstiger teilstationärer oder stationärer
Form (§27)“.
b)  In Absatz 2 wird die Angabe „(§§ 42, 43)“
durch die Angabe „(§ 42)“ ersetzt.

38.  Dem § 78b Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:
„Vereinbarungen über die Erbringung von Hilfe
zur Erziehung im Ausland dürfen nur mit solchen
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Trägem abgeschlossen werden, die
1. anerkannte Träger der Jugendhilfe oder Träger
einer erlaubnispflichtigen Einrichtung im Inland
sind, in der Hilfe zur Erziehung erbracht wird,
2. mit der Erbringung solcher Hilfen nur
Fachkräfte im Sinne des § 72 Abs. 1 betrauen
und
3. die Gewähr dafür bieten, dass sie die Rechts-
vorschriften des Aufenthaltslandes einhalten und
mit den Behörden des Aufenthaltslandes sowie
den deutschen Vertretungen im Ausland zusam-
menarbeiten.“

39.  In § 84 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter
„bis zu“ durch das Wort „mindestens“ ersetzt.#

40.  In § 87 werden die Wörter „und die Heraus-
nahme eines Kindes oder eines Jugendlichen
ohne Zustimmung des Personensorgeberech-
tigten“ sowie die Angabe „(§ 43)“ gestrichen.

41.  In § 87a Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe
„(§ 44)“ durch die Angabe „(§§ 43,44)“ ersetzt.

42.  In § 89b Abs. 1 werden die Wörter „oder
die Herausnahme des Kindes oder Jugendlichen
ohne Zustimmung des Personensorgeberech-
tigten“ und die Angabe „(§ 43)“ gestrichen.

43.  Dem § 89e Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:
„Eine nach Satz 1 begründete Erstattungspflicht
bleibt bestehen, wenn und solange sich die örtli-
che Zuständigkeit nach § 86a Abs. 4 und § 86b
Abs. 3 richtet.“

44.  § 89f Abs. 3 wird aufgehoben.

45.  Die Überschrift des Achten Kapitels wird
wie folgt gefasst:
„Achtes Kapitel Kostenbeteiligung“.

46.  Die Überschrift des Ersten Abschnitts des
Achten Kapitels wird wie folgt gefasst:
„Erster Abschnitt Pauschalierte
Kostenbeteiligung“.

47.  § 90 wird wie folgt geändert:
a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„§90 Pauschalierte Kostenbeteiligung“.

b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort
„Tageseinrichtungen“ die Wörter „und Kinder-
tagespflege“ eingefügt.
bb) In Satz 1 Nr. 3 werden die Wörter „§§ 22,
24“ durch die Wörter „§§ 22 bis 24“ ersetzt.
cc) In Satz 1 wird das Wort „Gebühren“ durch
das Wort „Kostenbeiträge“ ersetzt.
dd) In Satz 2 wird das Wort „Gebühren“ durch
das Wort „Kostenberträge“ ersetzt.
c)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Werden die Teilnahmebeiträge oder Kostenbei-
träge nach dem Einkommen berechnet, bleibt die
Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagen-
gesetz außer Betracht.“
d)  In Absatz 2 Satz 1  werden die Wörter „die
Gebühr“ durch die Wörter „der Kostenbeitrag“
ersetzt.
e)  In Absatz 3 Satz 1  werden die Wörter „die
Gebühr“ durch die Wörter „der Kostenbetrag“
ersetzt.
f)  Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
„Bei der Einkommensberechnung bleibt die
Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagen-
gesetz außer Betracht.“
48.  Die Überschrift des Zweiten Abschnitts des
Achten Kapitels wird wie folgt gefasst:
„Zweiter Abschnitt
Kostenberträge für stationäre und teilstationäre
Leistungen sowie vorläufige Maßnahmen“.

49.  Die §§ 91 bis 94 werden durch folgende §§
91 bis 94 ersetzt:
„§91 Anwendungsbereich
(1) Zu folgenden vollstationären Leistungen und
vorläufigen Maßnahmen werden Kostenbeiträge
erhoben:
1. der Unterkunft junger Menschen in einer so-
zialpädagogisch begleiteten Wohnform {§ 13
Abs. 3),
2. der Betreuung von Müttern oder Vätern und
Kindern in gemeinsamen Wohnformen (§ 19).
3. der Betreuung und Versorgung von Kindern in
Notsituationen (§ 20),
4. der Unterstützung bei notwendiger Unterbrin-
gung junger Menschen zur Erfüllung der Schul-
pflicht und zum Abschluss der Schulausbildung
(§21),
5.  der Hilfe zur Erziehung
a)  in Vollzeitpflege (§33),
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b)  in einem Heim oder einer sonstigen betreuten
Wohnform (§ 34),
c)  in intensiver sozialpädagogischer Einzelbe-
treuung (§ 35), sofern sie außerhalb des Eltern-
hauses erfolgt,
d)  auf der Grundlage von § 27 in stationärer
Form,
6. der Eingliederungshilfe für seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche durch geeignete Pflege-
personen sowie in Einrichtungen über Tag und
Nacht und in sonstigen Wohnformen (§ 35a Abs.
2 Nr. 3 und 4),
7. der Inobhutnahme von Kindern und
Jugendlichen (§42),
8. der Hilfe für junge Volljährige, soweit sie den
in den Nummern 5 und 6 genannten Leistungen
entspricht (§41).
(2)  Zu folgenden teilstationären Leistungen wer-
den Kostenbeiträge erhoben:
1. der Betreuung und Versorgung von Kindern in
Notsituationen nach § 20,
2. Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe
nach § 32 und anderen teilstationären Leistungen
nach §27,
3. Eingliederungshilfe für seelisch behinderte
Kinder und  Jugendliche in Tageseinrichtungen
und anderen teilstationären Einrichtungen nach 
§ 35a Abs. 2 Nr. 2 und
4. Hilfe für junge Volljährige, soweit sie den in
den Nummern 2 und 3 genannten Leistungen
entspricht (§41).
(3)  Die Kosten umfassen auch die Aufwendun-
gen für den notwendigen Unterhalt und die
Krankenhilfe.
(4)  Verwaltungskosten bleiben außer Betracht.
(5)  Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe tra-
gen die Kosten der in den Absätzen 1 und 2
genannten Leistungen unabhängig von der Erhe-
bung eines Kostenbeitrags.
§92 Ausgestaltung der Heranziehung
(1) Aus ihrem Einkommen nach Maßgabe der §§
93 und 94 heranzuziehen sind:
1. Kinder und Jugendliche zu den Kosten der in §
91 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 und Abs. 2 Nr. 1 bis 3 ge-
nannten Leistungen und vorläufigen Maßnahmen,
2. junge Volljährige zu den Kosten der in § 91
Abs. 1 Nr. 1,4 und 8 und Abs. 2 Nr. 4 genannten
Leistungen,
3. Leistungsberechtigte nach § 19 zu den Kosten
der in § 91 Abs. 1 Nr. 2 genannten Leistungen,

4. Ehegatten und Lebenspartner junger Men-
schen und Leistungsberechtigter nach § 19 zu
den Kosten der in § 91 Abs. 1 und 2 genannten
Leistungen und vorläufigen Maßnahmen,
5. Elternteile zu den Kosten der in § 91 Abs. 1
genannten Leistungen und vorläufigen Maß-
nahmen; leben sie mit dem jungen Menschen
zusammen, so werden sie auch zu den Kosten
der in § 91 Abs. 2 genannten Leistungen heran-
gezogen.
(2)  Die Heranziehung erfolgt durch Erhebung
eines Kostenbeitrags, der durch Leistungsbe-
scheid festgesetzt wird; Elternteile werden
getrennt herangezogen.
(3)  Ein Kostenbeitrag kann bei Eltern, Ehegat-
ten und Lebenspartnern ab dem Zeitpunkt erho-
ben werden, ab welchem dem Pflichtigen die
Gewährung der Leistung mitgeteilt und er über
die Folgen für seine Unterhaltspflicht gegenüber
dem jungen Menschen aufgeklärt wurde. Ohne
vorherige Mitteilung kann ein Kostenbeitrag für
den Zeitraum erhoben werden, in welchem der
Träger der öffentlichen Jugendhilfe aus recht-
lichen oder tatsächlichen Gründen, die in den
Verantwortungsbereich des Pflichtigen fallen, an
der Geltendmachung gehindert war. Entfallen
diese Gründe, ist der Pflichtige unverzüglich zu
unterrichten.
(4)  Ein Kostenbeitrag kann nur erhoben werden,
soweit Unterhaltsansprüche vorrangig Berech-
tigter nicht geschmälert werden. Von der Heran-
ziehung der Eltern ist abzusehen, wenn das
Kind, die Jugendliche oder die junge Volljährige
schwanger ist oder ein leibliches Kind bis zur
Vollendung des sechsten Lebensjahres betreut.
(5)  Von der Heranziehung soll im Einzelfall
ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn
sonst Ziel und Zweck der Leistung gefährdet
würden oder sich aus der Heranziehung eine
besondere Härte ergäbe. Von der Heranziehung
kann abgesehen werden, wenn anzunehmen ist,
dass der damit verbundene Verwaltungsaufwand
in keinem angemessenen Verhältnis zu dem Kos-
tenbeitrag stehen wird.
§93 Berechnung des Einkommens
(2) (1) Zum Einkommen gehören alle Einkünfte
in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der
Grundrente nach oder entsprechend dem Bun-
desversorgungsgesetz sowie der Renten und
Beihilfen, die nach dem Bundesentschädigungs-
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gesetz für einen Schaden an Leben sowie an
Körper und Gesundheit gewährt werden bis zur
Höhe der vergleichbaren Grundrente nach dem
Bundesversorgungsgesetz. Geldleistungen, die
dem gleichen Zweck wie die jeweilige Leistung
der Jugendhilfe dienen, zählen nicht zum.Ein-
kommen und sind unabhängig von einem
Kostenbeitrag einzusetzen. Leistungen, die auf
Grund öffentlichrechtlicher Vorschritten zu
einem ausdrücklich genannten Zweck erbracht
werden, sind nicht als Einkommen zu berück-
sichtigen.
(2)  Von dem Einkommen sind abzusetzen
1. auf das Einkommen gezahlte Steuern und
2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung ein-
schließlich der Beiträge zur Arbeitsförderung
sowie
3.  nach Grund und Höhe angemessene Beiträge
zu öffentlichen oder privaten Versicherungen
oder ähnlichen  Einrichtungen zur Absicherung
der Risiken Alter, Krankheit, Pflegebedürftigkeit
und Arbeitslosigkeit.
(3)  Von dem nach den Absätzen 1 und 2 errech-
neten Betrag sind Belastungen der kostenbei-
tragspflichtigen Person abzuziehen. In Betracht
kommen insbesondere
1.  Beiträge zu öffentlichen oder privaten
Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen,
2.  die mit der Erzielung des Einkommens ver-
bundenen notwendigen Ausgaben,
3.  Schuldverpflichtungen.
Der Abzug erfolgt durch eine Kürzung des nach
den Absätzen 1 und 2 errechneten Betrages um
pauschal 25 vom Hundert. Sind die Belastungen
höher als der pauschale Abzug, so können sie
abgezogen werden, soweit sie nach Grund und
Höhe angemessen sind und die Grundsätze einer
wirtschaftlichen Lebensführung nicht verletzen.
Die kostenbeitragspflichtige Person muss die
Belastungen nachweisen.
§94 Umfang der Heranziehung
(1)  Die Kostenbeitragspflichtigen sind aus ihrem
Einkommen in angemessenem Umfang zu den
Kosten heranzuziehen. Die Kostenbeiträge dür-
fen die tatsächlichen Aufwendungen nicht über-
schreiten. Eltern sollen nachrangig zu den jungen
Menschen herangezogen werden. Ehegatten und
Lebenspartner sollen nachrangig zu den jungen
Menschen, aber vorrangig vor deren Eltern her-
angezogen werden.

(2)  Für die Bestimmung des Umfangs sind bei
jedem Elternteil, Ehegatten oder Lebenspartner
die Höhe des nach § 93 ermittelten Einkommens
und die Anzahl der Personen, die mindestens im
gleichen Range wie der untergebrachte junge
Mensch oder Leistungsberechtigte nach § 19 un-
terhaltsberechtigt sind, angemessen zu berück-
sichtigen.
(3)  Werden Leistungen über Tag und Nacht
außerhalb des Elternhauses erbracht und bezieht
einer der Elternteile Kindergeld für den jungen
Menschen, so hat dieser einen Kostenbeitrag
mindestens in Höhe des Kindergeldes zu zahlen.
Zahlt der Elternteil den Kostenbeitrag nicht, so
sind die Träger der öffentlichen Jugendhilfe inso-
weit berechtigt, das auf dieses Kind entfallende
Kindergeld durch Geltendmachung eines
Erstattungsanspruchs nach § 74 Abs. 2 des
Einkommensteuergesetzes in Anspruch zu neh-
men.
(4)  Werden Leistungen über Tag und Nacht er-
bracht und hält sich der junge Mensch nicht nur
im Rahmen von Umgangskontakten bei einem
Kostenbeitragspflichtigen auf, so ist die tatsäch-
liche Betreuungsleistung über Tag und Nacht auf
den Kostenbeitrag anzurechnen.
(5)  Für die Festsetzung der Kostenbeiträge von
Eltern, Ehegatten und Lebenspartnern junger
Menschen werden nach Einkommensgruppen
gestaffelte Pauschalbeträge durch Rechtsverord-
nung des zuständigen Bundesministeriums mit
Zustimmung des Bundesrates bestimmt. Die Be-
träge sind alle zwei Jahre, erstmals zum 1. Juli
2007, der Entwicklung des durchschnittlich ver-
fügbaren Arbeitseinkommens anzupassen.
(6)  Junge Menschen haben ihr Einkommen nach
den Abzügen des § 93 in vollem Umfang als
Kostenbeitrag einzusetzen. Junge Volljährige und
volljährige Leistungsberechtigte nach § 19 sind
zusätzlich aus ihrem Vermögen nach den §§ 90
und 91 des Zwölften Buches heranzuziehen.“

50.  § 95 wird wie folgt geändert:
a)  Das Wort „kein“ wird durch das Wort
„weder“ ersetzt.
b)  Nach den Wörtern „des Ersten Buches“ wer-
den die Wörter „noch Kostenbeitragspflichtiger“
eingefügt.

51.  § 96 wird aufgehoben.
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52.  § 97a wird wie folgt geändert:
a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Nach dem Wort „Teilnahmebeitrags“ werden
die Wörter „oder Kostenbeitrags“ eingefügt.
bb) Die Wörter „nach den §§ 93,94 Abs. 1 und
2“ werden durch die Wörter „nach den §§ 92 bis
94“ ersetzt.
cc) Nach dem Wort „Volljährige“ werden ein
Komma und die Wörter „deren Ehegatten und
Lebenspartner“ eingefügt.
b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Soweit dies für die Berechnung der laufen-
den Leistung nach § 39 Abs. 6 erforderlich ist,
sind Pflegepersonen verpflichtet, dem örtlichen
Träger darüber Auskunft zu geben, ob der junge
Mensch im Rahmen des Familienleistungsaus-
gleichs nach § 31 des Einkommensteuergesetzes
berücksichtigt wird oder berücksichtigt werden
könnte und ob er ältestes Kind in der Pflege-
familie ist.“
c)  In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „des
Teilnahmebeitrags“ durch die Wörter „des Kos-
tenbeitrags“ ersetzt.
53.  Nach § 97a werden folgende §§ 97b und
97c eingefügt:
„§97b Übergangsregelung
(3) Für Leistungen und vorläufige Maßnahmen,
die vor dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes] gewährt worden sind und
über diesen Tag hinaus gewährt werden, erfolgt
die Heranziehung zu den Kosten bis zum ... [ein-
setzen: Datum sechs Monate nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes] nach den am Tag vordem In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Regelungen.
§97c Erhebung von Gebühren und Auslagen
Landesrecht kann abweichend von § 64 des
Zehnten Buches die Erhebung von Gebühren
und Auslagen regeln.“

54.  § 98 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a)  Nummer 7 wird gestrichen.
b)  Die Nummern 1 bis 6 werden Nummern 4
bis 9 und die Nummern 8 bis 10 werben
Nummern 10 bis 12.
c)  Vor der Nummer 4 werden folgende
Nummern 1 bis 3 eingefügt:
„1. Kinder und tätige Personen in Tageseinrich-
tungen,
2. Kinder und tätige Personen in öffentlich
geförderter Kindertagespflege,

3. Plätze in Tageseinrichtungen und Kinderta-
gespflege für Kinder unter drei Jahren für die
Dauer des Übergangszeitraums nach § 24a“.
d)  In der neuen Nummer 11 werden nach dem
Wort „Einrichtungen“ die Wörter „mit
Ausnahme der Tageseinrichtungen“ eingefügt.

55.  § 99 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen
über Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27 bis 35,
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche nach § 35a und Hilfe
für junge Volljährige nach § 41 sind
1.  im Hinblick auf die Hilfe
a)  Art des Trägers des Hilfe durchführenden
Dienstes oder der Hilfe durchführenden
Einrichtung,
b)  Art der Hilfe,
c)  Ort der Durchführung der Hilfe,
d)  Monat und Jahr des Beginns und Endes
sowie Fortdauer der Hilfe,
e)  familien- und vormundschaftsrichterliche
Entscheidungen zu Beginn der Hilfe,
f)  Intensität der Hilfe,
g) Hilfe anregende Institutionen oder Personen,
h) Gründe für die Hilfegewährung,
i)  Grund für die Beendigung der Hilfe sowie
2.  im Hinblick auf junge Menschen 
a) Geschlecht,
b)  Geburtsmonat und Geburtsjahr,
c)  Lebenssituation bei Beginn der Hilfe,
d)  anschließender Aufenthalt,
e)  nachfolgende Hilfe;
3. bei sozialpädagogischer Familienhilfe nach 
§ 31 und anderen familienorientierten Hilfen
nach § 27 zusätzlich zu den unter den Nummern
1 und 2 genannten Merkmalen
a)  Geschlecht. Geburtsmonat und Geburtsjahr
der in der Familie lebenden jungen Menschen
sowie
b)  Zahl der außerhalb der Familie lebenden
Kinder und Jugendlichen.“
b)  In Absatz 2 wird die Angabe „nach den §§
42 und 43“ durch die Angabe „nach § 42“
ersetzt.
c)  In Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe a werden vor
dem Wort „Geburtsjahr“ die Wörter „Geburts-
monat und“ eingefügt.
d)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe

Broschüre_Format.qxd  18.10.2006  13:25 Uhr  Seite 103



104

A
„(5) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen über
1.  die Pflegeerlaubnis nach § 43 ist die Zahl der
Tagespflegepersonen,
2.  die Pflegeerlaubnis nach § 44 ist die Zahl der
Kinder und Jugendlichen, gegliedert nach
Geschlecht und Art der Pflege.“
e)  Absatz 7 wird wie folgt gefasst:
„(7) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen
über Kinder und tätige Personen in Tageseinrich-
tungen sind
1.  die Einrichtungen, gegliedert nach
a)  der Art des Trägers und der Rechtsform
sowie besonderen Merkmalen,
b)  der Art und Zahl der verfügbaren Plätze
sowie
c)  der Anzahl der Gruppen,
2.  für jede dort haupt- und nebenberuflich tätige
Person
a)  Geschlecht und Beschäftigungsumfang,
b)  für das pädagogisch und in der Verwaltung
tätige Personal zusätzlich Geburtsmonat und
Geburtsjahr, die Art des
Berufsausbildungsabschlusses, Stellung im Beruf
und Arbeitsbereich,
3.  für die dort geförderten Kinder
a)  Geschlecht, Geburtsmonat und Geburts-jahr
sowie Schulbesuch,
b)  Migrationshintergrund,,
c)  tägliche Betreuungszeit und Mittagsverpflegung,
d)  erhöhter Förderbedarf.“
f)   Nach Absatz 7 werden folgende Absätze 7a
und 7b eingefügt:
(4) „(7a) Erhebungsmerkmale bei den
Erhebungen über Kinder in mit öffentlichen Mit-
teln geförderter Kindertagespflege sowie die die
Kindertagespflege durchführenden Personen sind:
1.  für jede tätige Person
a)  Geschlecht, Geburtsmonat und Geburtsjahr,
b)  fachpädagogischer Berufsausbildungsab-
schluss und abgeschlossener
Qualifizierungskurs, Anzahl der betreuten
Kinder (Betreuungsverhältnisse am Stichtag),
Ort der Betreuung,
2.  für die dort geförderten Kinder
a)  Geschlecht, Geburtsmonat und Geburtsjahr,
b)  Migrationshintergrund,
c)  tägliche Betreuungszeit,
d)  Umfang der öffentlichen Finanzierung,
e)  erhöhter Förderbedarf,
f)   Verwandtschaftsverhältnis zur Pflegeperson,
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g)  gleichzeitig bestehende andere Betreuungs-
arrangements.
(7b) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen
über die Plätze in Tageseinrichtungen und in
Kindertagespflege sind
1.  die Zahl der vorhandenen Plätze in Kinderta-
gespflege,
2. die Zahl der Plätze in Tageseinrichtungen und
in Kindertagespflege, die zur Erfüllung der Be-
darfskriterien nach § 24 Abs. 3 erforderlich
wären.“
g) Absatz 9 wird wie folgt geändert:
aa) Nach den Wörtern „bei den Erhebungen über
die Einrichtungen,14 werden die Wörter „soweit
sie nicht in Absatz 7 erfasst werden, sowie die“
eingefügt.
bb) In Nummer 1 werden nach dem Wort "Trä-
gers“ ein Komma und die Wörter „der Rechts-
form“ eingefügt.
cc) In Nummer 2 wird das Wort „und“ durch das
Wort „sowie“ ersetzt und werden nach den
Wörtern „nach Art des Trägers“ die Wörter „und
der Rechtsform“ angefügt.
dd) Nummer 3 wird wie folgt geändert:
aaa) Die Buchstaben a und b werden gestrichen.
bbb) In Buchstabe c wird das Wort „Geburts-
jahr“ durch das Wort „Beschäftigungsumfang“
ersetzt.
ccc) Buchstabe d wird wie folgt gefasst:
„d) für das pädagogische und in der Verwaltung
tätige Personal zusätzlich Geburtsmonat und
Geburtsjahr, Art des Berufsausbildungsabschlus-
ses, Stellung im Beruf und Arbeitsbereich.“

56.  § 1 01 wird wie folgt geändert:
a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Erhebungen nach § 99 Abs. 1 bis 7b
und 10 sind jährlich durchzuführen, die Erhe-
bungen nach Absatz 1, soweit sie die Eingliede-
rungshilfe für seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche betreffen, beginnend 2007. Die übri-
gen Erhebungen nach § 99 sind alle vier Jahre
durchzuführen, die Erhebungen nach Absatz 8
beginnend 1992, die Erhebungen nach Absatz 9
beginnend 2006.“
b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe „Nr. 1“
gestrichen.
bb) Die Nummern 2 bis 5 werden gestrichen.
cc) In Nummer 8 wird die Angabe „Abs. 6 bis“
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durch die Angabe „Abs. 6, 6a und“ ersetzt.
dd) In Nummer 9 werden nach dem Wort
„Dezember“ ein Komma und danach folgende
Nummer 10 angefügt:
„10. § 99 Abs. 7 bis 7b sind zum 15. März“.
c)  Absatz 3 wird aufgehoben.

57.  § 1 02 wird wie folgt geändert:
a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In den Nummern 2 und 3 wird die Angabe
„8 bis 10“ jeweils durch die Angabe „7 und 8
bis 10“ ersetzt.
bb) In Nummer 5 wird die Angabe „§ 69 Abs.
5“ durch die Angabe „§ 69 Abs. 5 und 6“ und
die Angabe „§ 99 Abs. 8 bis 10“ durch die
Angabe „§ 99 Abs. 7 bis 10“ ersetzt.
cc) In Nummer 6 wird die Angabe „8 und 9“
durch die Angabe „7, 8 und 9“ ersetzt.
dd) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
„6. die Träger der freien Jugendhilfe für Erhe-
bungen nach § 99 Abs. 1, soweit sie eine Bera-
tung nach § 28 oder § 41 betreffen, und nach §
99 Abs. 2, 3, 7, 8 und 9,“.
ee) In Nummer 7 wird die Angabe „§ 99 Abs. 9“
durch die Angabe „§ 99 Abs. 7 und 9“ ersetzt.
b)  in Absatz 3 wird die Angabe „§ 99 Abs. 1, 2,
3, 8 und 9“ durch die Angabe „§ 99 Abs. 1, 2, 3,
7, 8 und 9“ ersetzt.
58. § 104 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a)  In Nummer 1 werden nach dem Wort „nach“
die Wörter „§ 43 Abs. 1 oder“ eingefügt.
b)  Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
(5) „3. entgegen § 47 eine Anzeige nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er-
stattet oder eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig macht oder“.

A
Artikel 2
Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch
Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche
Unfallversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom
7. August 1996, BGBI. l S. 1254), zuletzt geän-
dert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 26. Mai
2005 (BGBI. l S. 1418), wird wie folgt geändert:
1.  Dem § 2 Abs. 1 Nr. 8a werden die Wörter
„sowie während der Betreuung durch geeignete
Tagespflegepersonen im Sinne von § 23 des
Achten Buches“ angefügt.
2.  Dem § 128 Abs. 1 Nr. 2 werden die Wörter
„sowie für Kinder, die durch geeignete Tages-
pflegepersonen im Sinne von § 23 des Achten
Buches betreut werden“ angefügt.

Artikel 3
Neufassung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
Das Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend kann den Wortlaut des
Achten Buches Sozialgesetzbuch in der vom
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden
Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.
Artikel 4 Inkrafttreten
(1)  Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des Mo-
nats nach der Verkündung in Kraft, soweit in
Absatz 2 nichts Abweichendes bestimmt ist.
(2) Artikel 1 Nr. 55 Buchstabe a und c, Nr. 56
Buchstabe b Doppelbuchstabe aa und bb sowie
Buchstabe c und Nr. 57 Buchstabe a Doppel-
buchstabe dd tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefer-
tigt. Es ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.
Berlin, den 8. September 2005 
Der Bundespräsident
Der Bundeskanzler
Die Bundesministerin für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz
beschlossen:

Inhaltsübersicht
Artikel 1  Änderung des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 2  Änderung des Bundeserziehungs-
geldgesetzes

Bundesgesetzblatt 3845 Teil G 5702 2004     
Ausgegeben zu Bonn am 31. Dezember 2004, Nr. 76

27.12.2004 Gesetz zur Fortentwicklung der Berufsaufsicht über Abschlussprüfer in der
Wirtschaftsprüferordnung (Abschlussprüferaufsichtsgesetz- APAQ), S. 3846
FKA: 702-1. 4126-1. 702-1/1
GESTA: E062

27.12.2004 Gesetz zum quaUtAtsorlentlerten und bedarfsgerechten Ausbau der Tagesbetreuung für
Kinder (TagesbetreuungsausbaugasAtz-TAQ), S. 3852
GESTA:I011 23.12.2004      

Neunte Verordnung zur Änderung chemikalienrechtlicher Verordnungen, S. 3865
FNA: 860-8, 85-3

27.12.2004 Verordnung zum Schutz gegen die Maul- und Klauenseuche (MKS-Verordnung), S. 3857
FNA: neu: 7831-1 -41-36; 7831-1-41-18, 7S31-1-4144

29.12.2004 Dreiundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Einkommenssteuer Durchführungs-
verordnung, S. 3884
FNA: 611-1-1

28.12.2004 Organisatloneerlass des Bundeskanzlers, S. 3885
FNA: neu: 1103-4-19

20.12.2004 Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (zu § 1 Abs. 3 des Bundeskindergeld-
gesetzes), S. 3885
FNA: 1104-5, 810-1-49

Hinwels auf andere Verkündungsblätter
Bundesgesetzblatt Teil II Nr. 41, S. 3886
Verkündungen im Bundesanzeiger, S. 3886
Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, S. 3887
Abschlusshinweis für Bundesgesetzblatt Teil l und Teil II, S. 3891

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2004 Teil l Nr. 76, ausgegeben zu Bonn am 31. Dezember 2004

Gesetz zum qualitätsorientierten und bedarfsgerechten Ausbau der
Tagesbetreuung für Kinder (Tagesbetreuungsausbaugesetz – TAG)
Vom 27. Dezember 2004

Artikel 3  Neufassung des Achten Buches
Sozialgesetzbuch
Artikel 4 Inkraftreten

Artikel 1
Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
Das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und
Jugendhilfe – In der Fassung der Bekanntma-
chung vom 8. Dezember 1998 (BGBI. l S. 3546),
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zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes
vom 30. Juli 2004 (BGBI. l S. 2014), wird wie
folgt geändert:
1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a)  Die Angabe zum Dritten Abschnitt des
Zweiten Kapitels wird wie folgt gefasst:
Dritter Abschnitt
„Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen
und in Kindertagespflege“.
b)  Die Angabe zu §22 wird wie folgt gefasst
„§ 22  Grundsatze der Förderung“.
c)  Nach der Angabe zu § 22 wird folgende
Angabe eingefügt:
„§22a Förderung in Tageseinrichtungen“.
d)  Die Angabe zu §23 wird wie folgt gefasst: 
„§ 23   Förderung in Kindertagespflege“.
e)  Die Angabe zu §24 wird wie folgt gefasst:
„§ 24 Inanspruchnahme von Tagesnoteinrich-
tungen und Kindertagespflege“.
1)  Die Angabe zu §24a wird wie folgt gef asst:
„§ 24a Obergangsregelung für die Ausgestaltung
des Förderungsangebots1“.
g) Nach der Angabe zu § 74 wird folgende
Angabe eingefügt
„§74a Finanzierung von Tageseinrichtungen für
Kinder“.
2.  Die Überschrift des Dritten Abschnitts des
Zweiten Kapitels wird wie folgt gefasst:
„Dritter Abschnitt
Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen
und in Kindertagespflege'“.
3.  Die §§ 22 bis 24a werden durch folgende 
§§ 22 bis 24a ersetzt:

„§22
Grundsätze der Förderung
(1)  Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in
denen sich Kinder für einen Teil des Tages oder
ganztägig aufhalten und in Gruppen gefördert wer-
den. Kindertagespflege wird von einer geeigneten
Tagespflegeperson in ihrem Haushalt oder im
Haushalt des Personensorgeberechtigten geleistet.
Das Nähere Über die Abgrenzung von Tagesein-
richtungen und Kindertagespflege regelt das Lan-
desrecht. Es Kann auch regeln, dass Kindertages-
pflege in anderen geeigneten Räumen geleistet wird.
(2)  Tageseinrichtungen für Kinder und Kinderta-
gespflege sollen
1.  die Entwicklung des Kindes zu einer eigen-
verantwortlichen und gemeinschaftsfähigen

Persönlichkeit fördern,
2.  die Erziehung und Bildung in der Familie
unterstützen und ergänzen,
3.  den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit und
Kindererziehung besser miteinander vereinbaren
zu können.
(3)  Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung,
Bildung und Betreuung des Kindes und bezieht
sich auf die soziale, emotionale, körperliche und
geistige Entwicklung des Kindes. Er schließt die
Vermittlung orientierender Werte und Regeln
ein. Die Förderung soll sich am Alter und Ent-
wicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen
Fähigkeiten, an der Lebenssituation sowie den
Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kin-
des orientleren und seine ethnische Herkunft
berücksichtigen.
§22a Förderung in Tageseinrichtungen
(1)  Die Träger der Öffentlichen Jugendhilfe sol-
len die Qualität der Förderung in ihren Einrich-
tungen durch geeignete Maßnahmen sicherstel-
len und weiterentwickeln. Dazu gehören die
Entwicklung und der Einsatz einer pädagogi-
schen Konzeption als Grundlage für die Erfül-
lung des Förderungsauftrags sowie der Einsatz
von Instrumenten und Verfahren zur Evaluation
der Arbeit in den Einrichtungen.
(2)  Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len sicherstellen, dass die Fachkräfte in ihren
Einrichtungen mit den Erziehungsberechtigten
zum Wohl der Kinder und zur Sicherung der
Kontinuität des Erziehungsprozesses zusammen-
arbeiten. Die Erziehungsberechtigten sind an den
Entscheidungen und wesentlichen Angelegen-
heiten der Erziehung, Bildung und Betreuung zu
beteiligen.
(3) Das Angebot soll sich pädagogisch und orga-
nisatorisch an den Bedürfnissen der Kinder und
ihrer Familien orientieren. Werden Einrichtungen
in den Ferienzelten geschlossen, so hat der Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe für die Kinder,
die nicht von den Erziehungsberechtigten betreut
werden können, eine anderweitige Betreuungs-
möglichkeit sicherzustellen
(4)  Kinder mit und ohne Behinderung sollen,
sofern der Hitfebedarf dies zulässt. In Gruppen
gemeinsam gefördert werden. Zu diesem Zweck
sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe
mit den Tragern der Sozialhilfe bei der Planung,
konzeptionellen Ausgestaltung und Finanzierung
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des Angebots zusammenarbeiten.
(5)  Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len die Realisierung des Förderungsauftrages
nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in den Ein-
richtungen anderer Träger durch geeignete Maß-
nahmen sicherstellen.

§23 Förderung in Kindertagespflege
(1)  Die Förderung in Kindertagespflege nach
Maßgabe von § 24 umfasst die Vermittlung des
Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson,
soweit diese nicht von der erziehungsberechtig-
ten Person nachgewiesen wird, deren fachliche
Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung
sowie die Gewährung einer laufenden Geldleis-
tung.
(2)  Die laufende Geldleistung nach Absatz 1
umfasst
1.  die Erstattung angemessener Kosten, die der
Tagespflegeperson für den Sachaufwand entste-
hen,
2.  einen angemessenen Beitrag zur
Anerkennung Ihrer Förderu ngsleistu ng und
3.  die Erstattung nachgewiesener
Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfall-
versicherung sowie die hälftige Erstattung der
Aufwendungen zu einer angemessenen Alters-
sicherung der Tagespflege-Person.
Die Höhe der laufenden Geldleistung wird vom
Träger der öffentlichen Jugendhilfe festgelegt,
soweit Landesrecht nicht etwas anderes be-
stimmt. Ober die Gewährung einer Geldleistung
an unterhaltspflichtige Personen entscheidet der
Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach pflicht-
gemäßem Ermessen.
(3)  Geeignet Im Sinne von Absatz 1 sind Per-
sonen, die sich durch ihre Persönlichkeit, Sach-
kompetenz und Kooperationsbereitschaft mit
Erziehungsberechtigten und anderen Tages-
pflegepersonen auszeichnen und über kindge-
rechte Räumlichkeiten verfügen. Sie sollen über
vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforde-
rungen der Kindertagespflege verfügen, die sie
In qualifizierten Lehrgängen erworben oder In
anderer Welse nachgewiesen haben.
(4)  Erziehungsberechtigte und Tagespflegeper-
sonen haben Anspruch auf Beratung In allen
Fragen der Kindertagespflege. Für Ausfallzeiten
einer Tagespflegeperson Ist rechtzeitig eine
andere Betreuungsmöglichkeit für das Kind

sicherzustellen. Zusammenschlosse von Tages-
pflegepersonen sollen beraten, unterstützt und
gefördert werden.

§24
Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen und
Kindertagespflege
(1)  Ein Kind hat vom vollendeten dritten
Lebensjahr bis zum Sehuleintrirt Anspruch auf
den Besuch einer Tageseinrichtung. Die Träger
der öffentlichen Jugendhilfe haben darauf hinzu-
wirken, dass für diese Altersgruppe ein bedarfs-
gerechtes Angebot an Ganztagsplätzen oder
ergänzend Förderung in Kindertagespflege zur
Verfügung steht.
(2)  Für Kinder im Alter unter drei Jahren und
im schulpflichtigen Alter Ist ein bedarfsgerechtes
Angebot an Plätzen In Tageseinrichtungen und
In Kindertagespflege vorzuhalten.
(3)  Für Kinder im Alter unter drei Jahren sind
mindestens Plätze in Tageseinrichtungen und in
Kindertagespflege vorzuhalten, wenn
1.  die Erziehungsberechtigten oder, falls das
Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten
zusammenlebt, diese Person einer Erwerbstätig-
keit nachgehen oder eine Erwerbstätigkeit auf-
nehmen, sich in einer beruflichen Bildungs-
maßnahme, in der Schulausbildung oder
Hochschulausbildung befinden oder an Maß-
nahmen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne
des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt teilnehmen oder
2.  ohne diese Leistung eine Ihrem Wohl ent-
sprechen-de Förderung nicht gewährleistet ist;
die §§ 27 bis 34 bleiben unberührt
Der Umfang der täglichen Betreuungszeit richtet
sich nach dem individuellen Bedarf im Hinblick
auf die in Satz 1 genannten Kriterien.
(4)  Geeignete Tagespflegepersonen Im Sinne
von § 23 Abs. 3 können auch vermittelt werden,
wenn die Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht
vorliegen; In diesem Fall können Aufwendungen
nach § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 erstattet werden.
(5)  Weltergehendes Landesrecht bleibt unbe-
rührt.
§24a
Obergangsregelung für die Ausgestaltung des
Förderungsangebots
(1)  Kann am 1. Januar 2005 in einem Land das
für die Erfüllung der Verpflichtung nach § 24
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Abs. 2 bis 5 erforderliche Angebot nicht gewähr-
leistet werden, so können die Träger der Öffent-
lichen Jugendhilfe be-schließen, dass die Ver-
pflichtung nach § 24 Abs. 2 bis 5 erst ab einem
späteren Zeltpunkt, spätestens ab dem 1. Oktober
2010 erfüllt wird.
(2)  In diesem Fall sind die örtlichen Träger im
Rahmen ihrer Jugendhilfeplanung verpflichtet,
1.  für den Obergangszeitraum jährfiche Ausbau-
stufen zur Schaffung eines bedarfsgerechten
Angebots zu beschließen und
2.  jährlich zum 15. März jeweils den aktuellen
Bedarf zu ermitteln und den erreichten Ausbau-
stand festzustellen.
(4) (3)  Die Bundesregierung hat dem Deutschen
Bundestag jährlich einen Bericht über den Stand
des Ausbaus nach Absatz 2 vorzulegen.

Bundesgesetzblatt Jahrgang 2004 Teil l Nr. 76,
ausgegeben zu Bonn am 31. Dezember 2004
(4) Solange das erforderliche Angebot noch nicht
zur Verfügung steht, sind bei der Vergabe der
neu geschaffenen Plätze
1.  Kinder, deren Wohl nicht gesichert ist, und
2.  Kinder, deren Eltern oder alleinerziehende
Elternteile eine Ausbildung oder Erwerbstätigkeit
aufnehmen oder an einer Maßnahme zur
Eingliederung in Arbeit im Sinne des Vierten
Gesetzes für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt teilnehmen, besonders zu berück-
sichtigen.“
4.  §69 wird wie folgt geändert:
a)  Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ein-
gefügt:
„(5) Landesrecht kann bestimmen, dass kreis-
angehörige Gemeinden und Gemeindeverbände,
die nicht örtliche Träger sind, zur Durchführung
von Aufgaben der Förderung von Kindern in
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege
herangezogen werden.“
b)  Der bisherige Absatz 5 wfrd Absatz 6.
5.  Nach § 74 wird folgender § 74a eingefügt:
„§74a Finanzierung von Tageseinrichtungen für
Kinder
Die Finanzierung von Tageseinrichtungen regelt
das Landesrecht. Die Erhebung von Teilnahme-
beiträgen nach § 90 bleibt unberührt 

Artikel 2
Änderung dea Bundeserztohungsgeldgesetzes

Das Bundeserziehungsgeldgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 9. Februar 2004
(BGBI. l S. 206), geändert durch Artikel 10 
Nr. 4 des Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBI. l
S. 1950), wird wie folgt geändert
1. In § 1 Abs. 3 Nr. 1 werden die Wörter in die
Obhut des Annehmenden aufgenommen ist“
durch die Wörter „bei der berechtigten Person
aufgenommen wurde“ ersetzt.
2.  Dem §2 wird folgender Satz angefügt:
Keine volle Erwerbstätigkeit liegt auch vor,
wenn die berechtigte Person als Im Sinne des 
§ 23 des Achten Buches Sozjalgesetzbuch geeig-
nete Tagespflegeperso n nicht mehr als fünf
Kinder betreut“
3.  §6 wird wie folgt geändert:
a)  In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter
„Arbeitslosenhilfe, Eingliederungshilfe für Spät-
aussiedler“ gestrichen.
b)  In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe 1 044
Euro“ durch die Wörter „den Arbeitnehmer-
Pauschbetrag gemäß § 9a Satz 1 Nr. 1 des
Einkommensteuergesetzes“ ersetzt
4.  In § 15 Abs. 4 wird nach Satz 1 folgender
Satz eingefügt:
„Eine im Sinne des § 23 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch geeignete Tagespflegeperson kann
bis zu fünf Kinder betreuen, auch wenn die wö-
chentliche Betreuungszeit 30 Stunden übersteigt.“

Artikel 3
Neufassung des Achten Buches
Sozialgesetzbuch
Das Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend kann den Wortlaut des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch In der vom Inkraft-
treten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im
Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 4 Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. Die verfassungsmäßigen Rechte
des Bundesrates sind gewahrt.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefer-
tigt Es Ist Im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 27. Dezember 2004
Der Bundespräsident Horst Köhler
Der Bundeskanzler Gerhard Schröder
Die Bundesministerin für Familie, Senioren»
Frauen und Jugend Renate Schmidt
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Anlage 9: Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Kindertageseinrichtungen

Dresden, 14. Juni 2005
Dr. Fritz Hähle MdL Prof. Dr. Cornelius Weiss MdL
und CDU-Fraktion und SPD-Fraktion

A Zielsetzungen

1. Qualitätsverbesserungen:
· gesetzliche Verankerung des Bildungsplans, um die Qualität der vorschulischen

Bildung und Erziehung zu erhöhen;
· Schaffung der rechtlichen Grundlagen für das Schulvorbereitungsjahr im letzten

Kindergartenjahr, damit die Kinder die notwendigen Lernkompetenzen erwerben
können;

· landesweite effektive Bündelung und Neuausgestaltung der Fort- und Weiterbil-
dungsangebote sowie der Fachberatung zur Qualifizierung der Erzieherinnen und
Grundschullehrer.

2. Stärkung der vorschulischen Bildung und Erziehung
· Einführung des Schulvorbereitungsjahres im Jahr 2005;
· Kostentragung durch das Land;
· Kooperation von Kindergärten und Grundschulen.

3. Deregulierung
· Verwaltungsvereinfachung durch Einführung einer Empfehlung zur Ausstattung

von Kindertageseinrichtungen im Sinne der Stärkung der kommunalen
Selbstverwaltung;

· Gemeinden können künftig auch die Betreuung von bis zu 6 Kindern durch
Tagesmütter auch außerhalb der eigenen 4 Wände zulassen.

4. Trotz der Qualitätsverbesserungen und der damit verbundenen Ausweitung des
Betreuungsangebots werden die Elternbeiträge weiterhin stabil gehalten (keine
Erhöhungen!).

5. Grundsätzlich sollen Kinder nicht aus Gründen, die nicht in ihrer Person liegen,
vom Angebot der Kindertagesstätten ausgeschlossen werden.
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B Wesentlicher Inhalt

Der verstärkte frühkindliche Bildungsaspekt spiegelt sich in den vorliegenden Ände-
rungen des Sächsischen Kindertagesstättengesetz wider. Ein Bildungsauftrag, der
sich auf die Schule und die anschließenden Bildungseinrichtungen konzentriert, setzt
zu spät an. Zahlreiche Forschungen belegen, dass die Grundlagen für Lernkompe-
tenzen sehr viel früher als in der Grundschule gelegt werden. Wir haben diesen
Forschungen Rechnung getragen, indem wir den Bildungsaspekt im vorliegenden
Gesetzentwurf stärker als bisher betonen. Von daher verankern wir den Sächsischen
Bildungsplan und das Schulvorbereitungsjahr einschließlich der erforderlichen Qua-
litätsentwicklung im Gesetz.

Darüber hinaus wird der ursprüngliche Wille des Gesetzgebers noch einmal betont,
wonach Kinder nicht aus Gründen, die nicht in der Person des Kindes liegen, grund-
sätzlich vom Angebot der Kindertagesbetreuung ausgeschlossen werden dürfen.
Ein weiterer wesentlicher Aspekt ist die Stärkung der Tagespflege im Gesetz. Hier
wird die Möglichkeit eröffnet, die Tagespflege auch in anderen Räumen, als denen
der Tagesmutter oder der Erziehungsberechtigten durchzuführen. Ebenso wird das
Wunsch- und Wahlrecht um die Tagespflege ergänzt.

Dem Gesundheitsschutz der Kinder wird ebenfalls Rechnung getragen. Es wird
sichergestellt, dass zukünftig Rauchverbot in Kindertagesstätten und in Tagespflege-
stellen herrscht. Dies ist ein wichtiger Schritt für die Gesundheit unserer Kinder.

In § 11 wird ein wichtiger Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung geleistet. Die Aus-
stattungsrichtlinie für Kitas entfällt. In der Zukunft wird es hier nur noch eine Emp-
fehlung geben.

C Alternativen
Keine.

D Kosten
Die erforderlichen Finanzmittel für das Schulvorbereitungsjahr sind im Haushalt
2005/2006 bereits eingestellt.
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Artikel 1
Das Sächsische Gesetz zur Förderung von Kind-
ern in Tageseinrichtungen (Gestz über Kinder-
tageseinrichtungen – SächsKitaG) vom 
27. November 2001 (SächsGVBl. S. 705),
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 22. April 2005 (SächsGVBl. S. 121, 125),
wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu 
§ 6 wie folgt gefasst:
„§ 6 Mitwirkung von Kindern und Erziehungs-
berechtigten“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Dieses Gesetz gilt für Kinderkrippen,
Kindergärten, Horte (Kindertageseinrichtungen)
sowie für Kindertagespflege, soweit sie nach 
§ 3 Abs. 3 dieses Gesetzes angeboten wird.“
b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Kindertagespflege wird gemäß § 22 Absatz
2 und 3 und § 23 Absatz 3 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) – Kinder- und
Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 8. Dezember 1998 (BGBl. I S.
3546), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes
vom  21. März 2005 (BGBl. I S. 818, 826 geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, durch eine geeignete Tagespflegeperson
angeboten. Die Kindertagespflege kann im
Haushalt der Kindertagespflegeperson oder der
Erziehungsberechtigten oder mit Zustimmung
der Gemeinde in Abstimmung mit dem örtlichen
Träger der öffentlichen Jugendhilfe in anderen
kindgerechten Räumlichkeiten ausgeübt werden.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Kinder-
tageseinrichtungen“ die Wörter „und Kinder-
tagespflege“ sowie nach dem Wort „die“ die
Wörter „Bildung und“ eingefügt.
bb) In Satz 3 werden die Wörter „Betreuungs-,
Bildungs- und Erziehungsauftrag“ gestrichen
und durch die Wörter „Bildungs-, Erziehungs-
und Betreuungsauftrag“ ersetzt.

cc) Nach Satz 3 werden folgende Sätze ange-
fügt: „Der sächsische Bildungsplan ist die
Grundlage für die Gestaltung der Bildungsange-
bote in den Kindertageseinrichtungen und in der
Kindertagespflege.
Dieser wird vom Staatsministerium für Soziales
gemeinsam mit dem Staatsministerium für Kul-
tus erstellt und weiterentwickelt.“
b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Die Wörter „Betreuungs-, Bildungs- und
Erziehungsauftrag“ durch die Wörter „Bildungs-,
Erziehungs- und Betreuungsauftrag“ ersetzt.
bb) In Nr. 2 wird Satz 2 wie folgt gefasst:
„Dabei sind die individuellen Bedürfnisse aller
Kinder geschlechtssensibel wahrzunehmen, um
einer gesellschaftlichen Rollenfixierung ent-
gegenzuwirken.“
c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „indem“
die Wörter „im Rahmen eines Schulvorberei-
tungsjahres“ eingefügt.
bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Näheres zum Inhalt, der Organisation sowie der
Finanzierung des Schulvorbereitungsjahres regelt
eine Verordnung des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Soziales gemeinsam mit dem Säch-
sischen Staatsministerium für Kultus im Einver-
nehmen mit dem Sächsischen Staatsministerium
der Finanzen.“
d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Tagespflege“ durch
das Wort „Kindertagespflege“ ersetzt.
bb) Satz 2 wird gestrichen.

4. Dem § 3 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Grundsätzlich sollen Kinder aus Gründen, die
nicht in ihrer Person liegen, vom Besuch einer
Kindertageseinrichtung oder der Kindertages-
pflege im Rahmen der Bedarfsplanung nicht aus-
geschlossen werden.“

5. In § 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Kinder-
tageseinrichtungen“ die Wörter „oder Kinderta-
gespflegestelle“ eingefügt.

6. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Kindertageseinrichtungen
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„§ 6 Mitwirkung von Kinder und Erziehungs-
berechtigten“.
b) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:
Nach den Wörtern „für die“ werden die Wörter
„Erstellung, Fortschreibung oder“ eingefügt.
7. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Erziehungsberechtigten sind von An-
fang an in alle Maßnahmen der Gesundheits-
pflege einzubeziehen. Das Gesundheitsamt oder
von ihm Beauftragten führen bei allen Kindern
die aufgrund dieses Gesetzes betreut werden
jährlich für alle Kinder zahnärztliche Reihenun-
tersuchungen und eine einmalige ärztliche Unte-
rsuchung auf Seh- und Hörstörungen sowie mo-
torische und Sprachauffälligkeiten in der Regel
im vierten Lebensjahr durch. Die Untersuchungs-
ergebnisse werden in anonymisierter zusammen-
gefasster Form auf Landesebene sowie auf der
Ebene der Landkreise und Kreisfreien Städte
ausgewertet. Sie sind Grundlage für die Maßnah-
men der Gesundheitsförderung in Kindertages-
einrichtungen und Tagespflegestellen.“
b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt:
„(4) In Kindertageseinrichtungen und Tagespfle-
gestellen darf nicht geraucht werden.“

8. § 8 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Der zuständige örtliche Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe gewährleistet, dass in seinem
Gebiet die nach § 3 erforderlichen Plätze in Kin-
dertageseinrichtung bedarfsgerecht zur Verfügung
stehen. Er stellt zu diesem Zweck einen Bedarfs-
plan auf. In den Bedarfsplan sind auch die Tages-
pflegeplätze gemäß § 3 Abs. 3 aufzunehmen.
Die Aufnahme einer Einrichtung oder Kinder-
tagespflegestelle in den Bedarfsplan ist Voraus-
setzung für die Finanzierung nach § 13, § 14
Abs. 1 bis 4, § 14 Abs. 6 und §§ 15 und 20.“

9. § 11 Satz 3 wird gestrichen.

10. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Erfolgt die Betreuung in altersgemischten
Gruppen, gilt für Kinder bis zur Vollendung des
dritten Lebensjahres der Personalschlüssel für
die Krippe, für Kinder bis zur Vollendung des
dritten Lebensjahres bis zum Schuleintritt der

Personalschlüssel für den Kindergarten und für
Kinder im schulpflichtigen Alter der Personal-
schlüssel für den Hort.“

11. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
„Für die Kindertagespflege sind unter Berück-
sichtigung der Betreuungszeit die durchschnitt-
lichen Aufwendungen und ihre Deckung zu
ermitteln und bekannt zu machen.“
bb) Im bisherigen Satz 3 werden die Wörter
„Staatsministerium für Soziales, Gesundheit,
Jugend und Familie“ durch die Wörter „Sächsi-
sche Staatsministerium für Soziales“ ersetzt.
b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Die Kosten für die Kindertagespflege nach
§ 3 Abs. 3 werden aufgebracht durch Elternbei-
träge, die übrigen Kosten trägt auf der Grund-
lage einer Vereinbarung mit der Tagespflegeper-
son die Gemeinde; dies schließt eine laufende
Geldleistung an die Tagespflegeperson gemäß 
§ 23 Abs. 2 SGB VIII ein, die von der Gemein-
de in Abstimmung mit dem örtlichen Träger der
öffentlichen Jugendhilfe festgelegt wird.“

12. § 15 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge-
fügt:
„(3) Für Kinder in Tagespflege nach § 3 Abs. 3
werden gemäß § 14 Abs. 6 Elternbeiträge erho-
ben, die denen für entsprechende Kindertages-
einrichtungen vergleichbar sind. Absenkung von
Elternbeiträgen gemäß § 15 Abs. 1 Satz 3 gelten
analog für die Kindertagespflege.“
b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden
Absätze 4 und 5.
c) Der neue Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Einrich-
tung“ die Wörter „oder der Kindertagespflege-
person“ eingefügt.
bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Eltern-
beitrag“ die Wörter„für Kindertageseinrich-
tungen und Kindertagespflege“ eingefügt und
das Wort „Erziehungsberechtigten“ durch die
Wörter „Eltern und dem Kind“ ersetzt sowie im
letzten Halbsatz die Angabe „Absatz 3“ durch
die Angabe „Absatz 4“ ersetzt.
e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Kindertageseinrichtungen

Broschüre_Format.qxd  18.10.2006  13:25 Uhr  Seite 113



114

A
13. § 17 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „ist“ durch
das Wort „sind“ ersetzt.
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Entsprechendes gilt bei Inanspruchnahme der
Kindertagespflege außerhalb der
Wohnortgemeinde.“
bb) Nach Satz 2 werden folgende Sätze einge-
fügt: „Wird der Landeszuschuss an die Wohnort-
gemeinde ausgezahlt, so ist er begrenzt auf die
Höhe des Betrages, die dem in der aufnehmen-
den Gemeinde in Anspruch genommenen Be-
treuungsangebot entspricht, an diese zu erstatten.
Ein Erstattungsanspruch der aufnehmenden
Gemeinde entsprechend Satz 3 besteht in allen
Fällen, in denen der Landeszuschuss an eine
Gemeinde ausgezahlt wird, die nicht mehr Be-
treuungsgemeinde ist.“
14. § 18 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
In Satz 1 werden nach dem Wort „Landeszu-
schusses“ die Wörter „nach Absatz 1 sowie für
Zuschüsse des Schulvorbereitungsjahres nach 
§ 2 Abs. 3“ eingefügt.
15. § 19 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 4 werden die Wörter „in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23. März 1994
(BGBl. I S. 646, 2975), zuletzt geändert durch
Artikel 15 des Gesetzes vom 19. Juni 2001
(BGBl. I S.1046, 1109)“ durch die Wörter „in
der Fassung des Gesetzes zur Einordnung des
Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch vom
27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022)“ ersetzt.
b) In Satz 5 werden die Wörter
„Staatsministerium für Soziales, Gesundheit,
Jugend und Familie“ durch die Wörter „Staats-
ministerium für Soziales“ ersetzt.

16. § 20 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 werden die Wörter „Staatsministe-
rium für Soziales, Gesundheit, Jugend und
Familie“ durch die Wörter „Staatsministerium
für Soziales“ ersetzt.
b) Nach Satz 2 werden folgende Sätze angefügt:
„Soweit Landeszuschüsse ausgereicht werden,
sind für die Bewilligung und Auszahlung die
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe
zuständig. Für die Bewilligung und Auszahlung
von Landeszuschüssen an Kreisfreie Städte ist
das Regierungspräsidium zuständig.“

17. Die Überschrift des Abschnittes 4 wird wie
folgt gefasst: „Abschnitt 4 Qualitätssicherung
und -entwicklung“.

18. § 21 wird wie folgt gefasst:
„§ 21 „Qualitätsentwicklung, Fort- und Weiter-
bildung, Fachberatung und Qualifikation
(1) Die Qualität der Arbeit in den Einrichtungen
wird durch die Träger mittels geeigneter Maßna-
hmen sichergestellt und weiterentwickelt. Die
Qualitätssicherung soll in den Konzeptionen
festgeschrieben werden.
(2) Die Fortbildung der Mitarbeiter von Kinder-
tageseinrichtungen sowie von Tagespflegeperso-
nen ist Aufgabe des Landesjugendamtes und der
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.
Darüber hinaus sollen die Verbände der Träger
der freien Jugendhilfe Angebote zur Fortbildung
ihrer Mitarbeiter machen.
(3) Eine qualifizierte Fachberatung ist Bestand-
teil der Qualitätssicherung und -entwicklung
jeder Kindertageseinrichtung. Fachberatung wird
durch die örtlichen Träger der öffentlichen
Jugendhilfe sowie durch die Spitzenverbände der
Träger der freien Wohlfahrtspflege angeboten.
Für die Fachberatung im Bereich der Kinder-
tagespflege ist der örtliche Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe zuständig. Die Qualifizierung
und Weiterentwicklung der Fachberatung ist
Aufgabe des Landesjugendamtes.
(4) Die Träger der Kindertageseinrichtungen sor-
gen dafür, dass die pädagogischen Fachkräfte
regelmäßig Zugang zu Angeboten der Fortbil-
dung und Fachberatung haben.
(5) Anforderungen an die Qualifikation und
Fortbildung der pädagogischen Fachkräfte in
Kindertageseinrichtungen, der Tagespflegeper-
sonen sowie der Fachberater regelt das Säch-
sische Staatsministerium für Soziales durch
Rechtsverordnung.“

19. § 22 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „Staatsminis-
terium für Soziales, Gesundheit, Jugend und
Familie“ durch die Wörter „Staatsministerium
für Soziales“ ersetzt.
b) In Absatz 2 werden die Wörter „Staatsminis-
terium für Soziales, Gesundheit, Jugend und
Familie“ durch die Wörter „Staatsministerium
für Soziales“ ersetzt.
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Begründung:

Zu Nr. 1:
Redaktionelle Änderung.

Zu Nr. 2: § 1
Zu a) Absatz 1
Aufgrund des SGB VIII ist die Umbenennung in
Kindertagespflege erforderlich. Der Geltungs-
bereich des Gesetzes wird in Absatz 1 um die
Kindertagespflege erweitert. Damit wird ihrer
gewachsenen Bedeutung Rechnung getragen.
Zu b) Absatz 6
Anpassung an das SGB VIII. Ebenso wird es
ermöglicht, die Tagespflege auch in anderen
kindgerechten Räumen, als denen der Tages-
pflegepersonen oder der Erziehungsberechtigten
auszuüben.

Zu Nr. 3: § 2
Zu a) Absatz 1
aa) und bb) Aufgrund der Bedeutung der Kin-
dertagespflege wird diese schon an dieser Stelle
genannt. In der Praxis bedeutet dies, dass den

Bildungsaspekten auch in der Kindertagespflege
Rechnung getragen wird.
cc) Der Sächsische Bildungsplan wird mit dieser
Regelung zur Grundlage der Bildungsangebote
in Kindertagesbetreuung.
Zu b) Absatz 2
aa) Redaktionelle Änderung.
bb) Sprachliche Anpassung.
Zu c) Absatz 3
aa) Mit der Änderung wird das Schulvorberei-
tungsjahr, welches dem Gelingen des Übergangs
in die Grundschule gewährleistet werden soll,
umgesetzt.
bb) Mit dieser Verordnungsermächtigung wird
sichergestellt, dass die Umsetzung des Schul-
vorbereitungsjahres praxisnah einschließlich des
Personaleinsatzes erfolgt.
Zu d) Absatz 6
aa) Redaktionelle Änderung
bb) Wird jetzt in § 1 Absatz 1 geregelt.

Zu Nr. 4: § 3
Mit dieser Formulierung wird der ursprüngliche
Wille des Gesetzgebers noch einmal verdeut-
licht. Der angefügte Satz stellt klar, dass die
Angebote des Kindertagesstättengesetzes insbe-
sondere unter dem Aspekt des
Bildungsangebotes allen Kindern unabhängig
von ihrem sozialen Umfeld gleichermaßen
zugänglich sein sollen. Maßgeblich ist die
Person des Kindes.
Zu Nr. 5: § 4
In Bezug auf die Rolle der Kindertagespflege ist
die Erweiterung des Wunsch- und Wahlrechts
konsequent.

Zu Nr. 6: § 6
Zu a) Klarstellung
Zu b) Erweiterung des Elternmitwirkungsrechtes
auf die Erstellung und Fortschreibung des päda-
gogischen Konzeptes.

Zu Nr. 7: § 7
Zu a) Absatz 2
Die Änderung stellt klar, dass zukünftig alle
Kinder, die gemäß dieses Gesetzes betreut wer-
den, untersucht werden. Weiterhin wird der
Umgang mit den durch die Untersuchungen
gewonnenen Daten geregelt.

c) Absatz 3 wird aufgehoben.
20. § 23 wird wie folgt gefasst:
„§ 23 Übergangsregelungen
Der Nachweis über die nach § 21 Abs. 1 in die
Konzeptionen eingegangenen Qualitätssiche-
rungskonzepte ist durch die Träger der Kinder-
tageseinrichtungen gegenüber dem Sächsischen
Landesjugendamt bis zum 31. Dezember 2007
zu erbringen.“

21. § 24 wird aufgehoben.
22. Artikel 2
Das Staatsministerium für Soziales kann den
Wortlaut des Sächsischen Gesetzes zur Förde-
rung von Kindern in Tageseinrichtungen (Gesetz
über Kindertageseinrichtungen – SächsKitaG) in
der vom In-Kraft-Treten dieses Gesetzes an gel-
tenden Fassung im Sächsischen Gesetz- und
Verordnungsblatt bekannt machen.

23. Artikel 3
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.
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Zu b) Absatz 4
Das Rauchverbot ist ein wichtiger Beitrag zum
Gesundheitsschutz der Kinder.

Zu Nr. 8: § 8
In die Bedarfsplanung werden gleichwertig auch
die Tagespflegeplätze aufgenommen.

Zu Nr. 9: § 11
Mit der Streichung des Satzes 3 wird ein wichti-
ger Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung gelei-
stet.

Zu Nr. 10: § 12
Klarstellung. Damit ist keine Änderung des
Personalschlüssels verbunden.

Zu Nr. 11: § 14
Zu a) Absatz 2
aa) Bei Kindertagespflege werden die Aufwen-
dungen ersetzt. Diese basieren nicht auf den tat-
sächlichen Betriebskosten. Von daher muss hier
eine differenzierte Regelung getroffen werden.
bb) Redaktionelle Anpassung.
Zu b) Absatz 6
Mit dieser Änderung wird klargestellt, dass die
im SGB VIII vorgesehen Bestandteile der Geld-
leistung für Tagespflegepersonen auch hier im
Freistaat berücksichtigt werden und die Gemein-
de wie bisher auch für die Festsetzung dieser
Geldleistung zuständig ist.
Zu Nr. 12: § 15
Zu a) Absatz 3
Klarstellung. Die Regelung wird um die Tages-
pflege ergänzt. Bislang fehlte es an eine solchen
Vorschrift. Absenkungen des Elternbeitrages sind
jetzt auch für die Kindertagespflegestellen gere-
gelt.
Zu b)
Folgeänderung.
c) Absatz 5
aa) Ergänzung um Kindertagespflegeperson.
bb) Ergänzung um Kindertagespflegeperson und
Anpassung an SGB VIII.
Zu e)
Folgeänderung.

Zu Nr. 13 : § 17
Zu a) Absatz 2
Redaktionelle Änderung.

Zu b) Absatz 3
aa) und bb) Mit dieser Neuregelung wird der in
der Praxis aufgetretene Fall geregelt, der bisher
immer zu Streitigkeiten geführt hat, wenn ein
Kind aus der aufnehmenden Gemeinde beispiels-
weise wieder in die Wohnortgemeinde zurück
wechselt. Die aufnehmende Gemeinde hat bisher
den Landeszuschuss dann behalten und nicht
zurück an die Wohnortgemeinde gezahlt.

Zu Nr. 14: § 18
Mit dieser Regelung wird sichergestellt, dass nur
eine Behörde für die Auszahlung der Landespau-
schale und der Zuschüsse für das Schulvorberei-
tungsjahr zuständig ist.

Zu Nr. 15: § 19
Zu a)
Anpassung an SGB IX.
Zu b)
Redaktionelle Änderung.
Zu Nr. 16: § 20
Zu a)
Redaktionelle Änderung.
Zu b)
Die Regelung entspricht der bisherigen Praxis.
Hier erfolgt lediglich die gesetzliche Umsetzung.

Zu Nr. 17:
Redaktionelle Anpassung.

Zu Nr. 18: § 21
Mit dieser Formulierung der Vorschrift wird dem
Anliegen deutlich Rechnung getragen. Die
Qualitätssicherung ist einer der wesentlichen
Faktoren bei der Umsetzung des Gesetzes.

Zu Nr. 19: § 22
Zu a)
Redaktionelle Änderung.
Zu b)
Redaktionelle Änderung.
Zu c)
Straffung des Gesetzes.Zu Nr. 20: § 23
Die nach § 21 geforderten Qualitätskonzepte sol-
len spätestens bis zum 31. 12. 2007 gegenüber
dem Landesjugendamt vorgelegt werden. Nur so
kann sichergestellt werden, dass die qualitativen
Anforderungen auch tatsächlich erbracht werden.
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Zu Nr. 21: § 24
Straffung des Gesetzes.

Zu Nr. 22: Artikel 2
Damit wird sichergestellt, dass das Gesetz neu

A
gefasst wird und damit benutzerfreundlich lesbar
gestaltet wird.

Zu Nr. 23: Artikel 3
Hier wird das In-Kraft-Treten geregelt.
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